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Konzerne und Regierung 
wollen in der Krise 
die Lohnabhängigen 
noch schutzloser machen

Bereits mit der Anhebung des Diskont­
satzes auf 8,75 Prozent (den höchsten 
Stand seit 1931) am 16. Juli hatte die 
Bundesbank signalisiert: Die industriel­
le Produktion der Kapitalisten läuft nicht 
wie erwartet, eine Vertiefung der Krise, 
Zusammenbrüche von Firmen und da­
mit verbunden eine weitere Zentralisa­
tion und Konzentration von Kapital ist 
zu erwarten. Die Anhebung der Zinssät­
ze durch die Bundesbank sollte die dafür 
notwendige Liquidität bei den großen 
Konzernen bereitstellen helfen und zu­
sätzliches Geld aus dem Ausland anlok- 
ken. Bereits im April und Mai dieses 
Jahres waren unter dem Eindruck der 
Hochzinspolitik der Bundesbank im Sal­
do über 15 Mrd. DM in die BRD geflos­
sen, mit denen die großen Konzerne ihre 
Kapitalpolster zusätzlich aufbessern 
konnten.

Inzwischen nehmen die Krisensignale 
der kapitalistischen Produktion weiter, 
zu:
— Anfang August meldete das Han­
delsblatt, die Auftragseingänge im ver­
arbeitenden Gewerbe seien nun seit 15 
Monaten rückläufig: „Besonders mar­
kant ist der Nachfragerückgang im Inve­
stitionsgüterbereich. Hier mußte inner­
halb der letzten drei Monaten ein Minus 
von gut 6 % hingenommen werden, wo­
bei vor allem die Inlandsnachfrage nach 
neuen Ausrüstungen einen deutlichen 
Einbruch verzeichnete; dies ist kein gu­
tes Konjunktursignal.“ Der Verband der 
Maschinenbaukapitalisten hatte wenige 
Tage vorher sogar noch kritischere Zah­
len gemeldet: Die Aufträge hätten im 
Juni um real 12 Prozent unter dem Vor­
jahreswert gelegen, die Inlandsbestel­
lungen seien sogar um 22 Prozent gerin­
gerausgefallen.
— Auch im Baubereich sind die Auf­
tragseingänge rückläufig, in den beiden 
Monaten März und April allein um 
15%. Den tiefsten Einbruch verzeichnet 
auch hier der gewerbliche Bau. Bisher, 
so wieder das Handelsblatt, sei der Bau­
sektor noch „einer der wenigen Eckpfei­
ler der Konjunktur“ gewesen.
— Folge der rückläufigen Produktion: 
Im vergangenen Monat stieg die Zahl 
der offiziell registrierten Arbeitslosen in 
der BRD erstmals über drei Millionen. 
In den Ost-Ländern beträgt die offizielle 
Arbeitslosenzahl inzwischen 1,188 Mil­
lionen bzw. 14,6 %. 64 Prozent der er­
faßten Arbeitslosen sind Frauen. Wei­
tere 504000 Personen sind im Osten in 
„beruflicher Weiterbildung“, 389000 
auf ABM und 542000 im „Vorruhe­

stand“. Arbeitslosigkeit, ABM, Vor­
ruhestand oder „Weiterbildung“ — in 
dieser Situation ist damit inzwischen ein 
Drittel der arbeitsfähigen Bevölkerung 
der früheren DDR.
— Logische Folge dieser rückläufigen 
Beschäftigung: Alle Sozialversicherun­
gen, ob Kranken-, Renten- oder Arbeits­
losenversicherung, erwarten in nächster 
Zeit hohe Defizite.

Auch bei den Preisen ist ein Rückgang 
der Teuerung nicht absehbar. Zwar hält 
der Zinskurs der Bundesbank den DM- 
Kurs hoch und damit die Einfuhrpreise 
für Rohstoffe vergleichsweise niedrig. 
Aber der Rückgang der Produktionszah­
len treibt die Stückkosten der Kapitali­
sten hoch, und diese werden alles tun, 
um diesen Kostenanstieg auf die Preise 
aufzuschlagen. Hinzu kommt, daß die 
rückläufige Produktion auch die öffent­
lichen Steuereinnahmen beeinträchtigt. 
Waigels Haushaltszahlen könnten sich 
bei einem weiteren Einbruch der Pro­
duktion schon bald als Wunschträume 
herausstellen. Sowieso stehen insbeson­
dere die Gemeinden und Länder — und 
hier wiederum insbesondere die im 
Osten — unter einem enormen finanziel­
len Druck. In der Folge werden schon 
jetzt zahlreiche öffentliche Preise —? et­
wa Nahverkehrstarife, Strom- und Gas­
tarife, Schwimmbäder, Bibliotheken 
usw. — zum Teil drastisch angehoben. 
Daß damit gerade die Dienstleistungen

Südafrika: Streik 
gegen de Klerk 
Der ANC und andere 
hatten für den 4./5.
August zu einem Gene­
ralstreik aufgerufen, der 
in den Industriezentren 
von vielen Arbeitern 
befolgt wurde. Viele for­
derten: „Weg mit de 
Klerk!“ „Häuser, 
Gesundheit, Arbeit!“ 
Der ANC verknüpfte mit 
dem Streik die Hoff­
nung, die Verhandlun­
gen mit der Regierung 
in der Codesa-Konfe- 
renz wieder in Gang zu 
bringen. Der PACunter­
schrieb den Streikaufruf 
nicht (siehe ausführ­
licher Seite 5).— (alk) 

für die sozial schwächsten Teile der 
Lohnabhängigen weiter zusammenge­
kürzt werden, ist genau das Ergebnis, 
das die Bundesbank mit ihrer extremen 
Zinspolitik auch beabsichtigt. Die An­
hebung der Mehrwertsteuer auf 15 Pro­
zent zum 1.1.93 wird diese Teuerung 
weiter anheizen.

Bei Konzernen und Regierung werden 
unter diesen Umständen weitere Angrif­
fe auf die Lohnabhängigen vorbereitet. 
Der Verband der Metallkapitalisten mel­
det, 25 Prozent der Unternehmen der 
Metallindustrie bereiteten Entlassungen 
vor: „Ähnlich schlechte Beschäfti­
gungserwartungen waren in der kon­
junkturellen Abschwungphase von 
Herbst 1981 bis Herbst 1982 zu regi­
strieren.“ Die Bftd-Zeitung lädt Mölle­
mann zum Frühstück ein und zitiert ihn 
hinterher: „In Schlüsselbranchen der 
westdeutschen Industrie gibt es drohen­
de Warnsignale. Wenn diese Zweige ins 
Trudeln geraten, würde es kritisch. Die 
Weltwirtschaft steht auf der Kippe.“

Möllemanns arbeiterfeindliche Kon­
sequenz: „Wir müssen weg von zu star­
ren Tarifregelungen. Es ist unvernünf­
tig, alle Unternehmen und Regionen zu 
behandeln, als wären sie gleich lei­
stungsstark und produktiv. Mit Gewerk­
schaften und Arbeitnehmern muß ver­
einbart werden, daß in Problemregionen 
und -branchen flexible Tarife vereinbart 
werden können. Wir müssen auch von 

den starren Maschinenlaufzeiten weg. 
Sie sollen auch am Wochenende laufen 
dürfen ...“ (Bild, 5.8.92)

Das von der Regierung erst vor eini­
gen Wochen bekräftigte „Deregulie- 
rungs“programm soll also bei einer 
Vertieftmg der Krise noch rascher um­
gesetzt werden. Je tiefer die Krise, um 
so schutzloser die Lohnabhängigen, 
damit die Arbeitsleistung noch höher 
getrieben werden kann und die Bezah­
lung noch niedriger wird — so lautet das 
brutale Konzept von Regierung und 
Konzernen.

In die gleiche Richtung zielen die zu­
nehmenden Drohungen von Kapitali­
sten, durch Austritt aus dem Tarifver­
band bestehende Tarifvereinbarungen 
wieder aufzuheben oder — wie im Osten 
verbreitet — erst gar nicht anzuerken­
nen. Ausweitung der Nachtarbeit, Aus­
weitung von Wochenendarbeit, Bezah­
lung unter Tarif — Möllemanns „Pro­
blemregionen und -branchen“, bei de­
nen der Minister untertarifliche Bezah­
lung erlauben will, werden mit zuneh­
mender Krise bald überall zu finden 
sein. Die Gewerkschaften müssen sich 
für den Herbst auf einen umfassenden 
Deregulierungsangriff von Regierung 
und Konzernen einstellen.
Quellen: Handelsblatt, 30.7.—6.8.; Deutsche 
Bundesbank, Monatsbericht Juli; Monatsbericht 
Juli des Bundesministeriums für Wirtschaft, in: 
Bulletin der Bundesregierung, 4.8. — (rül)

Immer mehr Kapitalisten 
ohne Tarifbindung
Die Gewerkschaft Textil-Bekleidung 
stellt fest,, daß viele Betriebe in den 
neuen Bundesländern nach Abschluß 
von Tarifverträgen den Unternehmer­
verband verlassen, um niedrigere Löhne 
zahlen zu können. Im Westen kündigte 
IBM für Ende des Jahres den Austritt aus 
dem Metallarbeitgeberverband an; vor 
allem wegen der tariflichen Arbeitszeit­
regelungen. Auch mehrere kleinere Fir­
men im Westen verlassen die Verbände. 
Der DGB weist auch auf Nachteile für 
die Unternehmer hin: Schließlich seien 
Tarifverträge für die Firmen auch eine 
Art Kalkulationsgrundlage, man wisse 
genau, wann wieviel zu zahlen ist. Den 
Nachteil wollen die Kapitalisten auch 
nicht haben; mehrere Verbände nahmen 
die Austritte zum Anlaß, Tariföffhungs- 
klauseln zu fordern. Der Kapitalist blie­
be im Verband, die Beschäftigten hätten 
aber nichts davon. Welt, 5. .8. — (alk)

Daume: Wiedervereinigung 
„nicht optimal genutzt“ ?
„ Wieder so erfolgreich wie 1936 in Ber­
lin^, Kölner Stadt-Anzeiger, 10.8.92
,,Dieter Baumann gegen die Afrikaner “ 
ARD, 8.8.92 beim 5000-Meter-Lauf. 
„Vorherrschaft der Afrikaner ist gebro­
chen“, ARD, 8.8.92, ebenda.

Tagtägliche reaktionäre und rassisti­
sche Hetze aus den Medien. Nicht Völ­
kerfreundschaft, sondern Elite- und 
Vormachtstreben ist die Politik des bun­
desdeutschen Sports. 33 Goldmedaillen, 
9 weniger als 1936 und diesmal ,nur‘ 
Platz 3 hinter GUS und den USA, die 
deutschen Sportfunktionäre wollen 
mehr: NOK-Präsident Daum erklärte, 
daß der „Elitesport“ nicht optimal ge­
nutztwurde. — (jöd)

SPD-Minister schwenkt bei 
der Pflege auf Blüm-Linie
Die Welt (11.8.) berichtet, bereits am 
13. Juli habe ein geheimes Treffen ver­
schiedener Sozialminister der Länder 
bei Blüm stattgefunden, um sich über die 
Einführung der Pflegeversicherung zu 
einigen, darunter Jansen (SPD) aus 
Schleswig-Holstein und Heinemann 
(SPD) aus NRW. Jansen erklärte .nun 
gegenüber der Welt, die lärifpartner 
müßten dadurch zur Finanzierung der 
Pflegeversicherung beitragen, daß sie 
alle weiteren Arbeitszeitverkürzungen 
in diesem Jahrzehnt ohne vollen Lohn­
ausgleich vereinbaren. Auch auf einen 
Feiertag könnte verzichtet werden. 
„Man darf die Lohnnebenkosten nicht 
vernachlässigen, das sage ich als Sozial­
demokrat.“ Damit hat sich der SPD-Mi­
nister dem Standpunkt der Regierung 
genähert, daß die Beschäftigten die Ko­
sten für die Pflegeversicherung voll zu 
übernehmen hätten. — (alk)
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Hoffnung für Lebenslängliche?
BVerfG-Urteil wirft Problem lebenslanger Freiheitsstrafe neu auf
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Ende Juni berichtete die Presse von 
einem Urteil des Bundesverfassungsge­
richts (BVerfG), das die Chance von zu 
lebenslanger Haft Verurteilten verbesse­
re, nach der Verbüßung der gesetzlichen 
Mindeststrafe von 15 Jahren vorzeitig 
entlassen zu werden. In seinem Urteil 
verwarf das BVerfG die herrschende 
Praxis, wonach allein die Strafvollstrek- 
kungskammem über die „Schwere der 
Schuld“ und damit über die Vollstrek- 
kung der Haft über die 15 Jahre hinaus 
entscheiden (nach § 57 a wird die Aus­
setzung der Strafe nicht nur von einer 
„günstigen Kriminalprognose“, son­
dern vor allem auch von der „besonde­
ren Schwere der Schuld“ abhängig ge­
macht). Nach dem BVerfG-Urteil müs­
sen künftig die Schwurgerichte, die die 
zur Last gelegten Straftaten aburteilen, 
auch die „für die Bewertung der Schuld 
. . . erheblichen Tatsachen“ feststellen. 
Diese Feststellung unterliegt damit auch 
einer möglichen Revision des Urteils.

Die künftige Regelung verbessert in­
sofern die Lage der zu lebenslanger Haft 

Verurteilten, als sie die Ungewißheit, in 
der sie so viele Jahre leben, einschrän- 
ken. Denn nicht nur kommt die Bewer­
tung der „besonderen Schwere der 
Schuld“ 15 Jahre oder mehr nach der er­
sten Verurteilung einer Zweitverurtei­
lung gleich. Besonders grausam erfährt 
der Gefangene vor allem die zermürben­
de Differenz zwischen der ungeheuerli­
chen Strafandrohung — lebenslange 
Freiheitsstrafe — und der Möglichkeit 
zeitlicher Begrenzung der Vollstrek- 
kung, die ihn staatlicher Willkür und 
dem Ermessensspielraum von Gerichten 
aussetzen.

Das Urteil rührt erst einmal nicht an 
die grundlegende Problematik der le­
benslangen Freiheitsstrafe. BVerfG- 
Richter Mahrenholz weist dann auch in 
seiner abweichenden Meinung darauf 
hin, „daß der Gesetzgeber das Problem 
der lebenslangen Freiheitsstrafe in 
ihrem Charakter als absoluter Strafan­
drohung für Mord nicht länger ignorie­
ren kann“. Dazu aber trägt, wohl unfrei­
willig, das BVerfG-Urteil bei. Denn das 

verurteilende Schwurgericht, das sich 
zur Frage der „besonderen Schwere der 
Schuld“ äußert, macht damit, wenn 
auch nur indirekt, Angaben über den 
Zeitrahmen der Vollstreckung. Damit 
wird, diese Befürchtung klingt in den 
vorweg eingeholten Stellungnahmen des 
Generalbundesanwalts sowie aus dem 
Justizministerium Bayern an, die lebens­
lange Strafe „entwertet“ und letztlich in 
eine Zeitstrafe umgewandelt.

Die Bedingungen für eine breite Erör­
terung und Kritik lebenslanger Frei­
heitsstrafe sind also so schlecht nicht. 
Die Kritik sollte aber unbedingt den gel­
tenden Mordparagrafen einbeziehen, 
den die Faschisten 1941 in Strafgesetz­
buch einfuhrten und der den Mord vom 
Totschlag nicht etwa durch objektivier­
bare Kriterien (wie z.B. Vorsätzlich­
keit, Überlegung), sondern durch „be­
sondere Verwerflichkeit“, durch 
„niedrige Beweggründe“ („Heimtük- 
ke“) des „Mörders“ abgrenzt.
Quelle: Aktenzeichen 2 BvR 1041/88 und 2 BvR 
78/89- (scc)

Hohes Risiko erschwert die 
militärische Intervention I
Am 13.8. beschließt der UN-Sicher- 
heitsrat über eine von den Westmächten 
eingebrachte Resolution, Hilfslieferun­
gen nach Bosnien-Herzegowina „mit 
allen notwendigen Mitteln“ zu schüt­
zen. Die NATO legt in Bälde Pläne für 
eine militärische Sicherung von Trans­
porten vor. Sollten solche Pläne in die 
Tat umgesetzt werden, dann ist dies 
gleichbedeutend mit der direkten militä­
rischen Intervention der Imperialisten in 
den jugoslawischen Bürgerkrieg. Tat­
sächlich befinden sie sich in einer kom­
plizierten Lage. Ihre kroatischen und 
bosnischen Verbündeten nämlich, von 
den Westmächten und allen voran von 
der BRD zur Lostrennung ermuntert, in 
ihrer Kriegsführung finanziert, als 
Hilfsvölker zur Zerschlagung Jugo­
slawiens mißbraucht, sind den serbi­
schen Kräften militärisch unterlegen. 
Werden sie nun „im Stich“ gelassen von 
ihren Schutzmächten, sind die politi­
schen Auswirkungen für die Imperiali­
sten in der Region, ja in der Welt kata­
strophal. Intervenieren die Imperiali­
sten, gehen sie ein hohes militärisches 
und — mit Blick auch auf die Lage im 
Innern — politisches Risiko ein. Daher 
ihr Zaudern. — (scc)

Möllemann: „Weg von 
starren Tarif regel ungen“
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Aktuell in Bonn-

Jäger 90
Es bleibt dabei: Der Ausstieg Bonns 
beim Jäger 90 ist keineswegs eindeutig. 
Im Sommer unterstrich dies der britische 
Verteidigungsminister Malcom Rief­
kind im Londoner Unterhaus. Laut Fi­
nancial Times (8.7.) zerpflückte dieser 
den Wunsch von Verteidigungsminister 
Rühe nach einem „abgespeckten 
Kampfflugzeug“: eine solche — neue — 
Entwicklungsphase koste 20 Prozent 
mehr als die Jäger-90-Entwicklungs- 
kosten. Sodann unterstrich er, daß Bonn 
vertraglich an die Übernahme der antei­
ligen Kosten bis Ende der Entwicklungs­
phase gebunden sei. Das mache, auch im 
Fall eines Bonner Ausstiegs, weitere 3 
Milliarden DM. Er, Riefkind, stelle er­
freut fest, daß Bonn und Rühe zu diesen 
Kosten stünden.'

Unter-Tarif-Löhne
FDP-Vorsitzender Lambsdorff agitiert 
weiter für Öffhungsklauseln in Tarifver­
trägen. Nachdem er vor einigen Wochen 
mit dem Vorschlag aufgetreten war, 
Tarifverträge im Osten auf breiter Front 
auszusetzen, sagte Lambsdorff jetzt im 
Kölner Express'. „Unter zwei Voraus­
setzungen sollten auch in den alten Bun­
desländern Lohnvereinbarungen unter 
Tarif möglich sein.“ Betriebsrat und 
Unternehmensleitungen sollten überein­
stimmen, daß sich der Betrieb in einer 
Notsituation befindet und eine zeitliche 
Begrenzung der Unterbegrenzung auf 
zwei oder drei Jahre festlegen. Flächen­
deckende Tarifverträge findet Lambs­
dorff grundsätzlich falsch. Ein Eingrei­
fen des Gesetzgebers sei erforderlich, 
droht Lambsdorff, wenn es zu keinen 
freiwilligen Vereinbarungen zwischen 
Gewerkschaft und Unternehmern käme.

BfA (I): Änderung des AfG
Bonn plant eine Änderung des Arbeits­
förderungsgesetzes (AfG). Mit dieser 
soll, so die Bundesanstalt für Arbeit 
(BfA), „die Autonomie der Selbstver­
waltung der Bundesanstalt einge­
schränkt und geschwächt“ werden. Die 
BfA nehme diese Änderung „mit Be­
fremden“ zur Kenntnis; eine Entmach­
tung der BfA-Selbstverwaltung wirke 
sich vor allem mit „Blick auf die Um­
stellungsphase in den neuen Ländern auf 
die Marktwirtschaft“, sprich die Mas­
senerwerbslosigkeit, negativ aus. Mit 
der Änderung des AfG verbunden ist die 
Abschaffung der überbetrieblichen Aus­
bildung für benachteiligte Jugendliche 
und eine Kürzung bei der Qualifizierung 
von Erwerbslosen um 1,5 Milliarden 
DM. Beides wird von der BfA — und 
hier von den Gewerkschaftsvertretern 
ebenso wie von den Untemehmervertre- 
tern — kritisiert und unterstreicht die 
Bonner Orientierung, die Schwachen 
noch weiter zu schwächen.

BfA (II): Defizit
Am 9.7. stellt die Bundesanstalt für Ar­
beit (BfA) fest: Es kommt 1992 zu einem 
deutlich höheren Defizit als erwartet: 

3,7 Mrd. DM Mehrausgaben entstünden 
vor allem beim Altersübergangsgeld und 
hier durch dessen Verlängerung’für Ost­
deutschland, d.h. die Kaschierung der 
realen Erwerbslosigkeit. In der ehema­
ligen DDR bezogen im Juni 1992 
511000 Menschen Altersübergangsgeld 
und 294000 Vorruhestandsgeld. Das 
BfA-Defizit wurde errechnet noch vor 
Bekanntwerden der im selben Monat auf 
über 3 Millionen gestiegenen Erwerbs­
losenzahl.

BKA-Chefzum Haftrecht
Der Präsident des Bundeskriminalamtes 
fordert eine Verschärfung des Haft­
rechts, wie gewohnt mit der Bekämp­
fung des organisierten Verbrechens be­
gründet. In der Welt (5.8.) will er den 
Paragraphen 112 a des Strafgesetzbu­
ches, der Haftgrund Wiederholungsge­
fahr bei Sittlichkeitsverbrechen und be­
sonders schweren Straftaten gegen das 
Leben beinhaltet, ausgedehnt wissen auf 
„Delikte organisierter Kriminalität“. 
Alle Straftaten, die üblicherweise „ban­
denmäßig“ begangen würden, sollen 
aufgenommen werden. Des weiteren 
verlangt Zachert, müsse der Begriff der 
Wohnung (Artikel 13 Grundgesetz) neu 
definiert werden, damit zum Beispiel 
Gespräche in Konferenzräumen, Hinter­
zimmern, Gaststätten etc. aufgezeichnet 
und die Personen ohne weiteres von der 
Polizei optisch festgehalten werden 
dürften.

DGB-Ost-Mitglieder
Obwohl die Zahl der Beschäftigten in 
den neuen Bundesländern drastisch fiel, 
blieb die Zahl der im DGB Organisierten 
in der Ex-DDR konstant — so eine Mit­
teilung des DGB Ende Juli 1992. Da­
nach waren im Juni 1992 4,2 Millionen 
Ostdeutsche im DGB organisiert, 0,1 
Prozent weniger als im Vorjahr. Diese 
stellen damit mehr als ein Drittel der ins­
gesamt 11,8 Millionen DGB-Mitglie­
der. Der überproportionale Anteil der 
Ostdeutschen im DGB steht im umge­
kehrten Verhältnis zu ihrem Einfluß auf 
den DGB.

Kohls Zeitmaß & Urlaub
Im ZDF auf seine Vorhersage angespro­
chen, in „drei, vier Jahren“ würden sich 
die neuen Bundesländer zu einer „blü­
henden Landschaft“ entwickeln, meinte 
Kanzler Kohl: „Hier müssen wir alle (!) 
länger Geduld haben.“ Der neue Zeit­
rahmen: „Ich sehe der Entwicklung für 
das Jahr 1994 mit Ruhe entgegen.“ Ais 
ihn CDU-Parteifreund Erich Iltgen dazu 
einlud, statt — wie seit 21 Jahren — am 
Wolfgangsee in der schwer belasteten 
Region um Zittau zu urlauben, eilte dem 
Kanzler die Frankfurter Allgemeine zu 
Hilfe: „Der Anspruch auf Ferien steht 
jedem Deutschen zu.“

Was kommt demnächst?
Am 9. September beendet der Bundestag 
seine Sommerpause. Die deutsch-spani­
schen Konsultationen mit einem Treffen 
von Kohl und Gonzales finden vom 12. 
bis 13. September statt. Im Oktober reist 
Kohl in die Türkei; vom 14. bis 18. 
Oktober Auslandsreise des Kanzlers 
nach Japan.

Honecker in Moabit — ein aktueller 
Fall von deutscher Staatskriminalität
Die Bewertung des diplomatischen Vor­
spiels durch die Öffentlichkeit der BRD 
läßt voraussehen, was kommt. Die bloße 
Tatsache, daß die BRD fast jedem Land 
irgendwie an den Karren fahren und mit­
hin allerhand rüpelhaft erpressen kann, 
wird als Zustimmung der bedrohten 
oder mindestens belästigten Länder ge­
deutet. Man nimmt an, das Gerichtsver­
fahren werde in einer Atmosphäre des 
internationalen Beifalls ablaufen kön­
nen. So glaubt man, die Gelegenheit sei 
günstig, einen Schlußsatz formulieren 
zu können: die Geschichte der DDR — 
eine Straftat. Das will gewissenhaft vor­
bereitet sein.

So geben Verlautbarungen der Politik 
und Kommentare der Presse der BRD 
zu, daß der Prozeß gegen Erich Ho­
necker Züge eines politischen Verfah­
rens trage und zum Schauprozeß geraten 
könne. Damit wird angesprochen, daß 
das abschließende Urteil nicht aus der 
Würdigung der persönlichen Verant­
wortung des Angeklagten folgen muß, 
sondern unter Gesichtspunkten einer po­
litisch erwünschten Wirkung zusam­
mengeflickt wird. Als Gegenmittel wird 
empfohlen, im Verfahren gegen Honek- 
ker alle Rechtsvorschriften peinlich ge­
nau zu beachten und den Honecker zu 
behandeln wie irgendeinen anderen des 
Totschlags Angeklagten auch. So wird 
das irritierte bürgerliche Rechtsgefühl 
beruhigt, das sich daran stößt, daß hier 
ganz offensichtlich Sieger über Besiegte 
Recht sprechen wollen.

Das faire Verfahren
Worum geht es in der Sache? Honecker 
hatte mit Grenzpolitik der DDR ent­
scheidend etwas zu tun. Er hat den ge­
setzlichen Rahmen verantwortlich mit­
gestaltet und war bei der verwaltungs­
mäßigen Handhabung leitend beteiligt. 
Er muß sich wegen seiner Grenzgesetz­
gebung und wegen seiner Grenzpolitik 
nach den Todesfällen an der Grenze fra­
gen lassen.

Die Justiz und die Öffentlichkeit der 
BRD, vom Triumph verblendet, fragen 
nur noch, wieso die DDR sich heraus­
nahm, ihre Bürger vom Gebrauch der 
menschenrechtlich verbürgten Freizü­
gigkeit abzuhalten. Sie übersehen geflis­
sentlich, daß an der Grenze DDR/BRD 
ein Konflikt zwischen Staaten bestand.

Auf der Seite der DDR sind alle Ar­
chive offen, und es ist bis ins einzelne 
nachzuvollziehen, was der DDR-Staat in 
dieser Konfliktlage unternahm. Was die 
BRD bzw. Organe der BRD taten oder 
anstifteten; liegt nach wie vor unter dem 
Schleier des Staatsgeheimnisses.

Öffentlichkeit und Gerichte der BRD 
können z.B. nicht wissen, was die 
Dienstanweisungen von BRD-Agenten 
für den Fall einer drohenden Festnahme 
vorsahen, ob sie den Gebrauch der 
Schußwaffe untersagten, oder ob es 
einen Schießbefehl gab. Wir wissen 
nicht, wie weit Mitarbeiter der Geheim­

dienste der BRD in der DDR die Rechts­
ordnung der DDR respektierten und ob 
sie sich wenigstens an vergleichbare 
bundesdeutsche Gesetze zu halten hat­
ten. All dies würde erst eine sorgfältige 
Durchsuchung der einschlägigen Akten­
berge erschließen. Aber diese Akten 
sind nicht ff eigegeben.

Wie soll es bei der Aufarbeitung des 
Grenzkonfliktes sogenannte „faire Ver­
fahren“ geben, wenn nicht geklärt ist, 
zu welchem Maß an Gewaltbereitschaft 
die Staaten ihre Agenten in der heißen 
Zone des kalten Krieges anstachelten 
und reizten?

Die sicheren Fälle
Zur Beruhigung der Öffentlichkeit legt 
die BRD-Publizistik viel Wert darauf, 
daß die Staatsanwaltschaft zwar von 
mehr als dreihundert Todesfällen an der 
Grenze ausgehe, aber nicht diese alle, 
sondern nur etwa vierzig „gut dokumen­
tierte“ Fälle ins Verfahren einbringe. Es 
wird so getan, als müsse Honecker sich 
darüber freuen, jedoch liegt die Vermu­
tung nahe, daß die Staatsanwaltschaft 
eben nur jenen Fällen nachgegangen ist, 
die in das politische Schema passen. Es 
wäre ja möglich, durch eine geschickte 
Auswahl von Fällen der Grenzpolitik 
des DDR-Staates den deckenden An­
strich eines Konfliktes ausschließlich 
zwischen den Staatsorganen der DDR 
und der Bevölkerung der DDR zu ver­
passen. Dann müßte über den Konflikt 
BRD / DDR nicht mehr gesprochen oder 
gar nachgedacht werden.

Die gevierteilte Wahrheit
Kein denkbares Urteil wird ganz außer 
acht lassen können, daß Honecker als 
Staatsmann und durch Staatsorgane 
wirkte. Bloß mit seinem eigenen Kopf 
und nur mit seinen eigenen Armen hätte 
er niemals vermocht, was er tat. Eine 
Verurteilung von Honecker als Person 
könnte umgekehrt in eine Norm gegen 
'die uferlose Handlungsfreiheit staatli­
cher Gewaltmonopole münden. Für das 
Gericht besteht die Schwierigkeit, so zu 
urteilen, daß das Urteil nicht auf das 
eigene Handeln zurückschlägt und etwa 
eine Entwaffnung des Bundesgrenz­
schutzes als sittliche Pflicht gefolgert 
werden muß.

Aus dieser Klemme will man sich her­
ausarbeiten, indem die Tatsachen 
gleichsam gevierteilt werden. Zuerst 
halbiert, denn es ist eine Halbierung, im 
Grenzkonflikt zwischen BRD / DDR nur 
die Taten des DDR-Staates zu beachten. 
Diese halbe Wahrheit wird durch die 
Auswahl von geeigneten Fällen noch­
mals geteilt.

Die staatliche entstellte Geschichte
Der Prozeß Honecker ist nach dem, was 
über die Anklage zu erfahren ist, ange­
legt, die Geschichte zu verzeichnen. Das 
Faktische setzt die Normen. Honecker 
muß deswegen unter allen Umständen 

im Gefängnis sitzen. Da er.damit ohne 
Zweifel büßt, steht seine Schuld schon 
fest. Ziemlich automatisch sind die le­
bendigen Gegenspieler, z. B. war Kinkel 
ja BND-Chef, aus dem Konflikt entlas­
sen. Die Geschichte der DDR kann als 
Geschichte „verdorbener Greise“, wie 
Deutschlands derzeit dümmster Dichter 
Biermann dröhnte, fixiert werden. Das 
Moment der Notwehr gegen einen über­
mächtigen, brutalen und schlauen Feind 
fällt weg.

Die Verteidigung
Soweit es dem BRD-Staat wie geplant 
gelingt, die Abstrafung Honeckers 
durchzuziehen, ohne daß die Taten der 
Staatsorgane der BRD im Konflikt mit 
der DDR auch nur zur Sprache kämen, 
wäre ein großer Schritt getan — weg 
vom Rechtsstaat, hin zu einem totalitä­
ren Staat, dessen Handeln rechtlich nicht 
geprüft werden muß, weil es bean­
sprucht, von vomeherein Recht zu sein.

Soweit es hingegen der Verteidigung 
und der kritischen Verfahrensöffentlich- 
keit gelingt,-die umfassende Würdigung 
der tatsächlichen Vorgänge durchzuset­
zen, wird das Verfahren eine Wendung 
gegen die Allmacht nicht nur des unter­
gegangenen, sondern vor allem des be- ; 
stehenden Staates erhalten.

Wenn die Verteidigung der Verant­
wortlichen für die Grenzpolitik so auf­
gebaut wird, daß sie sich auf das Recht • 
souveräner Staaten beruft, wird sie 
schlimmer sein als nur nutzlos. Nutzlos

’ wird sie sein, weil das BRD-Recht nur ; 
den Charakter der DDR als souveränen i 
Staats anzuzweifeln braucht — und es j 
liegt ja so nahe und ist so einfach, die ; 
Souveränität, also die Selbständigkeit | 
von etwas, das zusammengebrochen ist, • 
anzuzweifeln. Und gerade im verende­
ten, verwesenden Staat wird das banden­
mäßige, gewalttätige, auf eigenen Vor­
teil bedachte Knochengerüst, das alle 
Staaten aufrechterhält, für alle unüber­
sehbar. j

Wenn sich die Verteidigung hingegen ’ 
beruft auf die Situation der YlotweXtr, in . 
der sich die Gesellschaft der DDR be- : 
fand, wenn sie zeigen kann, welchen > 
staatlichen bzw. staatlich initiierten An- • 
griffshandlungen diese Gesellschaft aus- ■ 
gesetzt gewesen .ist, gerade dann wird i 
die Verteidigung die Möglichkeit haben, 
die Exzesse der Notwehr, die Züge von 
unterdrückerischer Gewalt, die im Da­
seinskampf von Staat und Gesellschaft j 
der DDR aufzufinden sind, ohne Um- • 
schweife zuzugeben.

Es kann auch darauf verwiesen wer­
den, daß die Staatsorgane der DDR in 
dem Moment, in dem der Dissens zur 
Bevölkerung offenbar wurde, abgetre- , 
ten sind. Für sie stand das Wohl der Be- I 
völkerung offensichtlich über dem 
Selbstbehauptungsrecht des Staates. ’ 
Wahrscheinlich dieses wird den Verant- , 
wörtlichen des DDR-Staates hier am 
wenigsten verziehen. — (maf)

In vielen Städten verschärft die Polizei die Verfolgung von Drogenabhängigen. Mit 
Razzien, Festnahmen und ständigen Kontrollen werden sie von ihren Aufenthalts­
orten vertrieben. Nun hat die Caritas, die katholische Sozialorganisation, sich zu Wort 
gemeldet und verlangt eine Änderung der staatlichen Drogenpolitik. Verfolgungs­
maßnahmen seien ungeeignet. Stattdessen sollten weiche Drogen wie Haschisch 
zwar nicht mit Alkohol gleichgestellt werden, aber im Gesetz deutlich anders bewertet 
werden als Heroin und Kokain. Außerdem sollte die vorbeugende Drogenbekämp­
fung deutlich besser ausgestattet werden: derzeit betrage das Verhältnis zum Auf­
wand für die strafrechtliche Verfolgung gerade mal 5 %.

Bundesverfassungsgericht blockiert 
vorläufig die Fristenregelung
Am 4. August hat das Bundesverfas­
sungsgericht dem Antrag von 247 CDU/ 
CSU-Bundestagsabgeordneten und der 
Bayerischen Staatsregierung stattgege­
ben und verhindert, daß die Fristenrege­
lung mit Beratungspflicht, mehrheitlich 
vom Bundestag verabschiedet, Geset­
zeskraft erlangt. Die endgültige Ent­
scheidung des Verfassungsgerichtes 
müsse abgewartet werden. In einer Fra­
ge von solchem Gewicht könne nicht ein 
mehrfacher Wechsel im Konzept riskiert 
werden.

Die CDU/CSU will nicht nur die Fri­
stenlösung mit Beratungspflicht verhin­
dern, sondern die bestehende Indika­
tionsregelung verschärfen: durch „sozi­
ale Hilfen“ werden angeblich Notfälle 
ausgeschlossen, damit entfalle die Not­
lagenindikation und der Staat kann mit 
Kontrolle und Bestrafung wieder durch­
greifen. Ihr Hauptantrag mit Begrün­
dung gegen die Fristenlösung muß bis 
zum 25.8. beim Verfassungsgericht 
vorliegen. Die Verteidiger der Fristen­
regelung müssen innerhalb von drei 
Wochen erwidern. Am 25. und 26. No­
vember findet erneut eine mündliche 
Verhandlung statt. Dann wollen die acht 

Richter die Entscheidung ausarbeiten.
Die Vertreter von CDU und CSU ge­

ben sich zuversichtlich. Noch nie habe 
das Bundesverfassungsgericht in seinem 
abschließenden Urteil anders entschie­
den als zuvor in einer einstweiligen An­
ordnung. Dem Bundesverfassungsge­
richt gehe es um die Kontinuität seiner 
eigenen Position. 1975 hat das Gericht 
— allerdings in anderer Besetzung — die 
Fristenlösung für verfassungswidrig er­
klärt. In der Begründung der Anordnung 
folge das Bundesverfassungsgericht der 
CDU/CSU: „Dabei gilt, daß das unge­
borene Leben von Verfassungs wegen 
geschützt ist, daß also insbesondere der 
Schwangerschaftsabbruch nicht ein In­
strument der Familienplanung sein 
darf.“ Die katholische Kirche hatte nach 
dem Beschluß des Bundestags Mehr­
heitsbeschlüsse überhaupt angegriffen. 
Als Christ müsse man gegen den Strom 
schwimmen, um das Gottgefällige 
durchzusetzen, worunter sie die staatli­
che Bevormundung, Beaufsichtigung 
und Bestrafung in der Frage des Kinder­
kriegens versteht. Die Festlegung des 
Gerichts zur anonymen statistischen Er­
fassung von Schwangerschaftsabbrü­

chen bekräftigt ebenfalls den staatlichee 
Kontrollanspruch.

Die Vertreter der Fristenlösung mM 
Beratungspflicht verharmlosen das Pro­
blem und spekulieren: Es sei keine Vor­
wegnahme der Entscheidung, weshalb ; 
der Beschluß einstimmig gewesen sä. 
Im Unterschied zu der einstweilige« 
Verfügung von 1974 fehle der Satz, der ; 
zu erwartende Hauptantrag werfe „ge­
wichtige verfassungsrechtliche Fragen" 
auf. Das Gericht würde ausdrücklich 
feststellen, daß es beiden Seiten ernst­
haft um den Schutz des ungeborenen Le- ■ 
bens gehe. Schließlich könne das Bua- 
desverfassungsgericht nicht an der Ver- 
fassungswirklichkeit vorbei, die sich; 
darin zeige, daß die große Mehrheit der ■ 
Bevölkerung in der BRD hinter de» 
Mehrheitsbeschluß des Bundestag‘ 
stehe. Man müsse jetzt halt abwarten.

Der. DGB äußerte heftige Kritik 
dem Richterspruch. Viele Gewerkschsf- j 
ten erheben die Forderung nach ersaß-; 
loser Streichung des § 218; wenn st ; 
dies ernst meinen, dann ist es dringet 
angebracht, etwas zu tun, um das Scäeq 
tem der Fristenlösung vor dem VerfBri 
sungsgericht zu verhindern. — (sul)
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Einzelpersonen, hauptsächlich mit 
gewerkschaftlichen Funktionen, 
haben ein „Korrespondenzkomitee ge­

gen die Ausweitung der Nachtarbeit“ 
gegründet. Sie beschlossen, mit Anträ­
gen und Veranstaltungen in den Ge­
werkschaften und der SPD für das ge­
setzliche Verbot der Nachtarbeit ver­
stärkt einzutreten und die Ergebnisse 
über das Korrespondenzkomitee zu ver­
breiten.

Anläßlich des 1. Mai sammelten sie 
Unterschriften unter Briefe an SPD- 
Bundestagsabgeordnete, sich für ein 
grundsätzliches Verbot der Nachtarbeit 
von 20 bis 6 Uhr mit eng begrenzten 
Ausnahmen einzu setzen.

Anfang Sepember soll ein weiteres 
Treffen stattfinden mit dem Ziel, eine 
Broschüre zu erstellen und weitere 
Schritte vorzubereiten. In der Einladung 
wird die jüngste Entwicklung der Aus­
einandersetzung über die Nachtarbeit 
zusammengefaßt, die wir in Auszügen 
dokumentieren:

„Noch im Januar — unmittelbar nach 
der Urteilsverkündung des Bundesver­
fassungsgerichtes— hatte Blüm einen 
,Zwang zum schnellen Handeln in bezug. 
auf ein neues Arbeitszeitgesetz4 ab­
gestritten.

Das konnte zunächst verwundern, 
weil doch zumindest die im Einheitsver- 

i -trag festgelegte Zeitplanung zur Eile ge-- 
mahnte (er sieht die Verabschiedung des 

i neuen Gesetzes bis Ende 1992 vor). 
' Einen Sinn bekam dieses Abwinken von 

Blüm aufgrund eines anderen in Zeitver­
zug geratenen Fahrplanes; gemeint ist 
die schon für Dezember 1991 vorgese­
hene Verabschiedung der europäischen 

( , Richtlinie zur Arbeitszeitgestaltung4.
Diese ist bis heute noch nicht beschlos- 

i sen. Stattdessen gibt es ganz offensicht­
lich heftige Auseinandersetzungen um 
die sozialpolitische Ausgestaltung des 
gemeinsamen europäischen Hauses4 im 
Allgemeinen wie im Besonderen; d.h.

! zu den Maastrichter Verträgen ebenso 
wie zu den Nachtarbeitsregelungen.

Am 13. Mai wurde im Bundestag eine 
. Entschließung des Europäischen Parla-
i rnents zur Nachtarbeit veröffentlicht, die

in schroffem Gegensatz zu den bisher 
bekannt gewordenen Elementen der EG- 
Richtlinie steht . . .

Die Europaparlamentarier haben sich 
. öariw m \\vcer NVehrheit füi ein grund­

sätzliches Verbot der Nachtarbeit ausge­
sprochen und die Ausnahmen von einer 
Vereinbarung der Sozialpartner4 ab- 

j hängig gemacht, die auch nur dann zu­
stande kommen darf, wenn sie den ,all­
gemeinen Interessen der Gesellschaft 

; Rechnung4 trägt.
In dieser Entschließung werden die 

Ergebnisse der europäischen Kommis­
sion ausdrücklich kritisiert:

■ — die habe sich über die Änderungsvor­
schläge des Europaparlaments hinweg-

i gesetztund
! — bereite der Ausweitung der Nachtar­

beit den Weg, indem in ihrem Richtli­
nienentwurf auf jede Festlegung von

/ Mindestnormen verzichtet wird.
Zu Recht wird in der Entschließung 

j der unvollkommene Charakter der im
Juni 1990 beschlossenen Konvention 
Nr. 171 der ILO (Internationale Arbeits­
organisation) betont, denn darin werden 

! zwar , Nacht4 und , Nachtarbeiter4 (ohne 
Unterscheidung auf Grund des Ge­
schlechts) definiert, aber mit keinem 
Wort eine Einschränkung oder gar ein 
Verbot der Nachtarbeit ausgesprochen.

■ Selbst der Hinweis auf den gesundheits­
schädigenden Charakter der Nachtarbeit 
ist auf Drängen der Regierungs- und Un- 
temehmensvertreter in der ILO aus der 
Konvention 171 rausgestrichen wor­
den.“

Das Korrespondenzkomitee doku­
mentiert wichtige Beschlüsse zur Nacht­
arbeit aus der jüngsten Zeit:
* Die Bundeskonferenz der Arbeits­
gemeinschaft Sozialdemokratischer 
Frauen (ASF) vom Juni 1992 beschloß 
einen Antrag an die SPD-Bundestags­
fraktion und die SPD-gefuhrten Landes­
regierungen, gesetzliche Regelungen zu 
entwickeln, die Nachtarbeit auf ein ge­
sellschaftlich notwendiges Mindestmaß 
zu begrenzen.
* Die Bundesfrauenkonferenz der Ge­
werkschaft Handel, Banken und Versi­
cherungen (HBV) beschloß im Mai 1992 
einen Antrag mit Eckpunkten für ein Ge­
setz, Nachtarbeit grundsätzlich zu ver­
bieten und Ausnahmen nur unter be­
stimmten Bedingungen mit Auflagen 
zuzulassen.
♦ Der IG-Metall-Vorstand hat eine Ar­
beitsgruppe zur Durchführung einer 
Kampagne eingesetzt. In einem Posi­
tionspapier wird als Ziel formuliert: 

bei den betrieblichen Funktionärin­
nen und Funktionären sowie in der Öf-

i
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i

i

i

Wem gehört die Nacht?
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Die Bundesregierung geht mit Siebenmeilenstiefeln an die völ­
lige Deregulierung der Arbeitsbedingungen heran. Einer der 
wesentlichsten Punkte dabei ist die Ausdehnung der betrieb­
lichen Nutzungszeiten. Das Nachtarbeitsverbot für Arbeite­
rinnen ist gefallen. Die Regierung beabsichtigt die Kündigung 
des Abkommens über Nachtarbeit der ILO (Internationale Ar­
beitsorganisation Genf). Damit erhalten die Kapitalisten freie 
Hand, die Betriebsräte kommen zusehends unter Druck.

Beschlüsse aus Gewerkschaften und von gewerkschaftlich 
orientierten Arbeitskreisen in der SPD fordern ein grundsätzli­
ches Verbot und gesellschaftliche Ächtung der Nachtarbeit. 
Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat eine große Kampagne 
gegen die Deregulierungsmaßnahmen der Bundesregierung 
und zur Verteidigung des Sozialstandards angekündigt. Aller­
dings spielen diese guten Beschlüsse in der betrieblichen und 
öffentlichen Auseinandersetzung bisher kaum eine Rolle. Die 
Angriffe von Bundesregierung und Kapitalisten sind zu viel­
fältig, die Widerstandskräfte sind an sehr unterschiedlichen 
Punkten gebunden.

Die Kapitalisten nutzen inzwischen die Zeit, Tatsachen zu 
schaffen, und dehnen mit aller Entschiedenheit die Arbeitszeit

fentlichkeit das Bewußtsein für die ge- ! 
sundheitliche und soziale Schädlichkeit { 
der Nachtarbeit zu schärfen
— den Druck auf den Gesetzgeber für 
ein Gesetz, zum Verbot der Nachtarbeit 
und zum Schutz vor Nachtarbeit zu ver­
stärken
— und für die betriebliche Funktionäre 
die Ablehnung und Eindämmung von 
Nachtarbeit zu erleichtern sowie für den 
Fall der Nachtarbeit weitgehende Aus­
gleichsforderungen in der betrieblichen 
Vereinbarung besser durchsetzen zu 
können.“
* Die Vorstellungen zu einem Gesetz 
sind sehr ähnlich, wir veröffentlichen 
weiter unten dafür beispielhaft die The­
sen des DGB.
Quellen: Materialsammlung des deutschen Kor­
respondenzkomitees gegen die Ausweitung der 
Nachtarbeit, erhältlich über die Redaktion; Ent­
schließung zur Nachtarbeit des Europäischen 
Parlaments, Bundestagsdrucksache 12/2538; 
Vertrag über die Europäische Union vom 
7.2.92, Protokoll über die Sozialpolitik, Ab­
kommen zwischen den Mitgliedsstaaten der Eu­
ropäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland über die Sozialpolitik und Protokoll 
über den wirtschaftlichen und sozialen Zusam­
menhalt, in: Europa-Archiv D283-D288 
weitere Literaturhinweise:
Statistisches Material zur Nachtarbeit, in: WSI- 
Mitteilungen Nr. 5/92; „Wettlauf mit der 
Zeit“, in: Forum Arbeit Nr. 6/92, bund Ver­
lag; Mitbestimmung bei Nachtarbeit, in: Ar­
beitsrecht im Betrieb Nr. 5/92, bund Verlag; 
frauen und arbeit Nr. 3/4’91, Heft über die 
Aufhebung der Nachtarbeit, DGB-Hauptvor- 
stand; Gutachten der Psychologin Verena 
Peykan, in: „Arbeit und Ökologie-Briefe“ Nr. 
3/91, in: Verlag ökologische Briefe

Entschließung des 
EG-Parlaments 
zur Nachtarbeit
Das Europäische Parlament.. .
A. in der Erwägung, daß der Gerichts­
hof in seinem Urteil in der Rechtssache 
Stoeckel bezüglich der Nachtarbeit nur 
die ungleiche Behandlung zwischen 
Mann und Frau im Bereich der Nachtar­
beit und nicht das Verbot der Nachtar­
beit verurteilt, sofern der Grundsatz der 
Gleichbehandlung zwischen Mann und 
Frau eingehalten wird,
B. unter Hinweis auf die Stellungnahme 
des beratenden Ausschusses für die 
Chancengleichheit und die Resolution 
des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
zu den Kosequenzen des vom Gerichts­
hof verkündeten Urteils,
C. in der Erwägung, daß die Kommis­
sion unter Bezugnahme auf das oben ge­
nannte Urteil die Mitgliedsstaaten auf­
gefordert hat, das IAO-Übereinkommen 
89 aufzukündigen und die nationalen 
Rechtsvorschriften dem Urteil selbst an­
zupassen,
D. in der Erwägung, daß diese Kündi­
gungen zu einem Zeitpunkt erfolgen, an 
dem das Übereinkommen 171 der IAO 
vom 6. Juni 1990 über die Nachtarbeit 
noch nicht in Kraft getreten ist, und daß 
es auch keine diesbezügliche Gemein­
schaftsregelung gibt,

"1. ist der Auffassung, daß die Nachtar­
beit für Frauen und für Männer für deren 
Gesundheit, Familienleben und soziales 
Leben schädlich sein kann und grund­
sätzlich verboten werden muß, wobei 
jedoch in begrenzten Fällen, die durch 
technische oder personenbezogene 
Gründe gerechtfertigt sind, die Mög­
lichkeit einer Ausnahme bestehen muß, 
die in einer Vereinbarung zwischen den

in die Nacht aus. Wenn dies ungebremst weitergeht, werden 
die Erfolgsaussichten für ein Gesetz zum Schutz vor Nachtar­
beit verspielt. Die Betriebsräte allein sind nicht in der Lage, 
die Ausdehnung der Nachtarbeit aufzuhalten. Es wird Zeit, 
daß die Vorstellungen für eine öffentliche Kampagne nach der 
Urlaubszeit am Ort und in den Betrieben konkret werden. Zur 
Verteidigung der Nachtruhe werden mindestens soviel An­
strengungen notwendig sein wie bei der letzten gemeinsamen 
Kampagne der DGB-Gewerkschaften zur Verteidigung des 
freien Wochenendes.

In der Bundesrepublik findet mit Abstand die meiste Nacht­
arbeit statt. Verlust der Nachtruhe für weite Teile der lohnab­
hängigen Bevölkerung hätte gesundheitliche und gesell­
schaftspolitische Folgen, die noch überhaupt nicht absehbar 
sind, aber mindestens die gleichen, wenn nicht größere Aus­
wirkungen haben würden als der Verlust des Wochenendes.

Daß es auch unter schwierigen Bedingungen möglich ist, 
Leute mit ganz unterschiedlichen Interessen für ein gemeinsa- 
imes Ziel zu mobilisieren, haben die letzten Lohnkämpfe und der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
der überraschend schnell organisierte Widerstand gegen Ka­
renztage gezeigt. — (anh, rub)

Sozialpartnern enthalten sein muß, wel­
che den allgemeinen Interessen der Ge­
sellschaft und der Arbeitswelt Rechnung 
trägt;
2. hält es für unerläßlich, daß die Kom­
mission ein Aktionsprogramm zur Mög­
lichkeit vorschlägt, die beruflichen, so­
zialen und familiären Tätigkeiten mit­
einander zu vereinbaren;
3. kritisiert das leichtfertige Vorgehen 
der Kommission, das zum Fehlen einer 
Regelung für die Nachtarbeit auf der 
Ebene der Gemeinschaft geführt hat, 
wodurch die Gefahr einer Deregulie­
rung der Nachtarbeit besteht, weil die 
Mitgliedsstaaten nicht mehr verpflichtet 
sind, Mindestnormen auf internationaler 
Ebene einzuhalten;
4. bedauert, daß der geänderte Vor­
schlag für eine Richtlinie über die Ge­
staltung der Arbeitszeit, mit dem auch 
die Nachtarbeit geregelt werden sollte, 
den vom Parlament verabschiedeten 
Änderungsanträgen kaum Rechnung 
trägt;
5. ersucht den Rat für soziale Angele­
genheiten, die Richtlinie über die Ge­
staltung der Arbeitszeit anzunehmen 
und dabei dem Standpunkt des Europä­
ischen Parlaments, wonach „die Nacht­
arbeit grundsätzlich zu verbieten ist“, 
Rechnung zu tragen und zu gewährlei­
sten, daß diese Richtlinie das Recht der 
Mitgliedsstaaten, für die Arbeitnehmer 
günstigere Rechtsvorschriften beizube­
halten, anzuwenden oder einzuführen, 
nicht beeinträchtigt;
6. vertritt die Auffassung, daß die spe­
zifischen Probleme in Verbindung mit 
Nacht- und Schichtarbeit usw. umfas­
send im Rahmen von Rechtsvorschriften 
über die Gestaltung der Arbeitszeit an­
gegangen werden müssen, die unter an­
derem den in der IAO-Empfehlung Nr. 
178 aufgezeigten Leitlinien Rechnung 
tragen; ...
8. fordert, daß die Mitgliedsstaaten das 
Übereinkommen 171 der IAO trotz des­
sen unvollkommenen Charakters mög­
lichst rasch ratifizieren ...

„Eine Stimme zu 
den Maastrichter 
Verträgen“
Im November 1991 fand eine Konferenz 
von Berg- und Stahlarbeitern in Komlo 
(Ungarn) statt, an der sich auch zwei 
Delegierte des Korrespondenzkomitees 
gegen die Nachtarbeit beteiligten. Die 

Konferenz beschloß eine gemeinsame 
Demonstration in Brüssel am 27. Sep­
tember 1992 „zur Verteidigung der so­
zialen Errungenschaften in Europa“, 
deren Ziel sein soll: „Die Ablehnung 
einer sogenannten EG-Harmonisierung, 
die alle Arbeiter(innen)schutzrechte 
beseitigen und grundlegende nationale 
Rechte außer Kraft setzen soll.“

Die Berichterstatterin des Korrespon­
denzkomitees wendet sich in diesem Zu­
sammenhang besonders gegen den Ver­
trag über die Europäische Union von 
Maastricht:

„Die Konsequenz daraus (die die Dä­
nen schon gezogen haben) kann'nur ein 
klares NEIN zu den Maastrichter Ver­
trägen sein. Die Maastrichter Verträge 
geben eindeutig einen Zeit- und Finan­
zierungsrahmen vor, in dem die ver­
schiedensten EG-Richtlinien für eine 
sogenannte EG-Harmonisierung festge­
schrieben sind. So sind zum Beispiel 
umfangreiche Änderungen zu gesetzli­
chen Arbeitszeitbestimmungen vorgese­
hen, die Schicht- und Nachtarbeit gene­
rell in allen EG-Staaten zulassen und 
damit erheblich ausweiten sollen.

Die französische Regierung zum Bei­
spiel hat darauf ohne Umschweife zu re­
agieren versucht, indem sie schon vorab 
ein neues Gesetz zur Arbeitszeitordnung 
verabschieden wollte. Dieser Entwurf 
sah die Beseitigung des in Frankreich 
seit 100 Jahren bestehenden Nachtar­
beitsverbots für Arbeiterinnen vor. 
Selbst Schwangeren sollte nach diesem 
Entwurf kein besonderer Schutz ge­
währt werden. Der französische Vor­
stoß ist ein eindeutiger Hinweis darauf, 
was die Regierungen unter Harmonisie­
rung verstehen. Die Antwort in Frank­
reich war eine breite Kampagne gegen 
dieses Gesetz, das auch bis heute (entge­
gen der Planung) nicht verabschiedet ist.

Die Maastrichter Verträge stellen aber 
nicht nur im Hinblick auf die Arbeits­
zeitregelungen einen Angriff auf die 
Rechte der Bevölkerungen in Europa 
dar. Sie bedeuten in letzter Konsequenz:
— die Schließung von Berg- und Stahl­
werken überall in Europa, aber vor al­
lem auch in West- und Ostdeutschland;
— Privatisierung von Schulen und die 
Herausbildung von Eliteschulen für ei­
nige wenige; — weitere Sparmaßnah­
men in den öffentlichen Haushalten auf 
allen Ebenen, bis hinunter auf die kom­
munalen Ebenen.

Das überall vorherrschende Mißtrau­
en in ein dieserart vereintes Europa ist 
mehr als berechtigt und Anlaß genug, 
darüber zu diskutieren und nach gemein­
samen Antworten zu suchen.“

DGB: Thesen 
zur Nachtarbeit
1. Arbeitswissenschaftliche Untersu­
chungen haben erwiesen, daß Nachtar­
beit für Männer und Frauen gesundheits­
schädlich ist- Sie ist im übrigen sozial­
undfamilienschädlich.
2. Nachtarbeit ist daher für Männer und 
Frauen gleichermaßen zu verbieten. 
Ausnahmen sind gesetzlich zu regeln, 
wobei ihre Einhaltung durch Gewerbe­
aufsicht bzw. Bergbehörden sicherzu­
stellen ist. Dauer-Nachtschicht ist gene­
rell zu verbieten.
3. Die gesetzlich zu regelnden Ausnah­
men von diesem Beschäftigungsverbot 
sind auf Bereiche zu beschränken, bei 
denen aus überragenden Gründen des 
Gemeinwohls nicht auf Nachtarbeit ver­
zichtet werden kann, etwa im Bereich 

nung, der Versorgung der Bevölkerung, 
z.B. im Gesundheitsdienst oder Ver­
kehrswesen oder der Energieversor­
gung. Entsprechendes gilt für zwingen­
de betriebstechnische Gründe.
4. Für werdende und stillende Mütter 
sowie für Jugendliche gelten die entspre­
chenden Bestimmungen des Mutter­
schutzgesetzes. . .
5. Bestimmten Arbeitnehmergruppen 
ist das Recht einzuräumen, Nachtarbeit 
zu verweigern. Ihnen ist unter bestimm­
ten Voraussetzungen ein Tagesarbeits­
platz bevorzugt zur Verfügung zu 
stellen.
6. In diesen Personenkreis sind im In­
teresse der Kinder und Familien Eltern 
mit kleinen bzw. schulpflichtigen Kin­
dern einzubeziehen, insbesondere Al­
leinerziehende und Eltern mit mehreren 
Kindern. Das gleiche gilt für Arbeitneh­
merinnen und Arbeitnehmer mit häusli­
chen Pflegeverpflichtungen.
7. Nachtarbeit ist in der Weise zu be­
grenzen, daß sie nur eine beschränkte 
Zahl von Jahren sowie nur bis zu einem­
bestimmten Lebensalter von den Arbeit­
nehmerinnen und Arbeitnehmern gelei­
stet werden muß. Hier könnte an eine 
Begrenzung von 15 Jahren bzw. an das 
Lebensalter 50 Jahre gedacht werden.
8. Die Nachtarbeit ist durch generelle 
Verkürzung der täglichen Arbeitszeit 
auf 5 oder 6 Stunden bzw. auf einen fest­
gelegten Prozentsatz von der tariflichen 
Arbeitszeit, z. B. auf 80 Prozent zeitlich 
zu beschränken. Eine Entgeltkürzung 
durch Verringerung der täglichen Ar­
beitszeit wegen Nachtarbeit darf nicht 
eintreten. Die Möglichkeit der Ablei­
stung von Überstunden ist strikt, etwa 
auf Notfälle, zu beschränken. Zwingend 
notwendige Überstunden sind durch 
Freizeitausgleich innerhalb von zwei 
Wochen abzugelten.
9. Besonders belastende Tätigkeit wäh­
rend der Nachtarbeit, auch solche, die 
eine besonders hohe Konzentration er­
fordern, sind auf das unerläßliche Maß 
zu beschränken. Bei Nachtarbeit ist eine 
Minderung der Arbeitsbelastung durch 
vermehrte Kurzpausen sicherzustellen.
10. Nachtarbeiterinnen und Nachtar- 
beitem sollte der Zugang zu qualifizier­
ten Tätigkeiten eröffnet bzw. gewährlei­
stet werden. Ihnen ist im übrigen ein be­
sonderer Fortbildungsanspruch einzu­
räumen.
11. Bei Nachtarbeit ist für Erste-Hilfe- 
Einrichtungen und Sozialdienste und 
Kommunikations- und Betreuungsmög­
lichkeiten für die Nachtarbeiterinnen 
und Nachtarbeiter zu sorgen.
12. Der Arbeitgeber hat den besonde- 
ren Erschwernissen der- Nachtarbeit, 
etwa den Wegbedingungen, Rechnung y 
zu tragen, z.B. etwa durch Bereitstel- '• 
lung von Verkehrsmitteln, oder z. B. zur 
Verbesserung der Möglichkeit eines un­
gestörten Schlafes am läge Zuschüsse
zu baulichen Lärmschutzmaßnahmen zu 
leisten. r
13. Die Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer müssen durch spezielle Vorsor­
geuntersuchungen vor Aufnahme einer 
Tätigkeit als Nachtarbeiter bzw. Nacht­
arbeiterinnen sowie in regelmäßigen 
Zeitabständen während einer solchen 
Tätigkeit auf gesundheitliche Beein­
trächtigungen durch die Nachtarbeit un­
tersucht werden. Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, deren gesundheitli­
che Beeinträchtigung Nachtarbeit unter 
keinen Umständen nach ärztlichem 
Zeugnis ermöglicht, sind von der Nacht­
arbeit zu befreien.
14. Wenn Nachtarbeit aus familiären 
oder gesundheitlichen Gründen nicht 
oder nicht mehr geleistet werden kann, 
darf jedenfalls in Bezug auf die Eingrup­
pierung kein finanzieller Nachteil ent­
stehen ...
Düsseldorf, den 24. März 1992
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Der bekannte palästinensische Phi­
losoph Azmy Bishara hat sich im 
Frühjahr zu den Aussichten des palästi­

nensischen Befreiungskampfes im inter­
nationalen Konfliktfeld in der Zeitschrift 
Middle East Report (Nr. 175, März/ 
April 1992) geäußert. Der Beitrag ver-

„Wenn wir erst die Besatzung akzeptieren, 
werden wir nichts anderes bekommen ..

deutlicht die tiefe Spaltung, die um die 
Frage des Vorgehens bei den Nahost- 
„Friedensverhandlungen ‘‘innerhalb 
der palästinensischen Gesellschaft droht 
bzw. bereits existiert. Gerade seit dem 
Sieg der Arbeitspartei bei den Wahlen in 
Israel gerät die PLO unter starken 
Druck, israelischen „Autonomievor­
schlägen ‘ folgen zu sollen, um „wenig­
stens etwas “zu erreichen. Auf der ande­
ren Seite wächst offenbar die Ohnmacht 
des Befreiungskampfes. Wir entnahmen 
die Übersetzung des Artikels — aus 
Platzgründen gekürzt — der Zeitschrift 
blätter des iz3w, Nr. 182, Juli 1992.
— (uga)

... Einige Palästinenser versuchen zur 
Zeit, die USA von der Legitimität des 
palästinensischen Anliegens zu überzeu­
gen — andere versuchen, der Weltöf­
fentlichkeit klar zu machen, daß die 
USA für Palästina nun das tun müssen, 
was sie für Kuweit bereits getan haben.

Beide Positionen gehen allerdings da­
von aus, daß die USA am Golf dem Völ­
kerrecht Geltung zu verschaffen such­
ten, und daß Washington nun nicht mit 
zweierlei Maß messen könne, ohne an 
Glaubwürdigkeit zu verlieren. Faktisch 
hingegen beruht die US-Politik, sowohl 
am Golf als auch in Palästina, auf den 
ökonomischen Interessen des Westens 
und den spezifischen Privilegien, die die 
USA als militärische Schutzmacht dieser 
Interessen genießen ...

Innerhalb der palästinensischen Unab­
hängigkeitsbewegung wird zur Zeit hef­
tig über die Situation in den besetzten 
Gebieten, über die Struktur der PLO, ih­
re innere Demokratie und ihre internen 
Entscheidungsprozesse sowie über Vor­
schläge zur Lösung des Palästinakon­
flikts debattiert. Dabei ist der Verlauf 
der Debatte durch dieselbe unangemes­
sene Hast gekennzeichnet, mit der Palä­
stinenser bereits im Golfkrieg Stellung 
bezogen, weil es den Befürwortern einer 
baldigen Demokratisierung nicht schnell 
genug gehen kann. Sicher — für unsere 
Gesellschaft, unsere Unabhängigkeits­
bewegung und ihre Institutionen ist das 

Thema Demokratie von zentraler Be­
deutung. Aber die Frage der Demokratie 
in so einer allgemeinen und abstrakten 
Art zu stellen, heißt, unserer demokrati­
schen Praxis weit voraus zu greifen.

Die wahre Herausforderung besteht 
darin, Prinzipien wie freie Meinungsäu­
ßerung, Pluralismus und Toleranz zu 
unserer eigenen sozialen Realität und 
dem politischen Apparat unserer Unab­
hängigkeitsbewegung in Beziehung zu 
setzen. Die besetzten Gebiete sind zur 
Zeit Zeugen einer ganzen Flut von Plä­
nen und Vorschlägen zur Lösung des 
Konflikts, die vor allem von der Jerusa­
lemer Presse verbreitet werden. Je re­
striktiver die realen Bedingungen, desto 
reichhaltiger die Debatte; je weiter wir 
uns von den Bedingungen entfernen, die 
eine Lösung erst ermöglichen, desto 
mehr Vorschläge tauchen auf.

Innerhalb dieser Debatte wird dem 
Aspekt der Verhandlungsphasen und 
dem Gerede von Zwischenetappen, die 
wiederum zu weiteren Zwischenetappen 
führen, eine viel zu große Bedeutung 
eingeräumt. Wir in den besetzten Gebie­
ten haben dieses Vorgehen seit dem 
Golfkrieg mitgetragen. Haben wir in­
zwischen die Ergebnisse von Camp Da­
vid akzeptiert und unsere Ziele auf Au­
tonomie zurückgeschraubt?

Die Diskussion über etwaige Etappen 
jedenfalls ließe sich bis in alle Ewigkeit 
weiterführen — solange die asymmetri­
sche Machtverteilung die Gründung ei­
nes Staates nicht zuläßt, wird sie auch 
diejenigen Etappen verhindern, die auf 
die Errichtung eines Staates hinzielen.

Wenn Unabhängigkeit unser Ziel ist, 
dann sollten wir auch auf dieses Ziel hin­
arbeiten. Wenn die gegenwärtigen Be­
dingungen die Geburt eines palästinensi­
schen Staates nicht zulassen, so heißt das 
nicht, daß wir unser Ziel ändern sollten. 
Wenn wir den Besatzungsstatus ableh­
nen, dann bleibt uns nur die Wahl zwi­
schen zwei Möglichkeiten: Unabhän­
gigkeit und das Zwei-Staaten-Modell 
mit einem palästinensischen und einem 
israelischen, oder volle Gleichheit zwi­

schen Israelis und Palästinensern in ei­
nem Staat.

Im Laufe ihrer langen Geschichte hat 
die palästinensische Unabhängigkeits­
bewegung viele Fehler begangen, aber 
das palästinensische Volk ist nicht weni­
ger in der Lage, seine Unabhängigkeit 
zu erringen, als andere Völker, die sie 
bereits — wenn auch unter weniger kom­
plizierten Umständen — erstritten ha­
ben. Wir sind vom Strudel der öffentli­
chen Meinung in einen Teufelskreis der 
Selbstkritik gezogen worden. All die 
Dialoge, die die zionistische Linke uns 
so gerne zugesteht, hatten als einziges 
Ergebnis zur Folge, daß wir davon über­
zeugt wurden, die ganze Problematik 
lasse sich auf die Ausarbeitung fairer 
Vorschläge reduzieren. Sicher, die Palä­
stinenser haben es manchmal versäumt, 
die richtigen Vorschläge zur richtigen 
Zeit zu präsentieren — aber keiner kann 
behaupten, daß die Gespräche sich in der 
Sackgasse befänden, weil es an Lö­
sungsvorschlägen mangele . ..

Elf Monate nach Beginn des Auf­
stands startete die PLO eine Friedens­
initiative. Sie war fair und angemessen, 
aber sie erhielt keine internationale Un­
terstützung. Das lag allerdings nicht an 
der-Initiative selbst, sondern in Ereignis­
sen begründet, auf die die Palästinenser 
keinen Einfluß hatten und die just in dem 
Augenblick eintraten, als die Auseinan­
dersetzungen ihren Höhepunkt erreich­
ten : der Zusammenbruch des Ostblocks, 
die Massenimmigration sowjetischer 
Juden nach Israel und die Ausdehnung 
der US-Hegemonie durch die Golfkrise 
... Unter solchen Bedingungen kann 
auch nichts gewonnen werden, wenn wir 
von unseren Zielen abrücken. Im Ge­
genteil, es gilt unsere Fähigkeit zu stär­
ken, überdauern und widerstehen zu 
können, bis sich die Bedingungen für ei­
ne diplomatische Initiative verbessert 
haben. Bis dahin ist es unerläßlich, daß 
die ganze Welt, und insbesondere unsere 
Widersacher, keine Zweifel an der Klar­
heit unserer Ziele haben.

Viele Palästinenser, die glauben, daß

stinensischen Anliegen kann nicht aüeä 
auf die Bedeutung der Region oder & 
Komplexität der ganzen Situation a- ; 
rückgeführt werden. Es gibt vielmehr 
zwei andere Faktoren: Zum einen ist h- 
lästina eines der letzten ungelösten Pro- ’ 
bleme der Kolonialzeit, zum anders 
stellt das palästinensische Anliegen & ; 
jüdische Frage wieder aufs Neue. Ente- ' 
res verleiht dem palästinensischen An­
liegen ein großes Gewicht, letzteres hi»-, 
gegen zwingt uns, uns immer wieder 
aufs Neue zu rechtfertigen, immer wie­
der Versicherungen abzugeben, besÄ- 
dig die Ängste anderer aus dem Wega j 
räumen und uns permanent selbstzueö- i 
schuldigen. Das ist der Grund, wan® > 
soviele Dialoge in kollektiven therapes-; 
tischen Sitzungen enden. Kein andere 
Volk in der Geschichte mußte so vkk * 
Einwände aus dem Weg räumen, bew 
sein Recht auf Selbstbestimmung aner­
kannt wurde ... j

Die arabischen Länder und die Pali- > 
stinenser mußten, um überhaupt an den 
Verhandlungen teilnehmen zu können. . 
von allen grundsätzlichen Positionen ab- ; 
rücken: keine PLO, keine UN, und kei­
ne Vertreter aus Ost-Jerusalem. V» j 
zentraler Bedeutung ist hierbei, ob es ; 
Israel gelingen wird, gleichzeitig mit der j 
PLO auch die Palästinafrage, die Forde­
rung nach einem unabhängigen palästi­
nensischen Staat, aus den Verhandltm- 1 
gen auszugrenzen . . .

Was die israelische Regierung bevor- i 
zugt, ist eine Autonomie im Rahmen ei- 
nes von Jordaniern und Palästinensern j 
ratifizierten Vertrages. Diese Variante ; 
könnte Wirklichkeit werden, wenn die ■ 
PLO und die Exil-Palästinenser vom • 
»Friedensprozeß* endgültig ausge- •! 
schlossen worden sind und die Palästina- j 
frage erst auf die »Frage der besetzten j 
Gebiete*, dann auf die »Frage des Gebie- l. 
tes* überhaupt und zuguterletzt auf eine ; 
»Autonomie* ohne Zugriff auf Wasser, •; 
Land und Luft reduziert worden sein ! 
wird . . . Wenn wir erst die Besatzung > 
akzeptieren, werden wir auch, nichts.an- •:] 
deres als Besatzung bekommen ... I

es den USA auf Dauer schwer fallen 
wird, mit zweierlei Maß zu messen, nei­
gen zu der Annahme, daß die USA Israel 
dazu zwingen könnte, das Richtige zu 
tun. Diese Idee wird vor allem von der 
zionistischen Linken propagiert. Der 
Grund liegt klar auf der Hand. Denn in­
dem sie auf die USA setzt, anstatt Israel 
in die Pflicht zu nehmen, kann sie es sich 
ersparen, echte Opposition zu machen, 
gesellschaftliche Brüche zu provozieren 
und einen falschen Patriotismus zu ent­
larven, der von ihr die Befürwortung der 
Aufnahme neuer Immigranten und ande­
re sogenannte , nationale Pflichten4 ver­
langt. Bisher gibt es keine israelische 
Opposition, die bereit wäre, diesen Preis 
zu zahlen, und die von daher auch fähig 
wäre, die israelische Gesellschaft dazu 
zu bringen, den Preis für den Frieden zu 
zahlen. Deshalb haben die USA immer 
weniger Gründe, Druck auf Israel aus­
zuüben.

Die Idee US-amerikanischen Drucks 
auf Israel ist aber auch eine arabische 
Idee. Die arabische Rechte jedenfalls 
tut, als beruhe die Politik der USA aus­
schließlich auf einer Fehleinschätzung 
und als gälte es, den USA von arabischer 
Seite her klarzumachen, wo ihre wahren 

.Interessen in der Region lägen. Diese 
Herangehensweise unterstellt, daß per­
fekten amerikanisch-arabischen - Bezie­
hungen lediglich zwei Hindernisse ent­
gegenständen : zum einen die Lobby der 
amerikanischen Juden, zum anderen die 
abweisende Haltung der Araber sowie 
ihre diplomatische Inkompetenz. In 
Wahrheit aber beruht die diplomatische 
und strategische Unterstützung Israels 
durch die USA weder auf der Stärke die­
ser Lobby noch auf der Inkompetenz 
arabischer Diplomatie oder auf einer 
gewieften israelischen Politik. Der Ein­
fluß der jüdischen Lobby ist gewachsen, 
weil die Interessen der USA im Nahen 
Osten seit dem Zweiten Weltkrieg stär­
ker geworden sind und weil Israel be­
wiesen hat, daß es ein besonders guter 
Verbündeter ist.. .

Das Interesse der Medien an dem palä­

/

/

Etwa zwei Monate nach dem Attentat 
auf den Richter Falcone tötete die 
Mafia am 19.7. in Palermo auch dessen 

bekannten Kollegen Boräellino und Poli­
zisten seiner Eskorte mit einer Sprengla­
dung. Daraufhin riefen die Gewerk­
schaftsverbände CGIL, CISL und UIL 
sowie die mit ihnen nicht verbundene 
Polizeigewerkschaft SIULP zu Protest­
aktionen in ganz Italien am Tag des Be­
gräbnisses auf. Im folgenden einige Ein­
drücke von den Aktionen in Imperia, 
einer Provinzhauptstadt in Ligurien im 
Nordwesten.

Die örtliche Zeitung II Secolo XIX teilt 
dort am 21.7. auf ihren Werbetafeln 
mit, daß die Gewerkschaften für den 
Abend zu einer Kundgebung in den Rat­
haussaal einladen. Zuvor haben die Ein­
zelhändler auf einen Aufruf ihres Ver­
bandes hin ihre Geschäfte um eine halbe 
Stunde später, um 16 Uhr statt um 15.30 
Uhr, geöffnet. Daß die Kundgebung 
dann im marmorgetäfelten Saal stattfin­
det, ist nicht nur der heißen Witterung 
geschuldet, sondern auch der Art der 
Veranstaltung. Etwa 120 Personen sind 
gekommen, im Alter von etwa 18 bis 70, 
von Strandkleidung bis zum feinen An­
zug. Die Vertreter von Stadtverwaltung, 
Parteien und Gewerkschaften sitzen an 
der Stirnseite, wo sonst die Verwaltung 
Platz nimmt.

Obwohl auch die großen Gewerk­
schaftsverbände aufgerufen* haben, ist 
die Veranstaltung zunächst von Beiträ­
gen aus der (standesorientierten) Poli­
zeigewerkschaft geprägt. Ihr Provinzse­
kretär beklagt in Worten, die er so oder 
so ähnlich wohl schon manches Mal ge­
braucht hat, die zahlreichen Opfer der 
Mafia, darunter die Toten der Polizei­
eskorten. Er verlangt, daß der Polizei 
die personellen und sachlichen Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, mit de­
nen sie gegen die Mafia bestehen könne. 
Er fordert, daß endlich die DIA tätig 
werden soll, eine schon beschlossene na­
tionale Sonderpolizei nach US-Vorbild. 
Er fordert auch, wohl mit Blick auf die 
Geschäftsleute, „ein ernsthaftes und 
durchsichtiges Verhalten und mehr Ver­
trauen und Zusammenarbeit gegenüber 
den Ordnungskräften“. Die Mauer der 
Verschwiegenheit müsse fallen.

Der Vorsitzende des Allgemeinen

Kundgebungen gegen die Mafia 
Ein Beispiel: Imperia

Ein Plakat des faschistischen MSI in Imperia: „Borsellino vom System ermordet — richten wir die Mafiosi auf der Straße hin“. Die 
Faschisten, die selber mit ungeklärten Attentaten in Verbindung gebracht werden, fordern Staatsaufrüstung und Todesstrafe. 
Alle Plakate waren aber—wie auch das abgebildete — schnell mit Losungen gegen die Faschisten versehen. (Bild: rok)

Handelsverbands (Confcommercio) der 
Provinz Imperia erklärt dazu später: 
„Wir Händler können wohl sagen, daß 
wir vielleicht nach außen nicht das of­
fenbaren, was wir unter Freunden spre­
chen“. Bei dieser Andeutung über Er­
fahrungen mit Mafiapraktiken läßt er es 
freilich bewenden. Was sie untereinan­
der sprechen, erfährt man nicht.

Redner der Demokratischen Partei der 
Linken (PDS, Ex-PCI) sprechen über 
die Krisenerscheinungen des Landes. 
Sie weisen darauf hin, daß in den letzten 
zehn Jahren über 100 Gesetze und Ver­
ordnungen gegen die Mafia verabschie­
det worden sind, die nur angewandt wer­
den müßten. Auf eine Kritik der Regie­

rungspolitik, die mafiose Geschäftema­
cherei auf verschiedenen Ebenen fordert 
und schützt, wartet man vergeblich. 
Auch auf eine Auseinandersetzung mit 
dem zur gleichen Zeit von der Regierung 
ausgearbeiteten neuen Antimafia-De- 
kret, das die polizeilichen und juristi­
schen Handhaben über alle bisherigen 
Grenzen hinaus ausdehnt: In Mafia-Pro­
zessen erhalten nunmehr Dinge Beweis­
kraft, die nicht aus der Prozeßdebatte 
stammen, sondern z.B. aus anderen 
Verfahren einfach übernommen wer­
den. Als Beweise gelten nun auch Ab­
hörergebnisse (Telefon oder Mikro­
phon) sowie Zeugenaussagen vom Ton­
band. Geständnisse von pentiti („Reu­

igen“) gelten als Beweis, auch wenn sie 
widerrufen werden, wenn sie anderwei­
tig gestützt werden. Ganze Häuser­
blocks und sogar Stadtteile können ohne 
richterliche Genehmigung durchsucht 
werden und vieles mehr.

Über diese Maßnahmen sprechen die 
PDS-Redner nicht, obwohl es wichtig 
wäre, eine staatliche Antimafia-Politik 
zu bilanzieren, die im wesentlichen auf 
Repression und nicht auf soziale Verän­
derungen baut. (Tatsächlich werden sich 
die PDS-Parlamentarier drei Wochen 
später bei der Umwandlung dieses De­
krets in ein Gesetz der Stimme enthalten 
— als Zeichen der Unterstützung der 
Regierung in diesem Punkt.) Stattdessen

schlägt ein Redner aus dem PDS ein Ge- ( 
setz vor, mit dem im ganzen Land Waf- ; 
fen eingezogen werden sollen. Der Bei’ ! 
fall ist mäßig. Die meisten werden den- . 
ken: Die Mafia wartet schließlich nicht, • 
auf ein Gesetz hin die Waffen zur Polizei ! 
zu tragen, und sie ist auch nicht vorran- j 
gig ein Problem der Mittel, deren sie i 
sich bedient. i

Bisher war die Veranstaltung ziemlich -i 
ruhig, der Beifall für die Redner freund- '■ 
lich-mäßig, die Zuhörer schweigsam. ; 
Das ändert sich rasch, als eine Gemein- > 
derätin der Christdemokraten, teuer ge- ! 
kleidet, zu reden beginnt. Sie wird aus i 
dem Publikum unterbrochen: Regie­
rungskreise und insbesondere der lang­
jährige Ministerpräsident Andreotti hat- j 
ten doch die Mafia geschützt und geför- , 
dert. Der Zwischenrufer erhält lebhaften 
Beifall — vielleicht von der Hälfte des j
Publikums. Der Veranstaltungsleiter 
merkt, daß er jetzt Diskussion zulassen 
muß. Der Zwischenrufer konfrontiert 
die Vertreter der Regierungsparteien mit •; 
deren Politik, die die Mafia fördere. Er 
kritisiert z.B., daß die Regierung bisher t 
die Bestrebungen blockiere, den Dro­
gengebrauch zu legalisieren. Solange 
der Drogenkonsum bestraft werde, blei­
be der Markt der Drogen fest in der 
Hand der Mafia, der Drogenpreis hoch 
und der Gewinn daraus groß. I

Weitere Leute melden sich und kriti­
sieren Aspekte der laufenden Regie­
rungspolitik, die die Mafia-Geschäfte ? 
fördern. Der Vertreter der Sozialisti­
schen Partei (PSI) wird auf die täglich 
neuen Enthüllungen über tangenti (Be­
stechungszahlungen) in Mailand (.Jhß- 
gentopoliM) festgenagelt, von deaea 
hauptsächlich die Sozialistische Partei 1 
profitiert hat. ' |

Jetzt leert sich der Saal zusehends, tfie! 
Anhänger der Regierungsparteien mö­
gen sich diese Kritik nicht anhören uad 
auch nicht darüber diskutieren. Punkt#i 
Uhr, nach zwei Stunden, schließt der i 
Versammlungsleiter die VeranstaltutgJ 
trotz weiterer Wortmeldungen. V» 
einer „Brise gegen die Mafia*' in Impe-ji 
ria wird am nächsten Tag der II seate \ 
XIX schreiben, die noch zum „Orioaf J 
werden müsse. Über die kritischen Bei­
träge der Veranstaltung wird er freilich ? 
nicht berichten. — (rok) q

i
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Strukturelle Anpassung 
und „Reform“ in Indien
Wie berichtet, waren am 16. Juni dieses 
Jahres Hundertausende in Indien in 
einen 24stündigen Generalstreik gegen 
die Wirtschaftspolitik der Regierung 
unter P.V. Narasimba Rao und vor 
allem gegen die Diktate des Internatio­
nalen Währungsfonds getreten. Es 
scheint so, als sei der Streik recht kurz­
fristig organisiert worden. Er ist als Re­
aktion auf das Programm der Regierung 
zur strukturellen Anpassung und Reform 
zu sehen, das rasch auf das Stabilisie- 
rungsprograrrun (Haushaltsperiode von 
Juli 1991 bis Mai 1992) folgte. Während 
sich die neue Regierung im ersten Jahr 
darauf konzentrierte, möglichst jegliche 
Hindernisse für ausländisches Kapital zu 
beseitigen, hat sie ab Mai 1992 damit 
begonnen, die öffentlichen Dienstlei- 
stungsuntemehmen und staatlichen Be­
triebe mit traditioneller Unterstützung 
durch den Haushalt drastisch zu be­
schneiden. Öffentlichen Betrieben mit 
Verlust wurde mitgeteilt, daß es zukünf­
tig keinen Ausgleich mehr geben werde. 
Besonders gut florierende staatliche Un­
ternehmen werden verkauft. Um die 
„Strukturierungsmaßnahmen“ abzu­
runden, gab die Regierung bekannt, daß 
sie für kränkelnde Industriezweige eine 
Beendigungspolitik betreiben wolle, mit 
einem Sicherheitsnetz für die Arbeiter.

Herrschende Klasse 
für Krieg gegen Serbien
Die herrschende Klasse Österreichs 
würde lieber heute als morgen auf dem 
Balkan militärisch intervenieren lassen. 
In den letzten Wochen hat sich in Wien 
eine ganz große Koalition von Kriegsbe- 
furwortem gegen Serbien zusammenge­
funden. Nicht nur Konservative und Na­
tionalliberale schüren eine geradezu hy­
sterische Kampagne gegen Serbien, 
auch Sozialdemokraten und Grüne sind 
scharenweise auf den Kriegskurs einge­
schwenkt. Dabei handelt es sich keines­
wegs um Hinterbänkler der jeweiligen 
Parteien. Allen voran hat Außenminister 
Alois Mock von der konservativen 
ÖVP, unterstützt von seinem Parteichef 
und Vizekanzler Busek schon mehrere 
Male Militärinterventionen in Bosnien 
verlangt und sich für eine Aufhebung 
eines gegen Bosnien-Herzegowina ver­
hängten Waffenembargos stark ge­
macht. Mock und Busek wollen einen 
von Luft und See aus geführten Angriff 
der USA, der von europäischen Land­
streitkräften unterstützt wird — eine in­
direkte Aufforderung an die BRD, ein­
zugreifen. Hatte man zu Beginn der 
Debatte immer betont, wegen der öster­
reichischen Neutralität nicht selbst ein­
greifen zu wollen, mehren sich inzwi­
schen die Stimmen, die eine Kriegsbetei-

Tudjman gewinnt in 
Kroatien. Aber wie?

Bei den Parlaments- und Präsident­
schaftswahlen in Kroatien hat die Partei 
den Präsidenten Franjo Tudjmans, die 
„Kroatische Demokratische Gemein­
schaft“, (HDZ), ihre absolute Mehrheit 
ausbauen können, Tudjman selbst wur­
de mit 57 % in seiner Funktion bestätigt. 
Während die bürgerliche Presse hierzu­
lande die Wahlen als weitestgehend den 
demokratischen Gepflogenheiten ange­
paßt beschreiben, sieht die Wirklichkeit 
anders aus. Ein bedeutender Teil der 
Einwohner Kroatiens wurde von dem 
XVählgang ausgeschlossen. Ein rigides 
Einbürgerungsgesetz legt fest, daß nur 
diejenigen wahlberechtigt sind, die 
„ethnisch reine Kroaten“ sind. Das 
führte dazu, daß die im Ausland leben­
den Kroaten ohne kroatische Staatsbür­
gerschaft wahlberechtigt sind, während merhin hat sich der Präsident des noch 
die Angehörigen der Serben, Montene­
griner, Slowenen. Mazedonier usw., die 
zum Teil schon seit Generationen in der 
jugoslawischen Republik Kroatien leben 
und arbeiten, kein Wahlrecht bekamen. 
Bürgerrechtsgruppen in Kroatien bezei­
chnen diese Strategie als Teil einer ge­
gen die nicht-kroatischen Einwohner ge­
richteten Vertreibungspolitik. Gleich-

Diese Strukturmaßnahmen sind wei­
testgehend festgelegt im Weltbankreport 
vom Oktober 1990 Trade Reform in In- 
dia. Nicht mehr die eigene Herstellung 
von Waren soll in Indien stattfmden, 
sondern die Zukunft liege im Produzie­
ren und Exportieren von Roh- und 
Grundmaterial. „Und die Handels- und 
Preispolitik; die Politik, den Verkauf öf­
fentlicher Unternehmen hochzuhalten; 
die Verkündung einer Beendigungspoli­
tik} die Politik öffentliche Unternehmen, 
sich selbst zu überlassen, und die Öff­
nung jeglicher Infrastruktur für Privat­
unternehmen; die Politik der absoluten 
Öffnung für ausländisches Kapital; und 
zuletzt, die Lockerung der Import­
schranken und Importzölle — all dies ist 
Teil des Politikpakets, das die Weltbank 
in ihrem Report empfiehlt.“ (Economic 
and Political Weekly, 6.6.92) All dies 
soll dazu dienen, Indien bis 1995 in den 
Weltmarkt zu integrieren.

Aus der Zeitung der größten Gewerk­
schaft Organizer ist zu ersehen, daß die 
Kritik an diesen Maßnahmen fast über­
haupt nicht stattfmdet. Um so überra­
schender trafen die Umsetzungsmaß­
nahmen der Regierung. Die geplante 
weitere Abwertung der Rupie um 10 % 
wird die Auseinandersetzungen ver­
schärfen. — (cog) 

ligung wollen. Man mache sich der 
„Doppelmoral“ schuldig, wenn man 
ständig nach einer Militäraktion rufe 
und gleichzeitig erkläre, eine österrei­
chische Beteiligung käme nicht in Frage, 
wie das der FPÖ-Abgeordnete und ehe­
malige Verteidigungsminister Frischen­
schlager ausdrückte. Ähnlich argumen­
tierte auch der Wiener Bürgermeister 
undLandesnünisterpräsidentZilk, einer 
der prominentesten sozialdemokrati­
schen Funktionäre. Er sei überzeugt, so 
Zilk, daß im Falle einer Intervention ge­
nügend Freiwillige aus Österreich an 
einem Eingreif-Kontingent teilnehmen 
würden. Ganz offen werden wieder anti­
serbische Ressentiments geschürt — oft 
genug unter Rückgriff auf die unselige 
habsburgische Kolonialgeschichte. Es 
scheint so, daß Teile der Bourgeoisie 
angesichts des Bürgerkriegs eine Chan­
ce wittern, im Windschatten der Deut­
schen den eigenen Einfluß in der Region 
wieder kräftig auszubauen, wenn nötig 
mit Waffengewalt.

Erstaunlich und ein Lichtblick immer­
hin, daß trotz des Fehlens einer nennens­
werten Opposition gegen diese. Kriegs­
hetze laut Umfragen nur 25 % der Bevöl­
kerung für das militärische Eingreifen 
sind, 38 % dezidiert dagegen. — (jüg) 

zeitig berät das kroatische Parlament zur 
Zeit über einen Gesetzentwurf zur „Na­
tionalisierung von feindlichem Eigen­
tum“, das in der Anwendung eine mas­
senhafte Enteignung der in Kroatien be­
findlichen Wohnungen, Häuser und Fa­
briken von Serben und Montenegrinern 
vorsieht.

Diese, rassistische Gesetzgebung 
bleibt aber nicht auf Kroatien be­
schränkt. Von serbischer Seite wird mit 
gleichem üblen Kaliber zurückgeschos­
sen. So heißt es in einem Dekret der 
Stadtverwaltung im bosnischen Celinac: 
„Menschen die nicht serbischer Ab­
stammung sind, dürfen sich weder in 
den Cafes der Stadt aufhalten, noch in 
den Flüssen Vrbanja und Josavka baden 
oder ein Auto benutzen .. .“ Aber im- 

aus den beiden Republiken Montenegro 
und Serbien bestehenden Jugoslawien, 
der Serbe Dobrica Cosic, von den Ver­
treibungen der Moslems aus Bosnien 
distanziert und nannte die „ethnischen 
Säuberungen“ „eine unmenschliche 
und faschistische Ideologie“.
Quellen: Ulenspiegel 185 v. 13.7.1992; Frank­
furter Rundschau, 10.8.1992— (hav)

Internationale Umschau

„Der einzige Vorteil von 
Mexiko ist die Lohnstruk­
tur“, so der Vorstandsvor­
sitzende von VW in Mexi­
ko, Martin Josephi. Diesen 
Vorteil sah der Konzern an­
gegriffen, als ab dem 21. 
Juli 14000 Arbeiter des 
Werkes Pueblo mit einem 
Streik für höhere Löhne 
begannen. VW hatte den 
Arbeitern eine 15°/oige 
Lohnerhöhung sowie 5°/o 
Produktivitätsbonus an­
geboten, was die Arbeiter 
aber angesichts der niedri­
gen Ausgangslöhne ab­
lehnten. Außerdem wird 
der Rücktritt eines Gewerk­
schaftsvertreters gefor­
dert, der der Korruption 
verdächtigt wird. Die Kon­
zernleitung sperrte alle 
Arbeiter aus und drohte mit 
der Schließung des Wer­
kes, was aber angesichts 
der Bedeutung für die Be­
lieferung des US-und 
kanadischen Marktes nicht 
als sehr wahrscheinlich 
gilt.- (alk)

Polnische Gewerkschaften 
im Kampf um die Löhne 
Verschiedene polnische Gewerkschaf­
ten, mit Ausnahme der „Solidarität“, 
haben ein „Nationales Streik- und Ver­
handlungskomitee“ gegründet und be­
reiten einen Generalstreik vor, falls die 
neue Regierung weiterhin die Lohnfor­
derungen der Arbeiter ingnoriert. Das 
Komitee verlangt von der Regierung, 
auf die Forderungen der streikenden Ar­
beiter in den Kupferabbaugebieten von 
Lublin (38000 Beschäftigte, sie fordern 
eine Lohnerhöhung von 900000 Zloty, 
ca. 97 DM, und Urlaubsgeld von 1,8 
Mio. Zloty), des Autoherstellers FSM 
Tychy (7 000 Streikende, gehört zu 90 % 
dem italienischen Fiat-Konzern) und der 
Flugzeugwerke WSK Mielec (10000 im 
Streik) einzugehen. Ministerpräsidentin 
Suchochka lehnt alle Forderungen ab. 
Südd.Ztg., 10.8.— (alk)

Amnestieangebot ist 
„ein fauler Trick“
Der neue philippinische Präsident Fidel 
Ramos hat eine Amnestie für alle Rebel­
lengruppen sowie die Legalisierung der 
Kommunistischen Partei angekündigt, 
Voraussetzung sei allerdings, daß rund 
15000 Frauen und Männer der Neuen 
Volksarmee (NPA) ihre Waffen nieder­
legen. Die NPA wies das Angebot als 
„faulen Trick“ zurück. Ramos habe 
sich überhaupt nicht zu den sozialen Fra­
gen geäußert, zur grassierenden Armut, 
zur nötigen Landreform, dem Schulden­
dienst an das Ausland, kurz zu den 
Gründen, die den bewaffneten Kampf 
nötig machen. Stuttg. Ztg., 6. .8. — (alk)

Belgien: Brutaler Haushalt 
mit Verweis auf Maastricht
Der Haushaltsentwurf für 1993 der bel­
gischen Regierung sieht Haushaltskür­
zungen und Steueranhebungen zulasten 
der Lohnabhängigen von 117 Mrd. bel­
gischen Franc vor, das sind umgerech­
net etwa 8 Mrd. DM oder ca. 2000 DM 
je Familie. Das hat die belgische revolu­
tionäre „Partei der Arbeit“ in einer er­
sten Auswertung des Haushaltentwurfs 
festgestellt. So soll die bisherige Steuer­
indexierung aufgehoben werden. Bisher 
wurden in Belgien alle Steuerklassen au­
tomatisch entsprechend der offiziellen 
Teuerungsrate angehoben, so daß bei 
real gleichen Löhnen auch die Steuerlast 
wenigstens gleich blieb und nicht — wie 
etwa in der BRD — bei Teuerung zwar 
die Löhne real fallen, die Steuern aber 
noch mehr steigen. Diese günstige Rege­
lung für die Lohnabhängigen wird er­
satzlos aufgehoben. Gleichzeitig will die 
Regierung massiv die Privatisierung öf­
fentlicher Betriebe betreiben. Arbeits­
marktprogramme zur Dämpfung der 
Folgen der Arbeitslosigkeit und soziale 
Dienste werden weiter verringert. Nur 
so, so das Argument der Regierung, lie­
ße sich die im EG-Abkommen von 
Maastricht verlangte Begrenzung der 
Staatsschulden erreichen, sonst könne 
Belgien nicht der Währungsunion bei­
treten. Die PvdA will insbesondere in 
den Gewerkschaften für energische Pro­
test- und Kampfaktionen gegen den i 
Haushaltsentwurf eintreten. — (rül) <

Gegen die Wiederbelebung 
von Codesa
Die Beteiligung an dem zweitägigen Ge­
neralstreik in Südafrika war nicht ein­
heitlich. Repräsentanten des Gewerk­
schaftsbundes NACTU, des PAC, der 
AZ APO und des New Unity Movement 
sowie Vertreter einiger unabhängiger 
Gewerkschaften trafen sich am 29. Juli, 
um über den von ANC undCOSATU für 
den 3. und 4. August geplanten Streik zu 
beraten. Das Treffen erklärte „seine ... 
Solidarität für alle Massenaktionen, die 
darauf zielen, 1. die Überwindung des 
weißen rassistischen Minderheitsregi­
mes zu fördern, 2. die Einheit der unter­
drückten, enteigneten und ausgebeute­
ten Massen zu erhöhen, 3. die Übergabe 
der Macht an eine demokratisch gewähl­
te Regierung zu beschleunigen, die 
einem einzigen, ungeteilten, nicht-rassi­
schen neuen unabhängigen afrikani­
schen Staat verpflichtet ist ... Das Tref­
fen entschied, daß die beteiligten Orga­
nisationen die angekündigten Massenak­
tionen nicht unterstützen werden.“ Die 
Gründe dafür sind: „1. Die ANC-Alli- 
anz hat es unterlassen, sich mit den Ge­
werkschaften außerhalb ihrer Reihen zu 
beraten. Sie hat alle Befreiungsbewe­
gungen außerhalb der Allianz ignoriert. 
2. Massenaktionen, wie sie von dieser 
Allianz geplant sind, sollen die diskredi­
tierte und zusammengebrochene Codesa 
wiederbeleben und den ANC in diese 
Konferenz zurückbringen. 3. Die Mas­
sen sind über den wahren Zweck dieser 
Aktion nicht richtig informiert worden, 
weil Ziel nicht ist, das Regime zu über­
winden, sondern es einzuschüchtern und 
zur Machtteilung zu zwingen ... Das 
Treffen stellte ausdrücklich fest, daß die 
Allianz das Recht hat, ihr eigenes Pro­
gramm zu verfolgen, und es hofft, daß 
die ANC-Allianz das Recht von anderen 
anerkennt, eine andere -Strategie zu ver­
folgen, damit Gewalttätigkeiten zwi­
schen den Unterdrückten vermieden 
werden können.“ — (uld)

In Albanien hält die Marktwirtschaft mit größter Brutalität ihren Einzug. Anfang August 
erhöhte die amtierende Regierung die Preise für Brot auf das Sechsfache, die von 
Medikamenten um 250 Prozent. Alle anderen Preise wurden ganz „freigegeben“. 
Zynischer Kommentar der Welt: „Die meisten jetzt verteuerten Güter sind in den 
Läden ohnehin nicht zu haben.“ Außerdem seien auch die Löhne „angehoben“ wor­
den. Wieviel ? Da schweigt der Chronist. Die Welt, 3.8.92 — (rül)

Italien: Scala mobile weg 
plus Tarif-Friedhofsruhe
Am 31.7., unmittelbar vor den allge­
meinen Ferien im August, hat die italie­
nische Regierung gegenüber den Ge­
werkschaften eine „Vereinbarung“ 
durchgesetzt, die Preisstabilität und 
Wettbewerbsfähigkeit mit sinkenden 
Reallöhnen erreichen soll. Bei der Re­
gierung, beim Untemehmerverband 
Confindustria und einem Teil der Me­
dien schlägt die Begeisterung über die 
„Trendwende“ große Wellen, und auch 
in der BRD findet man im Hinblick auf 
den EG-Binnenmarkt interessierte Zu­
friedenheit. Dabei geht es vor allem um 
folgende, auch von den Gewerkschafts­
bünden unterzeichnete, Maßnahmen:
— die förmliche Anerkennung der Ge­
werkschaften, daß der automatische 
Teuerungsausgleich Scala mobile, der 
seit 1945 bestanden hat, abgeschafft ist;
— die Einführung eines Pauschalbe­
trags von 20000 Lire (ca. 27 DM) mo­
natlich auf 13 Monatsgehälter als Aus­
gleich in 1993;
— die Gewerkschaften schließen sich 
der Aufforderung des Ministerpräsiden­
ten an, im Zeitraum 1992/93 auf die (in 
Italien traditionell wesentlichen) be­
trieblichen Tarifverhandlungen zu ver­
zichten, soweit diese zu Einkommenser­
höhungen führen könnten.

Lohntarife hatten in den letzten Jahr­
zehnten aus zentralen Regelungen zwi­
schen den Verbänden, aus Branchentari­
fen und zu einem wichtigen Teil aus be­
trieblichen Regelungen (zuzüglich der 
Scala mobile) bestanden. Der automati­
sche Teuerungsausgleich entfällt völlig, 
die Branchentarife haben mehrjährige 
Laufzeiten, die betriebliche Tarifierung 
ist bis Ende 1993 blockiert: Reallohn­
einbußen ohne Möglichkeiten regulärer 
Gegenwehr sind vorgezeichnet. Die 
Gewerkschaftsverbände waren bei den 
Verhandlungen untereinander und in­
nerhalb des größten Verbands CGIL 
zerstritten und konnten ihre wenigen ge­
steckten Ziele auch nicht ansatzweise 
durchsetzen. Der CGIL-Vorsitzende, 
der die Vereinbarung unterschrieb, trat 
gleichzeitig zurück. Die organisierte in­
nergewerkschaftliche Opposition in der 
CGIL fordert die Rücknahme der Unter­
schrift und einen außerordentlichen Ge­
werkschaftskongreß. Die Partei der 
kommunistischen Neugründung (PRC) 
ruft für den 12.9. zu einer nationalen 
Kundgebung gegen die Vereinbarung in 
Rom auf. — (rok)

Generalstreik 
in Athen
Seit dem 23. Juli streiken die Angestell­
ten der Athener Verkehrsbetriebe unbe­
fristet. Sie wenden sich gegen die Strei­
chung von rund 1000 Stellen, wie sie die 
konservative Regierung Mitsotakis in 
einem Privatisierungs- und Sanierungs­
projekt vorsieht. Am 7. August führten 
Beschäftigten aus Industrie, Banken, Ei­
senbahnen, Post und dem Gesundheits­
wesen in zahlreichen Betrieben der 
Athener Region einen 24stündigen Ge­
neralstreik zur Unterstützung der Ange­
stellten der Verkehrsbetriebe durch. Die 
größte griechische Gewerkschaft hatte 
zur Unterstützung aufgerufen. Zahlrei­
che nationale und internationale Flüge 
fielen aus, weil sich auch die Beschäftig­
ten der Fluggesellschaft Olympic Air­
ways für zwei Stunden dem Streik an­
schlossen. Süddt. Ztg., 8./9.8. — (alk)
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Berichte und Reportagen regional

Rechter Propagandist 
verurteilt
München. Am 22. Juli 1992 wurde vom 
Amtsgericht München der Verleger, 
Herausgeber und verantwortliche Re­
dakteur des „Münchner Anzeigers“, 
Alfred Detscher, zu einer Freiheitsstrafe 
von einem Jahr, auf drei Jahre zur Be­
währung ausgesetzt, und einer Geld­
strafe von 10000 DM verurteilt. Zur 
Last gelegt wurden ihm Volksverhet­
zung, Aufstachelung zum Rassenhaß, 
Verunglimpfung des Andenkens Ver­
storbener und Beleidigung. Seit April 
1991 hatte der 71jährige Angeklagte in 
seinem Anzeigenblatt, das in einer Auf­
lage von 50000 Exemplaren kostenlos 
im Münchner Raum verteilt wird, revi­
sionistische Propaganda betrieben.

Dadurch dürfte es den sogenannten 
Revisonisten zum ersten Mal gelungen 
sein, einer breiteren Öffentlichkeit ihre 
abstruse Geschichtsklitterung nahe zu 
bringen.

Im Lauf des letzten Jahres häuften sich 
die Anzeigen gegen den Verleger. Die 
Staatsanwaltschaft ordnete mehrere 
Durchsuchungen an. Der Betriebsrat der 
Druckerei Mayer & Söhne, bei der der 
„Münchner Anzeiger“ gedruckt wird, 
forderte die Geschäftsleitung auf, den 
Druckauftrag zurückzugeben. Dieser 
Forderung kam die Geschäftsleitung je­
doch erst vor wenigen Wochen nach.

Trotzdem erscheint der „Münchner An­
zeiger“ weiterhin.

Zu Beginn des Prozesses wies der 
Staatsanwalt auf die Vielzahl von Arti­
keln hin, in denen die nationalsozialisti­
schen Greueltaten gegen die Juden ange­
zweifelt oder verharmlost wurden. 
Immer wieder tauchten darin Wendun­
gen auf wie „Jahrhundertlüge“, „Gas- 
kammerschauermärchen‘ ‘, ,, Holocaust- 
Mafia“, „Lügenmärchen, um das deut­
sche Volk erpreßbar zu machen“, 
„Bakschisch für diese orientalischen 
Märchenerzähler“. Bei der „Gaskam­
mergeschichte“ handele es sich um ein 
,, Propaganda-Recycling“.

Ziel der Verteidigung war, die in Ge­
schichtsschreibung und Gerichtsurteilen 
festgestellte Offenkundigkeit der Gas- 

1 kammermorde in Auschwitz in Frage zu 
stellen. Der als Gutachter geforderte 27- 
jährige Diplomchemiker Germar Ru­
dolf, in rechtsradikalen Kreisen fest eta­
bliert, wurde aber abgelehnt.

Unberücksichtigt blieben vor Gericht 
die vielen ausländerfeindlichen Artikel. 
Es soll nicht unerwähnt bleiben, daß sich 
auch Münchener CSU-Größen wie Ger­
hard Bietschacher und Peter Gauweiler 
nicht scheuten, in diesem revisionisti­
schen und ausländerfeindlichen Hetz­
blattzuveröffentlichen. — (dad)

MTV Chemie West: Flop 
bei Kündigungsfristen

Warnstreiks im 
Omnibusgewerbe
Stuttgart. Die Gewerkschaft ÖTV Ba­
den-Württemberg kündigte für Ende 
August, Anfang September Warnstreiks 
im privaten Omnibusgewerbe an, falls 
sich die Unternehmen weiter weigern 
würden, bei der Lohnforderung nachzu­
geben und verbesserten Schichtzeiten im 
Manteltarifvertrag zuzustimmen. Die 
ÖTV fordert 10,5 Prozent mehr Lohn- 
und Gehalt für die etwa 7 000 Beschäf­
tigten sowie eine Verringerung der un­
zumutbaren bis sicherheitsgefährdenden 
Schichtzeiten im Linien- und Gelegen­
heitsverkehr. Die Unternehmer behar­
ren auf den bisher geltenden Schichtzei­
ten von bis zu 16 Stunden. Die ÖTV will 
außerdem Mindestfahrerbesatzungen 
sowie eine Klausel, daß die Fahrer nicht 
mehr für Schäden haften müssen, die sie 
nicht grob fahrlässig oder vorsätzlich 
verursacht haben. — (alk)

Bundesregierung und Senat 
erhöhen Sozialmieten
Hamburg. Für rund 220000 Sozial­
wohnungsmieter in Hamburg werden 
zum 1. August die Mieten erhöht. Am 
schwersten ins Gewicht fallt die von der 
Bundesregierung beschlossene Erhö­
hung der Verwaltungs- und Instandset­
zungspauschalen. Erstere wird um jähr­
lich 100 DM auf 420 DM angehoben. 
Die Erhöhung der Instandsetzungspau­
schalen trifft am härtesten die Bewohner 
alter Sozialwohnungen; sie steigt für vor 
1952 gebaute Wohnungen von 15,50 
DM auf 20 DM pro Quadratmeter und 
Jahr, für in den 80er Jahren gebaute da­
gegen „nur“ von 9 auf 11 DM. Beide 
Erhöhungen zusammen belaufen sich 
für eine durchschnittliche Sozialwoh­
nungen auf 35 DM monatlich. Zugleich

trifft die Sozialwohnungsmieter der Be­
schluß des Hamburger Senats, die Miet­
obergrenzen um 40 bis 70 Pf. zu erhö­
hen. Außerdem beschloß der Senat neue 
Mieten für ab 1993 bezugsfertige Sozial­
wohnungen (8,20 bis 9,20 DM statt 7,70 
DM wie bisher). — (scc)

BAYER wollte 
Krankmeldung abschaffen
Köln. Bei den BAYER-Werken in Le­
verkusen gibt es die Vereinbarung, daß 
Arbeiterinnen und Arbeiter ab 21 Jahren 
und drei Jahren Betriebszugehörigkeit 
bei Kurzerkrankungen von bis zu drei 
Tagen keine Arbeitsunfähigkeitsbe- 
scheinigung vorlegen müssen, sondern 
eine Krankmeldung ausreicht. Wegen 
angeblichem Mißbrauch sollten die Be­
troffenen in einem Betriebsteil ab sofort 
für jeden Krankheitstag ein ärztliches 
Attest vorlegen. Durch das Engagement 
der Bereichsbetriebsräte war es jetzt 
möglich, diese Maßnahmen rückgängig 
zu machen.
nach Informationen der Kolleginnen und Kol­
legen für durchschaubare Betriebsratsarbeit 
— (jöd)

Urteil im Geller 
Kurdenprozeß
Celle. Vier Jahre und zwei Monate Haft 
wegen „schwerer Freiheitsberaubung, 
Nötigung und gefährlicher Körperver­
letzung“ gegen einen 31jährigen Kur­
den; ein Jahr, neun Monate auf Bewäh­
rung wegen „schwerer Freiheitsberau­
bung“ gegen einen 38jährigen Kurden; 
zehn Monate auf Bewährung wegen 
„Urkundenfälschung“ (!) gegen einen 
37jährigen Kurden und Abtrennung des 
Verfahrens gegen einen vierten Kurden 
wegen des Vorwurfs „des Mordes“ — 
das waren die Urteile im Geller PKK-

Mannheim. Die IG Chemie hatte sich 
bei den diesjährigen Tarifverhandlun­
gen außerordentlich viel vorgenommen: 
gleichzeitig über höhere Entgelte und 
über einen neuen Manteltarifvertrag zu 
verhandeln. Beim Manteltarifvertrag 
sollte es unter anderem um die Arbeits­
zeitverkürzung um zunächst zwei Stun­
den, um die Erhöhung der Nachtschicht- 
und die Einführung einer Zweierschicht­
zulage gehen sowie um die Beseitigung 
aller im bisherigen Manteltarifvertrag 
enthaltenen Unterschiede zwischen Ar­
beitern und Angestellten.

„Von daher fordern wir eine Verein­
heitlichung der in § 11 geregelten Kün­
digungsfristen in der Form, daß die für 
die angestellten Arbeitnehmer geltenden 
Fristen auch für die gewerblichen Ar­
beitnehmer übernommen werden.“

Das war angesichts der Kampfun­
fähigkeit der IG Chemie im Tarifbereich 
Chemie — man erinnere sich des ge­
scheiterten BASF-Streiks 1979 — kühn 
angesetzt. Dennoch wurde — wie üblich
— nicht auf Mobilisierung der Mitglie­
der, geschweige auf Kampf, gesetzt. 
Das Ergebnis war bekanntlich mäßig. 
Bei den Kündigungsfristen gab es — was 
weniger bekannt sein dürfte — eine 
fürchterliche Bauchlandung, an der auch 
noch andere Gewerkschaften zu knab­
bern haben werden: Die vom Bundes­
verfassungsgericht als verfassungswid­
rig bezeichneten unterschiedlichen Kün­
digungsfristen für Arbeiter und Ange­
stellten wurden tatsächlich angeglichen
— aber nach unten.

Zur Erinnerung: Die Kündigungsfri­
sten sind in der BRD gesetzlich geregelt 
durch den — vom Bundesverfassungs­
gericht teilweise suspendierten — § 622 
BGB und durch das Angestelltenkündi- 
gungsschutzgesetz (AngKSchG) von 
1926. Das BGB legt für die Angestellten 
eine Kündigungs-Grundfrist von sechs 
Wochen zum Quartalsende fest, die ein­
zelvertraglich auf höchstens einen Mo­
nat zum Monatsende verkürzt werden 
darf. Für Arbeiter beträgt die Kündi­
gungsgrundfrist 14 Tage. Bezüglich äl­
terer und längergedienter Arbeiter legt 
BGB § 622 für den Arbeitgeber verlän­
gerte Kündigungsfristen gestaffelt bis zu 
drei Monaten zum Quartalsende fest, 
wenn der/die Arbeiter/in mindestens 20 
Dienstjahre auf dem Buckel hat. Dabei 
zählen Dienstjahre vor dem 35. Lebens­
jahr nicht, so daß diese Regelung nur 
Arbeiter/innen über 55 Jahren begün­
stigt*. Der gesamte § 622 BGB steht im 
übrigen unter einer Öffnungsklausel für 
schlechtere tarifvertragliche Verein­
barungen, von der die Tarifpartner nun 
ausgiebig Gebrauch gemacht haben.

Der verlängerte Kündigungsschutz 
für Angestellte ist im AngKSchG fest­
gelegt. Er sieht eine gestaffelte Kündi-

gungsfrist von bis zu sechs Monaten 
zum Quartalsende vor für Angestellte, 
die mindestens 12 Dienstjahre haben, 
wobei Dienstjahre vor dem 25. Lebens­
jahr nicht angerechnet werden. Hier gibt 
es keine Öffnungsklausel.

Der bisher gültige MTV Chemie sah 
für Angestelle die gesetzliche Regelung, 
für Arbeiter eine gegenüber dem BGB^ 
bessere Regelung vor: Nach dem noch 
gültigen MTV haben beispielsweise 
Arbeiter, deren Lebensalter plus Zahl 
der Dienstjahre eine Meßzahl von 75 
erreichen, ebenfalls sechs Monate zum 
Quartalsende.

Die IG Chemie vereinbarte jetzt — 
ohne die geringste Mitgliederdiskussion 
über diesen Punkt — folgendes: Gene­
rell beträgt für alle Beschäftigten die 
Kündigungsfrist in den ersten zwei 
Dienstjahren altersunabhängig 14 Tage, 
in der Probezeit — je nach deren Länge 
— sogar nur drei Tage oder einen Monat 
zum Monatsende. Über eine lange Staf­
fel erreicht man schließlich ab Meßzahl 
75 die sechs Monate zum Quartalsende.

Diese neue MTV-Vereinbarung 
bringt nur für Arbeiter der mittleren 
Jahrgänge gewisse Verbesserungen, 
weil die allmähliche Steigerung der 
Kündigungsfristen jetzt bereits ab Meß­
zahl 26 mit mindestens zwei Dienstjah­
ren einsetzt.

Ein winziger*Vorteil zeigt sich auch 
für ältere Beschäftige mit wenigen 
Dienstjahren: Das Meßzahlen-System 
kennt höchstens 5 Jahre Dienstzeit als 
Voraussetzung für lange Kündigungsfri­
sten; die bisherige Regelung setzt bei 
Angestellten mindestens zwölf Dienst­
jahre voraus, um auf sechs Monate Kün­
digungsfrist zu kommen.

Bitterer Fakt aber bleibt, daß sowohl 
Arbeiter wie Angestellte nun in den er­
sten zwei Jahren nur 14 Tage Kündi­
gungsfrist haben, und seien sie 50 oder 
älter. Damit ist den Angestellten in den 
jetzigen Zeiten erhöhter „Mobilität“ ein 
wesentlicher Schutz genommen und den 
Arbeitern kaum eine Verbesserung ver­
schafft.

Die IG Chemie hat mit dem MTV-Ab- 
schluß, der als erster großer MTV nach 
dem BVG-Urteil zu ungleichen Kündi­
gungsfristen Pilotfunktion hat, die von 
den Unternehmern geforderte Anglei­
chung der Angestellten- an die Arbeiter- 
Kündigungsfristen weitgehend akzep­
tiert. Gleichzeitig hat sie dem Gesetz­
geber, der den § 622 BGB und wahr­
scheinlich das gesamte Kündigungsfri­
stenrecht novellieren muß, leichtes Spiel 
gemacht. Ein Verwaltungsstellenge­
schäftsführer der IG Chemie erklärte 
denn auch entschuldigend, man habe 
sich praktischerweise an den Schub­
ladenentwurf der Regierung gehalten. 
— (sam)

Prozeß. Von der Anklage der Mitghe*^ 
schäft in „einer terroristischen Veren­
gung“ wurden die drei Kurden fragt- 
sprochen — nach 132 Verhandlungsh­
gen und jahrelangen Bemühungen der 
Bundesanwaltschaft ist das eine emp­
findliche Niederlage derselben. Die & 
teile stützen sich im wesentlichen auf & 
Aussagen eines Kronzeugen, der angeb­
lich als PPK-Funktionär 1987 in Partei- ; 
haft saß, von der Bundesanwaltsda® 
eine neue Identität erhielt und sich trotz 
aller Vorbereitungen während der W 
handlungen in etliche Wiedersprücfe 
verstrickte. Selbst am Urteilstag, 20. 
Juni 1992, verzichtete das Gericht nkbt 
auf martialische Sicherheitsmaßnah­
men: Durchsuchung aller Besuchet; 
Doppelstreifen der Polizei mit Maschi­
nenpistolen, Absperrung der Kanzlei­
straße. Die Cellesche Zeitung sprach « 
ihrer Berichterstattung weiterhin vor 
„Terroristenprozeß“ — obwohl d» 
Kurden doch davon gerade ffeigespro­
chen waren. ;
Quelle: Schlaglichter Celle, Nr.4/92 — (syo)

Immer mehr Klagen 
vor den Arbeitsgerichten 
Stuttgart. Der DGB Baden-Württem­
berg stellt fest, daß die Zahl der Verfah­
ren, die die DGB-Rechtsstellen fuhren, i 
erneut zugenommen hat. Die stellvertre­
tende Landesvorsitzende Ingeboig Sie- ? 
gel berichtet, daß insbesondere die Zahl ; 
der krankheitsbedingten Kündigung» ; 
angestiegen sei; die Betriebe versuchten 1 
allgemein, Arbeitnehmer, die sie für lei- \ 
stungsgemindert halten, aus den Betrie­
ben zu drängen. Mitbestimmungsrechte j 
würden zunehmend mißachtet. Nötig sei j 
daher ein besserer Kündigungsschutz, 
eine Erhöhung der Ausgleichsabgabej 
für Schwerbehinderte und eine Umkehr • 
der Beweislast im Unfallrecht. — (alk) j

Unterstützung des 
kurdischen 
Befreiungskampfes
Am 1. August konnten sich etwa 
40000Zuschauer im Ruhrstadion in 
Bochum beim Ersten Internationa­
len Kurdistan-Festival an Tanz-, 
Musik- und Sportgruppen aus Kurdi­
stan, Palästina, Zypern, Spanien 
und der BRD erfreuen. Veranstalter 
war der kurdische Künstlerverband 
Hunerkom. Das Stadion war mit 
Fahnen der ERNK, ARGKund PKK 
sowie Parolen des kurdischen 
Befreiungskampfes geschmückt. 
— (edl, Bild: rst)

Studie zur Wohnungsnot: 
Das Chaos ist vorprogrammiert
Hannover. „Dem wachsenden Bedarf 
an preiswertem Wohnraum, an sozial 
gebundenen Wohnungen sowie an Be­
legrechtswohnungen steht ein drastisch 
sinkender Bestand gegenüber. Schon 
jetzt wären pro Marktsegment — d.h: 
im Belegrechtsbestand, im sozial gebun­
denen Bestand und in den Beständen des 
preisgünstigen freifinanzierten Woh­
nungsmarktes — gut doppelt so viele 
Wohnungen notwendig, als praktisch 
vorhanden sind. Tendenziell wird dieser 
Engpaß sich noch zuspitzen. Der extre­
me Konkurrenzdruck führt nicht nur da­
zu, daß sich viele Haushalte nicht mehr 
adäquat mit Wohnraum versorgen kön­
nen oder aber Mieten aufbringen müs­
sen, die ihre Verhältnisse deutlich über­
steigen, sondern auch zu einem Mieten­
wachstum, das in der Tendenz deutli­
cher ausfallen wird als auf dem allge­
meinen Markt. Dies gilt nicht nur für 
den frei finanzierten Wohnungsbau 
(z.B. Altbauwohnungen) sondern auch 
für den Sozial Wohnungsbau, für den 
mittlerweile Kostenmieten von 26 DM 
pro Quadratmeter ermittelt werden. 
Damit kommen Nachsubventionen in 
horrendem Umfang auf die Kommunen 
zu, sei es durch Aufwendungszuschüs­
se, z.B. bei Belegrechtswohnungen, 
Kapitalerhöhungen bei der kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft oder im Ex- 
trem durch kommunales Wohngeld.‘ ‘

Zu diesem Resümee kommt die vom 
Großraumverband Hannover in Auftrag

gegebene Untersuchung der Universität 
Dortmund über den Wohnungsmarkt in 
Hannover. Die Chancen, mit ordnungs­
politischen Instrumenten auf kommuna­
ler Ebene die Wohnungsnot vor allem 
sozial schwacher Bevölkerungsgruppen 
zu beheben, schätzt die Studie eher als 
gering ein, gibt es doch auf kommunaler 
Ebene zu wenig Spielraum für effektive 
Maßnahmen. So wird im wesentlichen 
der Schluß gezogen, daß Bau- und Woh­
nungswirtschaft größere finanzielle An­
reize geboten werden müßten, um deren 
faktischen Boykott des sozialen Woh­
nungsbaus zu durchbrechen. — Bereits 
1985 hätten 40% der Hannoveraner

Haushalte Anspruch auf einen Wohn­
berechtigungsschein gehabt, das ergab 
ein Abgleich der Haushaltsnettoeinkoro- 
men mit den Förderungsvorschriften für 
den sozialen Wohnungsbau. Der Be- ; 
stand an Belegrechtswohnungen hat sich 
von 1984 32500 auf 1989 22000 red* ' 
ziert, der Bedarf liegt bei 40000 bis 
60 000je nach Prognose.

Die günstigen Sozialwohnungen aus 
den 50er und 60er Jahren fallen aus das 
Bestand, für neuere war allein von 19&5 
bis 1987 eine Mietsteigerung von 19% 
zu verzeichnen.

j 
Quellenhinweis: „Wohnuogsmarkluntersr ■
chung Großraum Hannover* \ 12 / 91 — (rec)
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Wunsiedel. Die angemeldete antifaschistische Demonstration in Wunsiedel ist wie 
der Faschistenaufmarsch vom Landratsamt verboten worden. Dagegen ist Wider­
spruch eingelegt worden. Die Veranstalter haben jetzt örtliche Kontaktadresse und 
Abfahrtsorte veröffentlicht. — (Bild: 1990; nach Antifaschistische Nachrichten Nr. 17/92)

Landgericht Stuttgart weist 
Ausschluß eines Rep zurück
Das Landgericht Stuttgart hat den Aus­
schluß des stellvertretenden Vorsit­
zenden des Kreisverbandes Kempten 
der Rep aus der IG Medien für unwirk­
sam erklärt. Nach deren Satzung kann 
ein Mitglied ausgeschlossen werden, 
das „für Organisationen und Gruppen 
tätig ist, die die Gewerkschaften be­
kämpfen.“ Nach Ansicht der IG Me­
dien trifft dies zu, „weil die Republi­
kaner die Einheitsgewerkschaft ... in 
Frage stellen und programmgemäß die 
Abschaffung dieser historisch ge­
wachsenen Prinzipien in Form einer 
gewerkschaftlichen Vielfalt4 fordern 
... Dies ist keine interne Kritik, son­
dern ein äußeres Bekämpfen . . . Nach 
dieser Rechtsprechung (des BGH — d. 
Verf.) sind die Gewerkschaften be­
fugt, ,zum Schutz ihres Rechts auf 
Selbstwahrung in ihren Satzungen die 
Beendigung der Mitgliedschaft vorzu­
sehen, wenn ein Mitglied einer mit den 
Zielen der Gewerkschaften unverein­
baren Gruppierung, insbesondere ei­
ner gegnerischen politischen Partei 
angehört4.“ Die IG Medien will gegen 
das VrteW des "LaxYdgerichts in Be­
rufung gehen, az 17 o 168/92—(ulk)

Zahl der Obdachlosen stieg 
in fünf Jahren um 30%
Hannover. Von Mai 1987 (2992 Mel­
dungen) bis Mai 1992 (3 866 Meldun­
gen) ist die Zahl der Obdachlosen auf­
grund von Mietschulden, Wohnungs­
kündigungen, Zwangsräumungen um 
ca. 30 % gestiegen. Nicht berücksichtigt 
sind „Über- und Aussiedler“, Asylbe­
werber. Von Zwangsräumungen waren 
in den letzten fünf Jahren 540 Haushalte

jährlich betroffen. Das Amt für Woh­
nungswesen stellt als Gründe für die ge­
stiegene Zahl der Obdachlosen den 
Mangel an preiswertem Wohnraum und 
daraus resultierende Mietschulden fest. 
Die Zahl der Obdachlosen wird weiter 
steigen. Daß durch die Expo schon jetzt 
die Mieten in die Höhe getrieben wer­
den, wird verschwiegen. — (anr)

Lesegebühren in den Stadt­
bibliotheken eingeführt
Hannover. Für die Benutzung der Stadt­
bibliotheken muß jetzt eine Gebühr von 
15 DM jährlich gezahlt werden; auf An­
trag sind Arbeitslose und Sozialfölfe- 
empfanger davon frei. Neben der Volks­
hochschule bieten die Stadtbibliotheken, 
deren Bestand zur Hälfte aus Büchern 
für Aus- und Fortbildung besteht, den 
wesentlichen Zugang zu außerschuli­
scher Bildung und Ausbildung. Die da­
für vorgesehenen Mittel hat der Rat seit 
1983 von 30000 auf 24000 pro Bücherei 
gesenkt. Entsprechend dürftig ist der 
Zugang an Neuerscheinungen, die ge­
kürzten Öffnungszeiten erschweren die 
Benutzung, gefragte Titel sind langfri­
stig vorgemerkt. Ihrem Auftrag als kom- 
munale Einrichtung zur demokratischen 
Urteilsbildung, Treffpunkt, Aufent­
haltsort und Stätte der Begegnung (Deut­
scher Städtetag) kann die Bibliothek so 
nicht mehr gerecht werden. So können 
nicht mal neue Bücher dafür gekauft 
werden, die Gebührenbearbeitung ko­
stet zusätzliche Zeit des um 17 Stellen 
reduzierten Bibliothekspersonals. Ca. 
20000 Unterschriften wurden gegen den 
Abbau gesammelt und zahlreiche Ver­
anstaltungen mit der ÖTV dagegen 
durchgeführt. Es trifft v.a. die Gering­
verdienenden, denen Bildung und Infor­
mation vorenthalten werden! — (ibm)

Schikanen im 
Kleinbetrieb
Norderstedt/Hamburg. Seit zwei Jah­
ren versucht der alleinige Geschäftsfüh­
rer des „Instituts für Weltkunde in Bil­
dung und Forschung44 (WBF) — verglei­
che auch die letzte Ausgabe der Politi­
schen Berichte, 16/92 — in seinem Be­
trieb eine über fünzigjährige, bereits seit 
neun Jahren beim WBF tätige und ihm 
sehr unbequeme Mitarbeiterin hinauszu­
katapultieren. Diese weigerte sich je­
doch hartnäckig und in zweimaligen Gü­
teverhandlungen vor Gericht fand sie 
auch stets die volle Unterstützung der 
Richter. „Wenn überhaupt — so entlas­
sen sie hier wohl die Falsche,“ hieß es 
eindeutig.

Sein erwünschtes Ziel konnte Herr 
Jenkel nur durch dauernde, schlimmste 
Schikanen erreichen. So wurde der Kol­
legin 1990 wenige Tage vor ihrem Ur­
laub dieser einfach untersagt. Vor einem 
Jahr verbot er ihr, bei der Arbeit Radio 
zu hören — ergebnislos, weil sie dage­
gen klagte. 1991 mußte Frau L. sechs 
Wochen lang tagtäglich einen Arbeitsbe­
richt verfassen. Als sie Bildungsurlaub 
beantragte, wollte er ihn ihr nicht ge­
währen.

Ende des Jahres 1991 sollten plötzlich 
alle Angestellten ihren Resturlaub ver­
brauchen — angewendet wurde dieses 
Verlangen aber nur auf die Kollegin L., 
die auf diese Weise den gemeinsamen 
Urlaub mit ihrem Mann im Januar 1992 
aufgeben mußte. Ihre Tätigkeit wurde 
streng bürokratisch geregelt. Als einzige

mußte sie sich morgens pünktlich am 8 
Uhr im Büro melden. Zwei ihrer Kolle­
ginnen — die eine sehr jung und unerfah­
ren, die andere ohne jegliche Kenntnis 
von Arbeiterrechten und -interessen — 
wurden zur Vorgesetzten und Ersatzvor­
gesetzten ernannt.

Schließlich mußte auch ein vor der 
Tür des Instituts stets herumschnüffeln­
der Hausmeister eingespannt werden. 
Frau L. sei ihm nicht bereitwillig genug 
zur Hand gegangen und habe ihn 
schließlich nicht einmal mehr gegrüßt. 
Sie sei überhaupt stets barsch und agres- 
siv, halte andere Kolleginnen von der 
Arbeit ab und mißbrauche sie für ihre 
klassenkämpferischen Parolen. Last not 
least habe sie sich sogar in der Arbeits­
zeit die Haare gewaschen.

Bei dem Gütetermin Anfang August 
vor dem Hamburger Arbeitsgericht hat­
te das WBF für eine wirkliche. Kündi­
gung keine Chance. Aber die vielen un­
erträglich gewordenen Schikanen be­
wirkten dann doch, daß die Kollegin auf 
eine weitere Tätigkeit bei diesem Bil­
dungsinstitut verzichtete und auf einen 
Vergleich einging. Sie rechnete dem Ge­
richt ihre Verluste in der Rentenversi­
cherung (in 7 Jahren 56000 DM), durch 
lange Arbeitslosigkeit (in 26 Monaten ca 
20000 DM) und durch fehlende Lohn­
erhöhungen ( ca 18000 DM), bzw. auch 
reale Lohnsenkungen vor und erhielt 
von ihrer Forderung immerhin 40000 
DM. — (edl)

Tübingen. Am 21. Juli wurde der Ein­
satz zweier verdeckter Ermittler der 
Staatsschutzabteilung des Landeskrimi­
nalamtes bekannt. Sie hatten den Auf­
trag, festzustellen „welche Unterstüt­
zungshandlungen einzelne Personen für 
die RAF leisten“. - Einer der Ermittler, 
so das LKA, habe eine enge Beziehung 
mit gemeinsamer Lebensplanung zu 
einer Frau begonnen und sich dieser auf 
Anraten der Behörde geoffenbart. Die 
betroffenen Gruppen gingen daraufhin 
an die Öffentlichkeit. Der verantwortli­
che baden-württembergische Innenmi­
nister Birzele (SPD) erklärte, alle ver­
deckten Ermittler im linksextremistisch­
terroristischen Bereich seien vorerst zu­
rückgezogen. Grundsätzlich sei er aller­
dings weiterhin für eine Beobachtung. 
Im folgenden Auszüge aus Pressemittei­
lungen der betroffenen Gruppen und 
Personen. — (alk)

Unter dem Namen Joachim Armbruster 
und Ralf Hausmann wohnten die beiden 
Beamten seit Februar 1991 in Tübingen- 
Weilheim. Beide waren mit einer voll­
ständigen Legende ausgestattet, Teil 
dieser Legende war der (durch das Lan­
deskriminalamt vermittelte?) Arbeits­
platz bei der Körperbehinderten-Förde- 
rung in Mössingen. Nach eigenen Dar­
stellung konnte einer der beiden Ermitt­
ler die „Schizophrenie seiner doppelten 
Existenz nicht mehr ertragen“ und of­
fenbarte seine Identität als Ermittler des 
Landeskriminalamtes.

Zum chronologischen Ablauf
„Ralf Hausmann“ war im Palästina-Li­
banon-Komitee; bei „Profan“, einer 
Gruppe, deren Ziel ist, allen Formen 
staatlicher, politischer Repression ent­
gegenzuarbeiten und davon Betroffene 
zu unterstützen; im Tübinger Conquista- 
Plenum, das in der letzten Zeit insbeson­
dere gegen den Weltwirtschaftsgipfel 
und gegen das Reutlinger Abschiebe­
lager für Flüchtlinge aktiv war.
„Joachim Armbruster“ war ebenfalls 
bei „Profan“ und im Conquista-Ple- 
num; im Nicaragua-Arbeitskreis der 
evangelischen Studentengemeinde.

Beide nahmen beispielsweise an der 
Demonstration gegen den Weltwirt­
schaftsgipfel in München Anfang Juli 
’92 teil und gestalteten im Juni ’92 die 
Aktionstage gegen das Reutlinger Ab­
schiebelager mit.

Die Beamten wohnten in einem Haus, 
in dem auch eine Wohngemeinschaft 
lebte, deren Mitglieder politisch aktiv 
sind. Eben diese Wohngemeinschaft war 
schon wiederholt Ziel tage- und wochen­
langer staatlicher Observation.

Aufgrund nie näher bezeichneter und 
nie eindeutig eingeräumter „Ermitt­
lungsergebnisse“ wurde einer Frau aus 
dieser Wohngemeinschaft im Dezember 
’91 die Arbeitsstelle bei der Handwerks­
kammer in Stuttgart gekündigt.

Durch das Landespolizeigesetz Ba­
den-Württemberg vom Oktober ’91 und 
das Bundesgesetz gegen „organisierte 
Kriminalität vom Juni ’92 wurde der 
Einsatz verdeckter Ermittler legalisiert. 
Demnach hatte dieser Einsatz in Tübin­
gen für mindestens acht Monate noch 
nicht einmal eine rechtliche Grundlage. 
Sollte es sich erweisen, daß sowohl Ar­
beitsstelle als auch Wohnung vom Lan­
deskriminalamt beschafft oder vermit­
telt worden sind, dann wäre das ein wei­
terer Beweis dafür, daß der Polizeiappa­
rat weite Bereiche des gesellschaftlichen 
Lebens manipuliert und kontrolliert. 
Es langt!

Konsequenzen erforderlich!
Im März 1991 nahmen Ralf Haussmann 
und Joachim Armbruster ihre Arbeit als 
verdeckte Ermittler in Tübingen auf. Sie 
suchten den Kontakt zu verschiedenen 
politischen Gruppen und Initiativen, in­
dem sie sich als interessierte Neulinge an 
eben jene herantasteten. Ihr zielstrebi­
ges, aber keinesfalls offensives ‘ Vorge­
hen, legt die Vermutung nahe, daß ihre 
Arbeit auf mehrere Jahre angelegt war 
und nicht auf das Erlangen schneller, 
vermeintlicher Erfolge. Wir müssen 
auch davon ausgehen, daß in ganz Ba­
den-Württemberg solche verdeckten 
Ermittler eingesetzt sind.

Am 4. November 1991 besuchten Ralf 
Haussmann und Joachim Armbruster 
eine Veranstaltung zum Thema „Politi­
sche Gefangene weltweit“ im Rahmen 
der Aktionswochen gegen die 500-Jahr- 
Feierlichkeiten, welche vom Conquista-

Plenum organisiert worden waren. Im 
Dezember 1991 wurde dann Birgitta 
Maegraith, die als Referentin bei der ge­
nannten Veranstaltung aufgetreten war, 
von ihrem Arbeitgeber, der Handwerks­
kammer in Stuttgart gekündigt. Grund 
seien ihre angeblichen Sympathiekund­
gebungen gegenüber „linksextremen 
Organisationen“. Und im März 1992 
wurde jemand aus dem Conquista-Ple- 
num vom Verfassungsschutz auf seine 
Teilnahme an der Veranstaltung im 
November angesprochen.

Wir müssen also davon ausgehen, daß 
das Landeskriminalamt mit dem Verfas­
sungsschutz zusammenarbeitet. Auch 
wenn diese Zusammenarbeit in Gesetze 
gegossen ist, so möchten wir doch dar­
auf hinweisen, daß die Trennung eben 
dieser Dienststellen im Grundgesetz auf­
grund der Erfahrungen mit der Gestapo 
festgehalten worden war.

Der Einsatz der verdeckten Ermittler 
wurde unter anderem vom Chef des Lan­
deskriminalamtes Schürholz damit be­
gründet, daß es die RAF gibt Und daß es 
„Militante“ in Tübingen gäbe, die am 
Aufbau der „antiimperialistischen 
Front“ arbeiteten. Tatsache ist, daß die 
Ermittler in sehr vielen verschiedenen 
politischen Gruppen eingesetzt wurden; 
zu dieser Tatsache sagt Herr Schürholz 
nichts. Begriffe wie „Terrorismus“, 

. „RAF“ „terroristisches Umfeld“ und 
„militante Gruppen“ dienen lediglich 
als Schlagworte, mit denen die Öffent­
lichkeit in die Irre geführt werden soll. 
Die Rechtfertigung des Einsatzes in der 
Medienöffentlichkeit, es ginge um die 
Bekämpfung der RAF, ist nichts weiter 
als der Versuch, sich aus der politischen 
Verantwortung zu stehlen.

Auch unsere Bezeichnung als „Rand­
gruppen“ soll suggerieren, daß alle, die 
außerhalb der bestehenden Parteien­
landschaft links aktiv sind, zum Ab­
schuß freigegeben sind. Wir wollen be­
tonen, daß wir keinesfalls isolierte 
„Randgruppen“ sind. Außerdem arbei­
ten alle betroffenen Gruppen und Zu­
sammenhänge öffentlich.

Das Vorgehen der Polizeibehörden 
macht klar, daß wir keinerlei Persön­
lichkeitsrechte mehr besitzen!

Wir haben nachgerechnet, daß in den 
letzten fünf Jahren ca. zwanzig Versu­
che von Polizei und Verfassungsschutz 
bekannt geworden sind, politische akti­
ve Menschen aus linken Gruppierungen 
in Tübingen zu bespitzeln, als Mitarbei­
ter oder Mitarbeiterin anzuwerben oder 
auszuhorchen. Daneben sind Leute 
immer wieder auf Schritt und Tritt ver­
folgt worden, hat Birgitta Maegraith in 
diesem Zusammenhang ihren Arbeits­
platz verloren, sind nach den Anschlä-
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Eine anonyme Gruppierung aus Tü­
bingen hat am 27.07.92 eine Presse­
erklärung herausgegeben, in der sie 
Verdeckte Ermittler des Landeskrimi­
nalamtes ins Zwielicht zu rücken ver­
sucht. Hierzu stellen wir fest:

Das Landeskriminalamt hat zur vor­
beugenden Bekämpfung links- und 
rechtsextremistisch motivierter Straf­
taten auch Verdeckte Ermittler (VE) 
eingesetzt. Der Einsatz im Bereich der 
Gefahrenabwehr stützt sich auf das 
Pölizeigesetz für Baden-Württemberg

Im Jahre 1991 wurden in Tübingen 
verdeckte Ermittler eingesetzt, weil 
tatsächliche Anhaltspunkte vorlagen, 
daß bestimmte Personen aus Tübingen 
und Stuttgart Kontakte zu inhaftierten 
terroristischen Straftätern in Deutsch­
land und im Ausland unterhalten und 
diese Kontakte und andere Aktivitäten 
vermutlich dazu dienen sollen, den 
von der RAF geforderten Aufbau 
einer „antiimperialistischen Front in 
Westeuropa“ zu fördern.

Durch verdeckte Ermittlungen soll­
te festgestellt werden, welche Unter­
stützungshandlungen einzelne Perso­
nen für die RAF leisten.

gen der RAF vor Häusern von politisch 
aktiven Menschen Personenkontrollen 
durchgeführt worden von zum Teil , 
schwer bewaffneten Beamten. Wir wol­
len betonen: Niemals mit irgendeinem 
konkreten Ergebnis! Wir haben genug 
davon!

Jetzt müssen wir davon ausgehen, daß 
das Landeskriminalamt seine Institution 
„verdeckte Ermittler“ — auch nach der 
Spielkasinoaffäre im Januar dieses Jah­
res — in Gefahr sieht. Wir halten es des­
halb nicht für unmöglich, daß das Lan­
deskriminalamt versuchen wird, mit an­
geblichen Ermittlungserfolgen seinen 
Einsatz von verdeckten Ermittlern zu 
rechtfertigen und weiterhin zu gewähr­
leisten. Das heißt, daß wir, die wir hier 
sitzen, und alle anderen betroffen Perso­
nen und Gruppen der Gefahr ausgesetzt 
sind, kriminalisiert zu werden. Wir for­
dern deshalb: Akteneinsicht bei den zu­
ständigen Behörden für all jene, von 
denen Akten angelegt wurden und die 
Bekanntgabe all der Namen, die weiter­
geleitet wurden. Zu der Frage, was für 
uns der Einsatz verdeckter Ermittler be­
deutet, möchten wir folgendes sagen: 
Die Aktivitäten des Landeskriminalam­
tes dienen dazu: politische Zusammen­
hänge auszuforschen, Psycho- und So­
ziogramme der politisch aktiven Men­
schen zu erstellen, Mißtrauen unterein­
ander zu säen, aber auch, die betroffe­
nen Personen politisch zu isolieren.

Mit seinen Aktivitäten nimmt sich das 
Landeskriminalamt aber auch das 
Recht, unkontrolliert zu definieren, wel­
che Themen als anschlagsrelevant gel­
ten, um im Ziel jede Auseinanderset­
zung mit Inhalten wie Flüchtlingspoli­
tik, die Rolle der BRD im internationa­
len Welthandel, der Forderung nach Zu­
sammenlegung aller politischen Gefan­
genen und der Freilassung der Haftunfä- 
higen sowie Wohraumpolitik etc. zu 
verhindern. Darüber hinaus wollen wir 
wissen, welche Behörden, Institutionen 
das Landeskriminalamt in seine Aktivi­
täten einbezogen hat: War die Körperbe- 
hinderten-Förderung darüber infor­
miert, daß es sich bei Ralf Haussmann 
und Joachim Armbruster um Beamte des 
Landeskriminalamtes handelt? Eine an­
dere Frage ist, inweit über das Arbeits­
verhältnis in Bezug auf Renten- und So­
zialversicherung etc., andere Behörden 
vom LKA willentlich getäuscht wurden 
oder ob sie dem LKA zugearbeitet 
haben.

Trotz der Ereignisse werden wir wei­
terhin unsere politische Arbeit öffentlich 
und für alle Interessierten zugänglich 
fortführen.
Informationen sind erhältlich über: Inföbüro 
Tübingen, Neckarhalde 6,7400 Tübingen

. Darüber hinaus sollten Erkenntnis­
se darüber gewonnen werden, welche 
linksextremistisch motivierten Straf­
taten von bestimmten Personen in Tü­
bingen geplant und ausgeführt wer­
den. Im Rahmen ihrer Tätigkeit fan­
den Verdeckte Ermittler Zugang zu 
Gruppierungen, die sich u. a. mit
— Blockaden, Hausbesetzungen
— Zusammenlegungsveranstaltungen 

für inhaftierte Terroristen
— gewaltsamen Demonstrationen
— Aktionen gegen sogenannte j

Schreibtischtäter in Behörden und 
Ämtern (z.B. Ausländerbehörden

befassen.
Im April 1992 kam es in Tübingen 

zufällig zu einer näheren Bekannt­
schaft zwischen einer Frau und einem 
VE des LKA. Dies führte in der Folge 
zu einer engen Beziehung und gemein­
samen Lebensplanung. Kurz darauf 
offenbarte sich der Verdeckte Ermitt­
ler seinen Vorgesetzten beim Landes­
kriminalamt. Er wurde angewiesen, 
baldmöglichst der Frau seine wahre 
Identität und seine Tätigkeit als Ver­
deckter Ermittler zu nennen. Dies ist 
am 17.07.92 geschehen ...

Abschließend stellen wir fest, daß 
offene oder verdeckte polizeiliche 
Ermittlungen keinesfalls auf das Aus­
kundschaften einer bestimmten politi­
schen Meinung oder Gesinnung zie­
len. Sie sind ausschließlich darauf ge­
richtet, geplante oder bereits begange­
ne Straftaten zu erkennen oder abzu­
wehren.
Mit freundlichen Grüßen 
Bortz
Pressemitteilung des LKA vom 28.7.
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Kurz berichtet

Weiteres Zeitungssterben 
in Ostdeutschland
Gut ein Jahr nach dem Verkauf fast aller 
ostdeutschen Zeitungen an westdeutsche 
Verlage, einer ersten Welle von Zei­
tungssterben „politischer“ Zeitungen 
müssen jetzt kurz hintereinander zwei 
weitere traditionsreiche Zeitungen ihr 
Erscheinen einstellen: das Deutsche 
Landblatt und der Kurier am Abend. Das 
Deutsche Landblatt erschien seit 1948 
unter dem Titel Bauemecho als agrarpo­
litische Tageszeitung in der DDR und 
hatte ein anerkannt hohes Niveau. 1990 
wurde es vom Deutschen Zeitungsver­
lag (DZV) übernommen, an dem u.a. 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung Teil­
haber ist. Grund für die Einstellung des 
Deutschen Landblattes ist die seit 1989 
sinkende Auflage (von 120000 auf ca. 
20000), was der DVZ auf die andauern­
de Agrarkrise zurückführt. Der Kurier 
am Abend hieß bis Dezember 1990 BZA 
und wurde 1949 gegründet. Er gehört 
Gruner + Jahr, die seit April ’91 auch 
eine Morgenausgabe davon herausbrin- 
gen. -Mit dem Kurier am Abend stirbt die 
letzte Berliner Abendzeitung. Minde­
stens 65 Redakteure werden durch die 
Einstellungen arbeitslos. — (har)

Bundeswehr im Osten 
nicht gern gesehen
Die Bundeswehr fühlt sich im Osten 
nicht willkommen. Anläßlich von be­
kanntgewordenen Plänen, welche der 60 
Truppenübungsplätze der DDR- und 
GUS-Streitkräfte die Bundeswehr über­
nehmen will, stellte sich heraus, daß nur 
ein Standort (von insgesamt zwölf beab­
sichtigten) unumstritten ist. Bei allen 
anderen gibt es bereits heftigen Wider­
stand der Bevölkerung, dem sich teil­
weise auch Kommunalpolitiker und 
Landtagsabgeordnete selbst der SPD 
angeschlossen haben. Insbesondere är-

ve Sachsens von Bundesrat und Bundes­
tag bis zum 31. Dezember 1993 verlän­
gert worden. Potentiell betroffen sind 
1,3 Millionen Beschäftigte im öffentli­
chen Dienst der ehemaligen DDR.

Die ÖTV prüft gegenwärtig die Mög­
lichkeit einer Verfassungsklage. Sollte 
diese einseitig (der Vertragspartner 
DDR existiert ja nicht mehr) und per Ge­
setz beschlossene Änderung des Eini­
gungsvertrages (für diesen war eine 
2/3-Mehrheit des Bundestages erforder­
lich) gerichtlich Bestand haben, könnte 
dies fatale Auswirkungen auf andere 
Vertragsgegenstände (wie z. B. die Ent­
eignungen durch die Sowjetarmee bis 
1945) haben. — (har)

Deregulierung über 
Einzelarbeitsvertrag
Nach Angaben der IG Metall arbeiten im 
Westteil Berlins mindestens 150000 
Pendler aus der ehemaligen DDR. Für 
das gesamte Bundesgebiet veröffentlich­
te die Frankfurter Rundschau am 16.1. 
folgende Zahlen: 600000 Pendler aus 
der ehemaligen DDR arbeiten in den al­
ten Bundesländern, weitere 200000 
Übersiedler und 200000 Aussiedler. 
Der Druck auf den Arbeitsmarkt entfal­
tet sich. Saisonarbeiter, Werkvertrags­
arbeiter, Gastarbeitnehmer und soge­
nannte Grenzgänger animieren tarifver­
traglich gebundene Unternehmen nun zu 
Einzelarbeitsverträgen, die Bestimmun­
gen unterhalb tariflicher Mindestnor­
men festlegen.

Die IG Metall hat angesichts der Vor­
schläge der Deregulierungskommission 
und der Zielvorstellungen der Kapitali­
sten in den letzten Tarifbewegungen 
mehrfach festgestellt, daß die Kapitali­
stenverbände die Zerstörung des gelten­
den Tarifvertragssystems wollen. Dies 
ist keine Übertreibung, sondern ent­
spricht der Realität. Rechtsanspruch auf 
tarifvertragliche Regelungen haben je­
doch nur Gewerkschaftsmitglieder. Die­
ser Rechtsgrundsatz gewinnt nun wach­
sende Bedeutung in der betrieblichen 
Praxis. — (brr)

Es geht nicht um den Westen 
Ein Diskussionsbeitrag

gert die Bundeswehr-Führung, daß sie 
mit der Nationalen Volksarmee der 
DDR und der Sowjetarmee gleichgesetzt 
wird. „Viele Menschen sehen uns leider 
sogar als neue Besatzungsarmee“, so 
der Befehlshaber der Territorialarmee 
Ost, Generalleutnant von Scheven. Man 
befürchtet einen „Dauerkonflikt“, des­
halb müsse unbedingt Akzeptanz unter 
der Bevölkerung hergestellt werden. 
Und wie erreicht man die unter den ge­
genwärtigen Bedingungen in Ost­
deutschland? Durch Erpressung — in 
Form von Arbeitsplätzen! — (har)

ÖTV fordert Verzicht auf 
Bedarfskündigungen
Die ÖTV-Vorsitzende Wulf-Mathies hat 
die Ministerpräsidenten der ostdeut­
schen Länder aufgefordert, keinen wei­
teren Gebrauch von den im Einigungs­
vertrag vorgesehenen erleichterten Kün­
digungsmöglichkeiten zu machen (z.B. 
bei sog. mangelndem Bedarf, wegen 
mangelnder fachlicher oder persönlicher 
Eignung und bei Auflösung oder Um­
strukturierung der Dienststelle). Die ur­
sprünglich bis zum 2. Oktober d.J. be­
fristete Sonderregelung war auf Initiati-

BAG: Beschäftigungsort für 
Bezahlung entscheidend
Als einen Verstoß gegen den Gleich­
heitsgrundsatz wertete das Bundesar­
beitsgericht die Bezahlung von Beschäf­
tigten des öffentlichen Dienstes nach 
Ost-Tarif, nur weil ihr ursprüngliches 
Arbeitsverhältnis in Ostberlin oder Ost­
deutschland abgeschlossen wurde. Das 
BAG hält unterschiedliche Tarife zwar 
für zulässig, wenn es nachvollziehbare 
Gründe wie unterschiedliche Lebenshal­
tungskosten gibt, jedoch lasse sich dar­
aus „nicht das Recht der Tarifvertrags­
parteien des öffentlichen Dienstes (ab­
leiten), einzelnen Arbeitnehmern, die 
auf Dauer in einem alten Bundesland 
oder im Westteil von Berlin beschäftigt 
werden, die dortigen tariflichen Arbeits­
bedingungen nur deshalb zu verweigern, 
weil die Arbeitsverhältnisse dieser Ar­
beitnehmer im Beitrittsgebiet begründet 
sind“. Damit widerspricht das BAG 
einem Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Berlin, das unterschiedliche Tarife in­
nerhalb einer Dienststelle für zulässig 
erklärte. Az.: 6AZR 11 /92, Der Tagesspiegel 
v. 3.8.92 - (har)

Berlin. Mehr als 600 Beschäftigte der Charite haben am 28.7. mit einem „Auto-, 
Fahrrad- und Fußgängerkorso“ gegen den geplanten Abbau von insgesamt 400 Per­
sonalstellen demonstriert. Je 200 Stellen sollen zum 7.8. und 7.9. gestrichen werden. 
Da 161 Beschäftigte in diesem Jahr die Charite bereits verlassen haben, reduziert 
sich die Zahl der auszusprechenden Kündigungen (gemäß Einigungsvertrag wegen 
mangelnden Bedarfs) auf „nur“ 239. Jedoch muß die Charite (wie die beiden anderen 
Universitätsklinika) bis Ende 1993 ihre Bettenzahl von 1740 auf 1350 reduzieren, 
mehrere hundert weitere Kündigungen sind also abzusehen. Die ÖTV, die die De- 

J monstration unterstützte, forderte vom Senat die Finanzierung von Überhanglisten. 
’■! 'x 1986/87 konnten so auf relativ sozial vertretbare Weise rund 2000 Beschäftigte, die 
J " durch die Schließung des Universitätsklinikums Westend überzählig wurden, an an­

dere Krankenhäuser vermittelt werden. — (har)

Den folgenden Beitrag haben wir der 
PDS-Mitgliederzeitung für die West- 
Berliner Bezirke, Die Rote Luzi, ent­
nommen. Er dokumentiert einen Teil 
der gegenwärtig (nach den Bezirks­
wahlen) geführten Diskussionen um 
die „Westausdehnung“ der PDS.

„In regelmäßigen Abständen wird im­
mer wieder in der PDS und besonders im 
Berliner Landesverband über Sinn und 
Zweck, Erfolg oder Scheitern der soge­
nannten Westausdehnung diskutiert. 
Argumente, Statements und Überlegun­
gen sind selten neu, nur mit neuen De­
tails und weiteren schlagenden Bewei­
sen angereichert.

Dabei muß die Westausdehnungsdis­
kussion ein Scheingefecht zur Profilie­
rung einzelner bleiben, wenn immer nur 
über Strukturen, nie aber über politische 
Zusammenhänge gestritten wird . ..

Zur Situation in der BRD 
vor der Annexion der DDR
Die 80er Jahre waren in ihrer zweiten 
Hälfte in der BRD eine Zeit des Rück­
zugs aus der Politik.

Nicht das gesellschaftliche und politi­
sche Engagement, sondern Bestrebun­
gen des Privatisierens kennzeichnete die 
gesellschaftliche Subkultur. Die linke 
Alternativszene, die sich in der Anti- 
AKW-, Hausbesetzer-, Friedens- und 
Ökologiebewegung entwickelt hat und 
mit den Grünen auch auf parlamentari­
scher Bühne für Aufmerksamkeit sorg­
te, verlor immer mehr an politischem 
Einfluß.

Der Kapitalismus wurde z.B. von den 
Grünen nicht mehr kategorisch abge­
lehnt, weil in ihm die Ursache für Natur­
zerstörung, Hunger und Elend gesehen 
wurde, sondern zum Garanten der erfor­
derlichen gesellschaftlichen Verände­
rungen emporgehoben. So u.a. 1989 
von Joschka Fischer, der in seinem Buch 
,Der Umbau der Industriegesellschaft* 
zu dem Schluß kommt: ,Der Kapitalis­
mus hat gewonnen/der Sozialismus hat 
verloren ... aus dem Gesagten folgt nun 
einmal, daß der Rahmen und die wesent­
lichen Instrumente einer ökologischen 
Reform des Industriesystems durch die 
bestehende Wirtschaftsform westlich 
kapitalistischen Typs bestimmt werden 
..., daß deren Lösung realistischer­
weise nur noch im Rahmen und mit den 
Instrumenten der kapitalistischen 
Marktwirtschaft stattfinden kann.*

Nach dem Scheitern der emanzipatori­
schen, sozialen und ökologischen Bewe­
gungen fand ein Rückzug ins Privat- 
Mysthische statt: Selbstfindung, Esote­
rik und Gesundheitskult erlösten von der 
selbstauferlegten Verantwortung für die 
gesamte Menschheit.

Als der Friede mit dem System erst 
einmal gemacht war, das Private nicht 
mehr als ganz so politisch betrachtet 
wurde, fiel es auch nicht mehr ganz so 
schwer, nun endlich am Kapitalismus 
mit zu verdienen: Che Guevara wurde 
abgelöst vom Öko-Yuppi.

Obwohl die westdeutsche Linke, be­
sonders die ökologische und autonome 
Szene, im Realsozialismus nie eine 
wirkliche Alternative gesehen hat, hat 
der Zusammenbruch des Staatskapitalis­
mus bei weiten Teile einen Schock aus­
gelöst.

Die Abwendung von der Politik und 
besonders von emanzipatorischen, sy­
stemkritischen und revolutionären Idea­
len vollzog sich mit einer lautstarken 
Selbstkritik, dem öffentlichen Ab­
schwören von den Wahnbildern und 
einer völlig blinden und* emotionalen 
Abrechnung mit den alten Genossinnen, 
die noch immer nicht korrumpiert wer­
den konnten.

Die PDS wurde nicht als 
neue Kraft anerkannt 
In dieser Situation der Entpolitisierung, 
Individualisierung und Etablierung der 
verlorenen Kinder trat die PDS als 
Nachfolgerin der nie geliebten SED auf 
die nun gesamtdeutsche Politbühne und 
verkündete ihren Anspruch, als die neue 
sozialistische Kraft in Großdeutschland 
zu wirken. Durch Finanzskandal, das 
buchstäblich bürgerlich-parlamentari­
sche Ausharren der ehemaligen Stasi­
mitarbeiter auf ihren Posten, bis nur 
noch ein Rücktritt blieb, die von Beginn 
an beinah hundertprozentige Konzen­
trierung des politischen Handelns auf die 
Belange der ehemaligen DDR-Bürgerin­
nen, eine eher reformistische als soziali­

stische Politik:, die sich mehr um Stra­
ßenumbenennungen drehte als um ge­
sellschaftliche Kritik an den Zuständen 
in der BRD, ihr Ja zu Olympia und 
Hauptstadt Berlin und nicht zuletzt das 
dauernde Jammern, von den anderen 
immer nur ausgestoßen und nicht als 
demokratischer Partner akzeptiert zu 
werden, blieb sie aber für die Menschen 
eher in den alten staats tragenden real so­
zialistischen Sphären gefangen, statt für 
die übriggebliebene Westlinke als die 
zukünftige Alternative und politische 
Kraft zu erscheinen, in der und mit der 
eine parlamentarische Gegenbewegung 
zu erreichen ist, die zur Überwindung 
des Kapitalismus fuhren könnte.

Der Westen blieb Anhängsel 
und ohne Einfluß
Nicht mangelhafte oder falsche Struktu­
ren, sondern mangelnde visionäre, theo­
retische und ideelle Ausstrahlung der 
PDS ließ die kaum begonnene Westaus­
dehnung dort enden, wo sie heute noch 
stagniert: In Minigrüppchen von 10 bis 
100 Idealistinnen, die von einer soziali­
stischen PDS träumen und schon des­
halb von ihren Genossinnen nicht ernst­
genommen werden.

Eine wirkliche und gründliche Analy­
se der gesamtdeutschen gesellschaftli­
chen und politischen Situation fand nicht 
statt, lieber zog mensch sich auf die ost­
deutsche Interessenvertretung zurück. 
Die westlichen Gruppen hatten keine 
Chance, dieses Bild in der Öffentlichkeit 
zu korrigieren und in der PDS ihre Kritik 
wirksam zu vertreten. Sie wurden ge­
nauso Anhängsel einer ,Ostpartei* wie 
die ,Westprominenten* in der Bundes­
tagsgruppe oder in den Gremien auf 
Bundesebene.

Diese Strategie verbuchte zwar Erfol­
ge im Osten, wie bei den Berliner BVV- 
Wahlen, ist aber gleichzeitig der Grund 
für die Stagnation des Aufbaus der PDS 
in den westlichen Bundesländern. In den 
Stellungnahmen der PDS kommen die 
westlichen Gruppen folgerichtig auch 
nur noch in bedauernden Nebensätzen 
vor.

Die falsche Hoffnung 
auf,,Ossisierung“
Die Prognose Gregor Gysis, daß die 
PDS auch im Westen erfolgreich sein 
wird, wenn der Westen erst einmal ,os- 
sisiert* sei, ist von einem merkwürdigen 
Zynismus und eine Milchmännchen­
rechnung :

Zynisch, weil nicht die Politik der 
PDS, ,Wir machen Politik für die Men­
schen im Osten*, als änderungswürdig 
angesehen wird, um im Westen Erfolge 
zu erzielen, sondern davon ausgeht, daß 
lediglich darauf gewartet werden muß, 
daß es den ,Wessis* genauso mies geht 
wie den ,Ossis*. Zynisch auch, weil da­
mit die Arbeit der Westgruppen völlig 
negiert wird, selbst wenn einen Satz 
vorher noch die Freude geäußert wurde, 
immerhin 1 % im Westen erreicht zu. 
haben.

Eine Milchmännchenrechnung des­
halb, weil es den Menschen in der alten 
BRD ja schon schlechter geht, da ,alle 
Opfer für die Einigung Deutschlands* 
aufbringen müssen, was sich aber nicht 
in Stimmenzuwächsen für die PDS, son­
dern in einer vermehrten Ablehnung der 
ehemaligen Brüder und Schwestern aus­
drückt. Nicht die Herrschenden und das 
kapitalistische System werden verant­
wortlich gemacht, sondern die Opfer 
selbst und mit ihnen ihre Vertreterin 
PDS. Der Graben zwischen Ost und 
West wird also bei wachsender ,Ossi- 
sierung* des Westens nur größer und 
wird nicht zu der Einsicht führen, gerade 
deshalb die PDS zu wählen.

Milchmännchenrechnung auch, wenn 
die PDS davon ausgeht, daß es wirklich 
zu einer Angleichung der beiden noch 
immer existierenden Deutschlands kom­
men wird. Der Abbau von Demokratie, 
im sozialen, kulturellen und Bildungs­
bereich, das Ansteigen von Wohnungs­
not, Arbeitslosigkeit und der ,neuen 
Armut der 2/3-Gesellschaft* sind keine 
deutschen Phänomene, die durch die 
Vereinigung ausgelöst wurden, sondern 
in ihr höchstens eine neue Rechtferti­
gungsmöglichkeit gefunden wurde, die
von den wirklichen Ursachen ablenkt

Gleichzeitig werden sie die Menschen 
der ehemaligen DDR immer schärfer 
treffen, weil ihre Ausgangsposition von 
Anfang an schlechter war.

Damit zeigt sich aber, daß es der PDS 
genau auf diese Phänomene in ihrer 
Ganzheit ankommen muß. Damit erie- 
digt sich die »Politik für den Osten* rra 
kapitalistischen Deutschland aber und 
muß zu einer Politik der Systemkriti 
zurückfinden.

Für eine sozialistische Opposition
Die PDS als sozialistische Partei müßte 
dabei lernen, daß es nicht um kurzfrisö- ;• 
ge Stimmenerfolge gehen kann, sondern 
daß die Erfolge erst einmal darauf beru­
hen werden, in den sozialen und emanzi­
patorischen Bewegungen ein eigenes 
Profil zu finden. Dieses Profil hängt 
auch stark mit einer Vision zusammen 
und wie diese Vision gelebt wird. Eine 
Ausstrahlung im Westen und längerfri­
stig auch im Osten wird die PDS nur er­
reichen und halten können, wenn sie 
eine Politik entwickelt, die wieder auf 
Analysen beruht, die dort anfangen, wo 
das kapitalistisch-bürgerliche Denken 
endet, weil es an die eigenen Grenzen ] 
stößt, statt lediglich die Ergebnisse an­
ders zu interpretieren.

Die Gefahr, kurzfristig damit eher 
Stimmenverluste im Osten einzu fahren, j 
ist nicht zu leugnen, aber immer noch j 
besser als längerfristig weder im Osten 
noch im Westen eine Chance zu haben, 5 
sich zu behaupten.

Die Zukunft der PDS liegt weder im 
Osten noch im Westen
Genau dies wird aber durch ein Beibe- 
halten der aktuellen Positionierung der j 
PDS gesehen, da sie ihren Alleinvertre- 1 
tungsanspruch als die Ostpartei schon 
verliert. Mit der entstehenden ,Ostbe- J 
wegung* verliert die PDS ihre Legitima­
tion, da auch ihre Politik lediglich auf 1 
Reformen innerhalb des Systems ba- j 
siert. Die Rückbesinnung auf das Gute I 
und Erhaltenswerte der DDR setzt sich > 
auch bei anderen durch. Und warum i 
PDS wählen, wenn ihre Forderung nach 
Recht auf Arbeit, Recht auf Wohnen, ein 
Mehr an p/ehiszicaren Elementen, So- ' 
ziaüeistungen usw. nicht nur auch von • 
anderen gefordert wird, sondern sogar j 
schon in die Verfassungen der Länder 
Eingang findet?

Aus demselben Grund, warum die j 
PDS im Westen keine spürbare Reso- ! 
nanz findet, wird sie diese im Osten ver­
lieren. j

Nur als gesamtdeutsche, sozialistische j 
Partei mit einer visionären Ausstrahlung 3 
wird sie im Westen Anklang finden und 
auch im Osten weiterbestehen können, • 
ohne in regionalistischen Bewegungen 
unterzugehen, die nur ein größeres j 
Stück vom Kuchen fordern. \

Die PDS muß sich endlich und endgül- j 
tig davon lösen, ihre Politik nach Stimm- i 
ergebnissen und Umfragen zu gestalten. 
Die PDS muß begreifen, daß Sozialist!- 
sehe Politik weder beliebt noch sehr mo- , 
dem ist, dadurch aber nicht falsch oder ) 
obsolet.

Die Anfeindungen gegen die PDS 
werden so nicht geringer werden, gera­
de weil sie so eine größere Gefahr dar­
stellt. Der Vorwurf, nicht politikfihig 
zu sein, kann die PDS nicht treffen, denn 
politikfähig bedeutet den Kapitalismus, 
seine Spielregeln und Machtkonstella- 
tionen anzuerkennen. Warum sollte die 4 
PDS aber den Kapitalismus anerkennen, 
wenn sie in ihm den Grund aller Übel : 
sieht? j

Das heißt nicht, daß sie zu einem sek- i 
tiererischen Zirkel werden soll, im Ge­
genteil wird sie aus ihrem Sektendasein • 
im Westen nur herauskommen und im ’ 
Osten nicht zu einer werden, wenn sie • 
die Fragen nach wirklichen Gründen 
und Verhältnissen stellt und beanl- J 
wortet.

Der . Pyrrhussieg des Kapitalismus j 
wird nicht lange die wirklichen Gegen- 1 
sätze verdecken können. Die bestehen i 
aber nicht zwischen Ost und West, son- ' 
dem zwischen Besitzenden und Besitz- 1 
losen. Daß die sozialistische Bewegung ' 
und die Marxistinnen das schon vorüber j 
150 Jahren erkannt haben, ist kern 
Grund für uns, sich zu schämen, sondern j 
selbstbewußt dafür einzutreten, daß die­
ser Grundgegensatz aufgehoben wird j 
Die Zukunft der PDS liegt weder im ■ 
Osten noch im Westen, sondern in der ■ 
Anwendung der marxistischen Analyst . 
und in der freien sozialistischen GesdF j 
schäft.“ J

j.

Patrie (Die Rote Luzi. Nr. 7 v. 10.7.92; aß j 
Platzgründen leicht gekürzt' - j
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Eine Gruppe demokratischer Kräfte 
unterschiedlicher Herkunft und Po­
sition legte in diesen Tagen eine Doku­

mentation: „Spionage und Justiz nach 
dem Anschluß der DDR“ der Öffent­
lichkeit vor.

Sie behandelt darin einen sehr speziel­
len, aber auch politisch brisanten Aspekt 
des schwierigen und emotionsgeladenen 
Themas „ehemaliges MfS der DDR“ — 
den Umgang mit den Quellen der Aus­
landsnachrichtendienste der DDR und 
ihren Führungsoffizieren.

Die Diskussionsangebote der Autoren 
reichen von einer politischen Bewertung 
der Debatten im Herbst 1990 zum soge­
nannten „Straffreiheitsgesetz“ über die 
recht kontrovers geführte Diskussion in 
juristischen Kreisen zu den rechtsstaatli­
chen Grundlagen einer Strafverfolgung 
oder Nicht Verfolgung dieser Personen­
kreise bis zu einem Plädoyer für die 
Quellen der Auslandsnachrichtendienste 
der DDR unter den Bürgern der alten 
BRD, die in mehreren Prozessen bisher 
zu empfindlichen Strafen verurteilt wur­
den.

Im Lichte der anstehenden Entschei-

Rechtsstaat auf dem Prüfstand Kommentiert

dungen des Bundesverfassungsgerichts 
zu dem Vorlagebeschluß des Berliner 
Kammergerichts bezüglich der Berech­
tigung einer Anklage gegen den letzten 
Leiter der Hauptverwaltung Aufklä­
rung, Werner Großmann, und einige 
seiner Mitarbeiter sowie der vom Gene­
ralbundesanwalt von Stahl angekündig­
ten baldigen Eröffnung des Prozesses 
gegen Markus Wolf ist diese Dokumen­
tation ein sehr aktueller Beitrag zu einer 
Auseinandersetzung mit diesen Proble­
men in der Öffentlichkeit.

Unter verschiedenen Gesichtspunkten 
wenden sich die Autoren dagegen, daß 
Politik und Rechtsprechung der BRD 
ohne ein erkennbares Bemühen, die 
Vereinigung Deutschlands in ihren hi­
storischen Dimensionen zu begreifen, 
die im Kalten Krieg entstandenen 
Grundsätze der Strafverfolgung ohne 
jede Modifikation zur Anwendung brin­
gen.

Es ist erschreckend, die Argumente

des Bundesgerichtshofes in den Be­
schlüssen vom Januar und Mai 1991, in 
denen die Berechtigung der Strafverfol­
gung von DDR-Spionen bejaht wird, zu 
lesen. Gleichermaßen ist bezeichnend, 
wie Generalbundesanwalt von Stahl und 
der Präsident des Bundesamtes für Ver­
fassungsschutz, Werthebach, mit Ka­
priolen aller Art den schon toten Feind 
KGB bemühen müssen, um zumindest 
den Anschein einer Berechtigung dieser 
strengen Strafverfolgung aufrechtzuer­
halten.

Diese Dokumentation macht dem auf­
merksamen Leser klar, daß die Unter­
händler über den Einigungsvertrag eine 
klare Regelung zur Behandlung der Aus­
landsnachrichtendienste der DDR unter­
lassen und eine ohne diesen Kontext 
scheinbar harmlose Regelung in das Ein­
führungsgesetz zum Strafgesetzbuch 
aufgenommen haben, wodurch alle De­
likte auch weiterhin verfolgt werden 
können, die nach bundesdeutschem

Recht auch schon zum Zeitpunkt ihres 
Begehens strafbar waren, und somit ein 
Sonderstrafrecht für die ehemaligen 
Mitarbeiter der Auslandsnachrichten­
dienste der DDR geschaffen wurde.

Die Dokumentation gibt dem politisch 
interessierten Leser die Möglichkeit, 
sich ein Urteil über den politischen und 
juristischen Wert eines solchen Vorge­
hens zu bilden und auch die weitere Ent­
wicklung auf diesem Gebiet kritisch zu 
verfolgen.

Sie wird insbesondere auch der Öf­
fentlichkeit in den europäischen Nach­
barländern einen Eindruck über die Ge­
staltung der inneren Verhältnisse in die­
ser neuen europäischen Großmacht 
Deutschland vermitteln. — (E.E.)

Bestellungen über die Kontaktadresse:
Haus der Demokratie, Friedrichstr. 165 
0-1080 Berlin, „AG Spionageprozes­
se“, c/o VL. — Einzelpreis: DM 8,00 
(plus DM2 für Porto und Versand)

Die nach wie vor prekäre Lage auf 
dem Gebiet der kommunalen Finan­
zen veranlaßt immer wieder Abgeordne­

te kommunaler Vertretungen, nach We­
gen zu suchen, mit denen sie auf diese 
Lage aufmerksam machen oder sogar 
etwas ändern können.

Die PDS-Kreistagsfraktion Fürsten­
walde hat sich im April mit einem Offe­
nen Brief an die Bundes tagsfraktionen 
und -gruppen gewandt, nachdem es 
nicht gelungen war, eine gemeinsame 
Stellungnahme aller Fraktionen des 
Kreistages zu den Finanzproblemen ost­
deutscher Kommunen zu erreichen.

Wenn auch positiv zu bewerten ist, 
daß die Antwort der CDU/CSU-Fraktion 
als erste eingegangen ist, so unter­
streicht sie gleichzeitig die überhebliche 
Art, mit der die Bürger der „ehemali­
gen“ DDR aus dieser Richtung behan­
delt werden. Im Stile einer SED-Argu­
mentationshilfe (der Autor schreibt zwar 
über die in der DDR über 40 Jahre ge­
übte Praxis des sprachlichen Ausdrucks, 
kennt sie aber offensichtlich nicht) wird 
an der Praxis vorbei über .die bedeuten­
den Erfolge der CDU/CSU-Politik be- 
richtet.

Wen wundert es da, wenn die Stimmen 
immer lauter werden, die von den Bon­
ner Politikern mehr Präsenz in den neu­
en Bundesländern (und damit mehr 
Sachkenntnis der realen Lage) fordern.

Nur sollte man die Hoffnungen nicht 
so hoch schrauben, denn wer als Regie­
rungspartei seit mehr als 20 Jahren für 
eine Fortführung der Gemeindefinanz­
reform eintritt, ohne einen sichtbaren 
Erfolg zu verbuchen, wird die mit dem 
Anschluß und dem Überstülpen eines 
völlig entgegengesetzten Systems im 
Osten potenzierten Probleme auch nicht 
bewältigen. — (sta)

Ostdeutsche Kommunen in prekärer 
Finanzlage — ein Briefwechsel

Offener Brief der PDS-Kreistags­
fraktion Fürstenwalde an die im 
Deutschen Bundestag vertretenen 
Fraktionen und Gruppen

Sehr geehrte Mitglieder des Deutschen 
Bundestages,

die Fraktion der Partei des Demokrati­
schen Sozialismus im Kreistag Fürsten­
walde erachtet es als notwendig, Ihre 
Aufmerksamkeit auf die Finanzproble­
me ostdeutscher Kommunen zu lenken.

Ungeachtet der sicherlich vorhande­
nen unterschiedlichen Bewertung der 
Ursachen für die jetzigen Probleme bit­
ten wir Sie, zu erkennen und umzuset­
zen,
— daß erstens die Finanzierung der Auf­

gaben ostdeutscher Kommunen radi­
kal geändert werden muß und

— daß zweitens den Kommunen recht­
zeitig und in ausreichendem Maße In­
formationen über zu erwartende Fi­
nanzausstattungen oder Fördermaß­
nahmen einerseits und zusätzliche 
Belastungen andererseits zur Verfü­
gung gestellt werden müssen, um das 
Prinzip der kommunalen Selbstver­
waltung nicht auszuhöhlen.

In diesem Zusammenhang bitten wir um 
die Beantwortung folgender Fragen:
— Sind die von der Bundesregierung in 
Beantwortung einer Großen Anfrage ge­
gebenen politischen Zusagen (Drucksa­
che 11/3247 vom 2.11.1988: das Be­
kenntnis der Bundesregierung zur Mit­
verantwortung für die kommunale Fi­
nanzausstattung, für die finanzielle 
Eigenständigkeit der Städte, Gemeinden 
und Kreise und deren kommunale 
Selbstverantwortung) auch auf die ost­
deutschen Kommunen übertragbar ?

— Müßten die von der Bundesregierung 
1987 für strukturell belastete Gebiete 
(bzw. für Gemeinden, deren Arbeitslo­
senquote um mindestens 40 v. H. über 
dem Bundesdurchschnitt liegt) gegebe­
nen Strukturhilfen (tilgungsfreie An­
fangsjahre und Verlängerung der Kre­
ditlaufzeit, zinsverbilligte Investitions­
kredite) nicht erst recht für ostdeutsche 
Kommunen gelten?
— Stimmen Sie uns zu, daß ostdeutsche 
Kommunen bei dem jetzigen Finanzie­
rungsmodell (ein wichtiger Teil der Ein­
nahmen über Gewerbesteuer und Antei­
le der Einkommenssteuern) und der im 
Osten unterentwickelten Wirtschaft 
bzw. einem niedrigen Einkommensni­
veau trotz Fördermitteln weniger als die 
Hälfte der Einnahmen entsprechender 
Kommunen in den alten Bundesländern 
haben, andererseits die Ausgaben eher 
noch höher als in den alten Ländern sein 
müssen (trotz noch etwas geringerer 
Personalausgaben eine höhere soziale 
Verantwortung, gleiche Ausgaben für 
Investitionsgüter, höherer Investitions­
bedarf zur Herstellung ähnlicher Le­
bensverhältnisse wie in den alten Bun­
desländern — und das ist zumindest län­
gerfristig der Auftrag der Wähler und 
des Grundgesetzes) ?
— Stimmen Sie uns zu, daß eine rege öf­
fentliche Investitionstätigkeit im Osten 
Deutschlands erstens einen Aufschwung 
für die geschwächte Konjunktur geben 
könnte und zweitens öffentliche Investi­
tionen im Infrastrukturbereich die Be­
reitschaft privater Investoren zur An­
siedlung erhöhen würden? Wenn ja, 
wissen Sie, daß der Vermögenshaushalt 
des Kreises Fürstenwalde im Haushalts­
jahr 1992 einschneidend reduziert wur­
de?
— Können Sie unseren Verdacht ent­
kräften, daß die deutliche Beschneidung 
der Finanzen der Kommunen das Ziel 
hat, einige unbestritten positive und si­
cher auch für die alten Bundesländer aus 
der ehemaligen DDR zu übernehmende 
„Errungenschaften“ aus Finanzierungs­
gründen ebenfalls „beseitigen“ zu müs­
sen (Kindergärten, Jugendklubs u.ä.), 
obwohl in allen Bundesländern das Pro­
blem der Arbeit mit und unter der Ju­
gend steht und auch in den alten Bundes­
ländern der Kita-Frage zunehmend Auf­
merksamkeit gewidmet wird ?
— Sehen Sie in dem jüngst verabschie­
deten Steuerpaket ebenfalls eine weitere 
Maßnahme zur weiteren Beschneidung 
der ohnehin eingeschränkten finanziel­
len Eigenständigkeit der Kommunen 
(mehr Ausgaben durch erhöhte Preise 
für Sachmittel, weniger Einnahmen am 
Anteil der Einkommenssteuer durch Er­
höhung des Kinderfreibetrages, weniger 
Gewerbesteuern) ?
— Sehen Sie ebenfalls in den jüngst an­
gebotenen Finanzhilfen für Wohnungs­
gesellschaften ab 1995 den Versuch, die 
Forderung nach Schuldenreduzierung 
bzw. völliger Entschuldung der Woh­
nungsgesellschaften in Hinblick auf fik­
tive Schulden in DDR-Mark zu umge­
hen und damit den Wohnungsgesell­
schaften endgültig die Möglichkeit für 
Sanierung der Bausubstanz ohne sozial­
unverträgliche Mietsteigerungen zu 
nehmen ?
— Wären Sie sofort bereit, über Partei­

engrenzen hinweg, in Abstimmung mit 
den kommunalen Spitzenverbänden un­
ter Einbeziehung kommunaler Verant­
wortungsträger, das kommunale Fi­
nanzsystem zu reformieren?

Wir versichern abschließend, daß wir 
weitreichende Maßnahmen zum Erhalt 
der finanziellen Stabilität der Kommune 
durch sparsamen Verbrauch der Mittel, 
effektiven Personaleinsatz und schritt­
weise Personalreduzierung, Wirt­
schaftsforderung und überlegte Investi­
tionen jederzeit unterstützen, aber damit 
allein die Probleme nicht gelöst werden 
können.

In der Hoffnung, daß wir die gemein­
same Verantwortung für die Bürger im 
Osten Deutschlands erkennen und durch 
politisches Umdenken tragen,

die Fraktion der Partei 
des Demokratischen Sozialismus 
im Kreistag Fürstenwalde

Antwort der CDU/CSU-Fraktion des 
Deutschen Bundestages
AG Kommunalpolitik

... für Ihren offenen Brief an die CDU/ 
CSU Fraktion im Deutschen Bundestag, 
der am 13. Mai 1992 bei uns eingetrof­
fen ist, danke ich Ihnen herzlich.

Sie sprachen zu Beginn Ihres Briefes 
von der sicherlich unterschiedlichen 
Bewertung der Ursachen für die jetzigen 
Probleme in den Kommunen. Ich gehe 
davon aus, daß das 40jährige Nichtvor­
handensein einer echten kommunalen 
Selbstverwaltung, um deren Aushöh­
lung Sie sich jetzt sorgen, wesentliche 
Ursache für die jetzigen Probleme ist. 
Darf ich vor allem zum Schluß Ihres 
Schreibens bemerken, daß die Pathetik 
Ihrer Sprache gewisse Anklänge an eine 
über 40 Jahre geübte Praxis des sprachli­
chen Ausdruckes aufweist.

Zu den von Ihnen gestellten Fragen 
möchte ich folgendes bemerken:
— Selbstverständlich gilt das Bekennt­
nis der Bundesregierung zur Mitverant­
wortung des Bundes für die kommunale 
Finanzausstattung auch für die ostdeut­
schen Kommunen. Von den 39 Mrd. 
DM, die den ostdeutschen Kommunen 
im Jahr 1991 zur Verfügung standen, 
waren rd. 33 Mrd. DM Finanzzuwei­
sungen, die überwiegend aus dem Haus­
halt des Bundes stammen. An diesen 
Zahlenrelationen wird sich in den näch­
sten Jahren nichts Wesentliches ändern. 
Sehen Sie darin keine Mitverantwortung 
des Bundes?

Auch im Interesse der kommunalen 
Selbstverwaltung ist es notwendig, die­
sen extrem hohen Anteil des Bundes 
langfristig auf das Niveau der westlichen 
Bundesländer abzusenken.
— Die Bundesregierung hat 1987 ein 
Strukturhilfeprogramm in Kraft gesetzt, 
um damit einen Beitrag zu einheitlichen 
Lebensverhältnissen in der alten Bun­
desrepublik zu leisten. Nach der Wie­
dervereinigung war angesichts des deut­
lich niedrigen Wohlstandsniveaus in den 
neuen Ländern dieses Strukturhilfepro­
gramm nicht länger zu rechtfertigen. 
Der Bund hat daher die Mittel des Pro­
gramms von den alten Ländern abgezo­
gen und auf die neuen Länder übertra­
gen.

Honecker ist da! Er wird vor einem 
deutschen Gericht einen fairen Prozeß 
erhalten, so kann man überall hören und 
lesen. Wer soll eigentlich vor Gericht 
gestellt werden? Honecker, der Kom­
munismus als gesellschaftliche Alterna­
tive zum Kapitalismus oder als Gesell­
schaftsmodell, das dem Faschismus 
stark ähnlich ist? Vor Gericht steht Ho­
necker, dessen Schuld oder Unschuld 
nach dem in der ehemaligen DDR beste­
henden Recht festgestellt werden muß. 
Dem Staatschef eines verstorbenen Lan­
des muß nachgewiesen werden, daß er 
die unter seinem maßgeblichen Einfluß 
entstandenen Gesetze nicht eingehalten 
hat. Wird dieser Beweis tatsächlich er­
bracht, ist Honecker ein gewöhnlicher 
Krimineller. Ob es in diesem Prozeß 
darum geht, wird sich ja bald zeigen. 
Honecker hat die Mauer gebaut und an 
der Mauer schießen lassen. Die Mauer - 
wurde damals gebaut, weil die DDR 
sonst ökonomisch und politisch zusam­
mengebrochen wäre. Richtig? Aber der 
Zusammenbruch der DDR zum damali­
gen Zeitpunkt hätte erdrutschartige Be­
wegungen in Polen, der CSSR, Ungarn 
usw. ausgelöst. Die „Raketenpolitik“ 
der damaligen Sowjetunion nach dem 
Mauerbau in Europa hat gezeigt, wer 
das Sagen hatte und welche realen Mög­
lichkeiten für die Veränderung der poli­
tischen und militärischen Gegebenheiten 
bestanden. An der Mauer, besser wäre 
zu sagen ari der Grenze zur BRD, wur­
den Menschen erschossen. Das ist sehr 
bedauerlich. Aber eine militärische Aus­
einandersetzung hätte damals in 24 Stun­
den mehr Opfer gefordert, als durch die 
Grenze insgesamt ums Leben gekom­
men sind. Jetzt könnte das Argument 
kommen, so können nur Zyniker denken 
und reden. Die BRD hat mit ihrer Aner­
kennung Kroatiens im damaligen Jugo­
slawien den Bürgerkrieg in diesem Lan­
de mit ausgelöst! Falls diese These 
durch die Geschichte so oder so ähnlich 
bestätigt wird, sind dann die verantwort­
lichen Politiker vor Gericht zu stellen? 
Kein vernünftiger Mensch kann überse­
hen, daß unter Honeckers weiser Füh­
rung die DDR ökonomisch ruiniert wur­
de. Für diese Heldentat hätte er aller­
dings keine Schelte von denen verdient, 
die anderen ein Haus am Tegernsee ver­
schafft haben. Denkbar wäre allerdings, 
daß es in diesem Prozeß mehr darum 
geht, einen in seinen Fähigkeiten be­
grenzten Menschen vorzuführen, der 
durch sein Alter sicher nicht an Fähig­
keiten gewonnen hat, das Leben, die 
Realität so zu sehen, wie sie ist. In die­
sem Spiegel werden gleichzeitig alle 
denkenden Menschen der ehemaligen 
DDR gezeigt. Denn wer einem Men­
schen wie Honecker widerspruchlos 
folgte, der kann auch nicht viel klüger 
sein als sein Chef. Das ist eine Wahrheit, 
die trifft, Schuld erzeugt und Aktivität

— Ich stimme Ihnen nicht zu, daß die 
ostdeutschen Kommunen weniger als 
die Hälfte der Einnahmen entsprechen­
der Westkommunen haben. Im Durch­
schnitt hatten die westdeutschen Kom­
munen 1991 Einnahmen von rd. 3 700 je 
Einwohner. Davon entfielen weniger als 
1000 DM auf Zuweisungen. Die ost­
deutschen Kommunen kamen auf rd. 
2600 DM. Davon entfielen 2000 auf 
Zuweisungen. Damit Sie künftig von 
den richtigen Zahlenrelationen ausgehen 
können, füge ich meinem Schreiben den 
Gemeindefinanzbericht des Deutschen 
Städtetages bei, der umfangreiche Er­
läuterungen der Gemeindefinanzsitua­
tion enthält.
— Ich stimme Ihnen zu, daß eine rege 
öffentliche Investitionstätigkeit für die 
Wirtschaftsentwicklung in den ostdeut­
schen Kommunen von besonderer Be­
deutung ist. Dies ist ja auch der Grund 
für die schon erwähnten hohen Investi­
tionszuweisungen des Bundes. Ob und 
warum der Vermögenshaushalt des 
Kreises Fürstenwalde „einschneidend 
reduziert“ wurde, entzieht sich meiner 
Kenntnis. Die in etwa gleichbleibend 
hohen Zuweisungen des Bundes an die 
ostdeutschen Kommunen können nicht 
der Grund sein.
— Deshalb ist auch Ihr Verdacht hinfäl­
lig, durch Finanzentzug sollten Errun­
genschaften der ehemaligen DDR besei­
tigt werden. Die frei zur Verfügung ste­
henden Finanzmittel können Sie ganz im 
Sinne einer echten kommunalen Selbst­
verwaltung für die Pflege sozialistischer ' verhindert oder emschränkt, die zur 
Errungenschaften ausgeben. Nur kön­
nen Sie nicht erwarten, daß Ihnen das für 
die Wirtschaftsehtwicklung dann fehlen­
de Geld noch zusätzlich gegeben wird. 
Geld ist leider nur ein begrenzt verfüg­
bares Gut, das zur Prioritätensetzung 
zwingt.
— Entgegen Ihrer Auffassung be­
schneidet das Steueränderungsgesetz 
1992 nicht die Einnahmen der Kommu­
nen. Dies zeigt auch die Steuerschätzung 
vom Mai 1992. Danach liegen die Zu­
wachsraten in den nächsten Jahren in 
den westdeutschen Kommunen bei rund 
6 % und in den ostdeutschen Kommunen 
bei 15 bis 30 %.
— Sie sprechen mit Recht von den „an­
gebotenen“ Finanzhilfen für die Woh­
nungsbaugesellschaften. Zu einer Ver­
einbarung ist es noch nicht gekommen. 
Allerdings ist der Gesamtzusammen­
hang zu sehen. Der Bund übernimmt die 
Schulden der ehemaligen DDR sowie 
später die Verbindlichkeiten der Treu­
hand. Unter dem Gesichtspunkt der La­
stenteilung ist es durchaus vertretbar, 
wenn die ostdeutschen Länder und Kom­
munen bei den Wohnungsbauschulden 
einen noch festzulegenden Teil überneh­
men.
— Ich begrüße ihre Bereitschaft, an 
einer überparteilichen Gemeindefinanz­
reform mitzuwirken. CDU und CSU tre­
ten seit mehr als 20 Jahren für eine Fort­
führung der Gemeindefinanzreform ein.

Eine Kopie dieses Briefes erhalten der 
CDU-Bundestagsabgeordnete des Krei­
ses Fürstenwalde sowie die/der CDU- 
Vorsitzende der Kreistagsfraktion.

Mit freundlichen Grüßen, 
Adolph Herkenrath, MdB

Veränderung der Gegenwart und Zu­
kunft nötig wäre. Diese Gedanken drän­
gen sich wahrscheinlich vielen ehemali­
gen DDR-Bürgern schon deshalb auf, 
weil Richter aus der BRD einen gewese­
nen DDR-Staatschef nach DDR-Recht 
bewerten sollen. Wer die Mauer nur von 
der westlichen Seite kennt, wird wahr­
scheinlich auch nur diese Seite beurtei­
len können. Ob dies fair ist im Sinne des 
Rechtsempfindens derer, die die Mauer 
von der anderen Seite kennen, bleibt ab­
zuwarten, es sei denn, deren Empfinden 
hat nicht mehr Bedeutung als bei der 
Bewertung der Arbeit der Treuhand. 
Honecker war nicht bereit, freiwillig 
nach Deutschland zurückzukehren. Er 
scheint von der Fairneß des Gerichts 
nicht sehr überzeugt zu sein, oder er ist 
sich seiner Schuld für die Katastrophe, 
die er verursacht hat, tatsächlich nicht 
bewußt. Seine „historische Schuld“ be­
steht zuerst darin, die Möglichkeit des 
Aufbaus einer sozial gerechten und ver­
nünftig organisierten Gesellschaft seiner 
persönlichen Eitelkeit und Kurzsicht ge­
opfert zu haben. Welche Seite des Dra­
mas man auch betrachtet, aus der Sicht 
von Schuld und Vergebung wäre es am 
vernünftigsten gewesen, den alten 
Mann, der für den Prozeß der Entspan­
nung in Europa mehr als viele andere ge­
tan hat, in Ruhe zu lassen. Welche Strafe 
man für ihn auch finden wird, er kann in 
seinem verbleibenden Leben nicht ein­
mal mehr für die Gerichtskosten seines 
Prozesses aufkommen, und schon gar 
nicht für die Schäden, die er vor allem 
der DDR und ihren Bürgern zugefügt 
hat, oder die, die politisch durch eine 
falsche Beurteilung seiner Schuld noch 
entstehen können. — (W.T.)
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Nationalpazifist Mechtersheimer 
arbeitet eng mit Neofaschisten zusammen
Über die Verstrickungen und Koope­
rationen eines „ Friedensforschers“ im 
neofaschistischen Geflecht der 
Bundesrepublik.

„Als Anhänger eines Nationalpazifis- 
• mus gefallt mir, daß Sie die nationalen 

Fragen offen behandeln“, schrieb Al­
fred Mechtersheimer in einem Glück­
wunschschreiben zum fünfjährigen Be­
stehen der • neofaschistischen Zeitung 
„Junge Freiheit“ (JF). Dieser Alfred 
Mechtersheimer, der auch in der Linken 
immer wieder als „Friedensforscher“ 
betitelt wird, versucht seit Jahren die 
Grünen und die Friedensbewegung mit • schien schon im Jahre 1985 von den Au- . 
seinen nationalrevolutionären Ideen zu 
unterwandern. Mittlerweile hat er ein 
umfangreiches Geflecht von Beziehun­
gen bis in den neofaschistischen Bereich 
aüfgebaut und ist in diesen Kreisen 
hochangesehen.

Die offizielle Biographie
1939 geboren ging Mechtersheimer 

• nach seinem Schulabschluß zur Bundes­
wehr zur „psychologischen Kampffüh- 
rung“ schied dann 1965 aus und stu­
dierte in Berlin Politologie. Als Mitglied 
des rechts von der CDU stehenden 
RCDS bekam er ein Stipendium der 
Konrad-Adenauer-Stiftung. Später ar­
beitete er erneut bei der-Bundeswehr, 
quittierte dann aber endgültig den Dienst 
und widmete sich der „Friedensarbeit“.

Er gewann Anfang der 80er Jahre 
schnell Einfluß in der Friedensbewe­
gung und gelangte 1987 über die baden- 
württembergische Landesliste der Grü­
nen als Parteiloser in den Bundestag. 
Ärger bekam er von der Fraktion, nach­
dem öffentlich wurde, daß er Mitarbei­
ter einer von Libyen finanzierten Stif­
tung sei. Er pflegte auch in den Folge­
jahren enge Kontakte zur libyschen Füh­
rung. Schon Anfang der 80er gründete 
er ein „Forschungsinstitut für Friedens­
politik“ und ein „Informationsbüro für 
Friedenspolitik“. Im Gegensatz zur 
Grünen Fraktion forderte er die staatli­
che Wiedervereinigung und stimmte 
dem Staatsvertrag zwischen BRD und 
DDR zu. Im März 1990 gründete er 
dann das „Friedenskomitee 2000“, zu 
dessen Sprecher er sich selbst ernannt 
hat. Er verschickt bis heute unter diesem 
Namen Aufkleber und Broschüren für 
„Truppenabzug und Selbstbestim­
mung“ der Deutschen. Einige Stationen 
der nationalrevolutionären Aktivitäten 
Mechtersheimers in den 80er Jahren 
werden im folgenden beschrieben. Sie 
sind integraler Bestandteil seiner „frie- 
denspölitischen“ Arbeit.

Friedensbewegung und 
Nationalrevolutionäre
Seit Anfang der 80er Jahre versuchten 
Nationalrevolutionärinnen und Neofa­
schistinnen in der Friedensbewegung 
Fuß zu fassen. Dazu entwickelten sie 

v eigens ein deutschlandpolitisches Kon- 
zept. Nicht das Kapitalinteresse an der 

J5 Niederwerfung des Sozialismus und des 
& konkurrierenden Kapitals sei die ent­

scheidende Kriegsursache, nicht die Ra­
keten seien das Mittel zu diesem Kampf 
um Märkte und Rohstoffe, sondern die 
„Spaltung“ Europas als solche, die Tei­
lung Deutschlands als deren Zentrum sei 
die eigentliche Kriegsgefahr. Bei Über­
windung der Teilung komme der Frie­
den von selbst. Mechtersheimer und an­
dere übernahmen dieses Konzept, ver­
traten es in der Friedensbewegung und 
den Grünen — die Zusammenarbeit mit 
den Nationalrevolutionärinnen entwik- 
keltesich.

Linke Deutschland 
Diskussion (LDD)
Mit dem Initiativkreis LDD, der im Ok­
tober 1984 von dem Mitarbeiter Mech­
tersheimers, Rolf Stolz, gegründet wur­
de, wurde innerhalb der Grünen Wie­
dervereinigungspolitik betrieben — ent­
gegen aller Parteitagsbeschlüsse, die die 
Zweistaatlichkeit Deutschlands aner­
kannten. Mitgründer ist u.a. auch der 
Nationalrevolutionär und „wir selbst“- 
Mitbegründer Axel Emmerich. Unter­
stützt wird das Vorhaben auch von den 
Herren Ammon und Schweisfurth, zu 
deren Buch Mechtersheimer wenig spä­
ter das Vorwort schreibt.

Aufgrund u.a. dieser Organisierung 
gelang es dann auch Mechtersheimer 

gemeinsam mit August Haußleiter, dem 
Neofaschisten der „Deutschen Gemein* 
schäft/Aktionsgemeinschaft unabhängi­
ger Deutscher“, Eröffnungsansprachen 
im November 1984 auf einem deutsch­
landpolitischen Kongreß der Grünen/ 
Bayern zu halten.

„Friedensvertrag, 
Deutsche Konföderation, 
Europäisches 
Sicherheitssystem“
Eine Denkschrift unter obigem Titel er- 

toren Herbert Ammon und Theodor 
Schweisfurth — Vorwort Alfred Mech­
tersheimer. Unterstützt wird diese u.a. 
von verschiedenen Nationalrevolutionä­
ren, denn inhaltlich nimmt sie die 
deutschlandpolitischen Forderungen 
und Thesen des vier Jahre später erschei­
nenden Republikaner(REP)-Programm- 
entwurfs vorweg. Teilweise scheint 
wörtlich abgeschrieben worden zu sein. 
„Es heißt in der »Denkschrift*: ,Wir 
wollen das »Europa der Vaterländer* und 
in ihm Deutschland als unser ungeteiltes 
Vaterland“ (S. 36), und im REP-Pro- 
grammentwurf 1989:.- »Nicht die »Ver­
einigten Staaten von Europa*, sondern 
das »Europa der Vaterländer* ist das po­
litische Ziel der Republikaner*.“

In seinem Vorwort schreibt Mechters­
heimer ’ über den „patriotischen Auf­
schrei“ der Deutschen. „Diese Denk­
schrift formt das nationale Aufbegehren 
in ein Friedenskonzept für Mitteleuro­
pa“, erklärt er. Der von Alfred Mech­
tersheimer häufig propagierte „Natio­
nalpazifismus** nahm auch anläßlich 
eines Interviews mit der „Bild“-Zeitung 
(15.10.88) klarere Konturen an. Er 
schlug darin noch lange vor der Wieder­
vereinigung gemeinsame Manöver von 
Bundeswehr und Nationaler Volksar­
mee (NVA), gemeinsame Beteiligung 
von Bundeswehr und NVA an UN- 
„Friedenstruppen“ im Iran und Irak und 
Stationierung beider Truppen als Mili­
tärberater in Entwicklungsländern vor. 

„Friedensbewegung NPD“ 
In der Ausgabe 6/1989 der von Mech­
tersheimer herausgegebenen Zeitschrift 
„Mediatus“ erschien ein Artikel mit 
dem Titel „Friedensbewegung NPD“ — 
„Antimilitarismus von Rechts?“. Autor 
ist der Mitarbeiter Mechterheimers im 
„Forschungsinstitut für Friedenspoli­
tik“, Erich Schmidt-Eenboom. In dem 
Artikel über die neofaschistische Natio­
naldemokratische Partei Deutschlands 
wird gefragt, ob „es einen zivilen Natio­
nalsozialismus mit Resonanz“ gäbe. Ein 
Flugblatt der NPD wird dokumentiert 
und Eenboom, übrigens ein SPD;Mit- 
glied, gibt zu erkennen, daß man eine 
Kooperation mit Faschistinnen nicht 
mehr rundheraus ablehnt. Zwei Ausga­
ben später schreibt Eenboom nochmal 
zum gleichen Thema. Er beleuchtet kri­
tisch Positionen der Neofaschistinnen 
unter der Überschrift „Antimilitarismus 
von Rechts!“ — diesmal mit Ausrufe­
statt mit Fragezeichen. Die Form der 
Kritik ist eine, mit der man Bündnispart­
nerinnen kritisiert. Entsprechend sind 
daneben sieben Leserinnenbriefe abge­
druckt, von denen sechs einer Zusam­
menarbeit mit der NPD das Wort reden.

Auch Autoren des klassischen natio­
nalrevolutionären bzw. neofaschisti­
schen Spektrums wie Henning Eichberg 
fehlen in „Mediatus“ nicht. Eichberg, 
früher NPD-Blattschreiber, heute einer 
der Vordenker der „Neuen Rechten“, 
der den negativ belegten Begriff völki­
scher Nationalismus in „volklichen Na­
tionalismus“ umwandelte, schrieb in 
Heft 10/1989 über die „Herausforde­
rungen der europäischen Identität**. 
„Darum ist die Demokratie des Nordens 
etwas anderes als diejenige des »Bür­
gers* im Süden und Westen“, heißt es in 
ethnopluralistischer Manier. 

im

Antiamerikanismus 
und „Sieg“
Die Aktivitäten Mechtersheimers 
letzten Jahr machen noch einmal deut­
lich, wie naiv die Linke bezüglich seiner 
Argumentation ist. Auf der „Volksuni“ 
— ein jährlich in Berlin zu Pfingsten 
stattfindender linker Kongreß — im letz­
ten Jahr in der Humboldt-Universität 
hielt er einen Vortrag. Titel „Antiameri-

kanisch — weshalb eigentlich nicht?“ 
Er versucht darin, den Antiimperialis­
mus der Linken in einen Antiamerika­
nismus umzulenken. Aussagen wie „die 
USA betreiben keinen Imperialismus, 
sie sind der Imperialismus“ sollen vor 
allem von deutscher Großmachtpolitik 
ablenken. Er versucht zu suggerieren, 
daß mit Beseitigung des „Amerikanis­
mus** das Hauptübel der bestehenden 
weltweiten Ausbeutungs- und Unter­
drückungsverhältnisse überwunden 
wäre. Den Hintergrund dieses sich mit 
zum Teil linken Begriffen anbiedemden 
Neofaschismus beschrieb die Zeitung 
„Zensur“ im August 1991. „Neofaschi­
sten aller Couleur fühlen sich seit eini­
gen Jahren aus unterschiedlichen Grün­
den in einer politischen Defensive, und 
es läßt sich anhand ihrer Strategiedebat­
ten nachweisen, daß sie eine »phantasie­
volle medienkonforme Umsetzung* ih­
rer »Ideen und Entwürfe* suchen und 
»einfach besser verpacken und zeitge­
rechter verkaufen* wollen (Nation und 
Europa, 5/91). Sie scheuen auch nicht 
vor Themen zurück, die ,soziale Bewe­
gungen* auf die Tagesordnung politi­
scher Auseinandersetzungen geschrie­
ben haben: Frieden und Abrüstung, 
Ökologie, Solidarität, selbst Antifa­
schismus. Mechtersheimer kann sich 
eines festen Platzes in den Strategiepla­
nungen dieser Leute sicher sein.

Die ethnopluralistische Theoriebil­
dung bei Faschisten ist genausowenig 
neu wie der Umstand, daß diese Leute 
immer wieder mal Ein- und Zugang zu 
demokratischen Bewegungen gefunden 
haben. Aber heute hat eine unzulängli­
che Beschäftigung mit dem Nationalis­
mus nicht nur der Neuen Rechten ge­
fährlichere Konsequenzen, denn mit der 
Einverleibung der DDR und der Geburt 
Großdeutschlands haben sich die inner­
imperialistischen Konkurrenzverhält­
nisse grundsätzlich neu gestaltet. 
Deutschland ist wieder dabei, die Welt 
zu erobern — friedlich, wie sie das nen- 

. nen.“ Mechtersheimer schrieb in der 
„Jungen Freiheit“ entsprechend, „Na­
tionale Größe ja, aber bei Bewahrung 
der Schöpfung“.

Und was wurde aus dem Volksunivor­
trag des „Friedensforschers“? Heute 
wird er von Mechtersheimers „Frie­
denskomitee 2000“ als Aufsatz ver­
schickt. Er erschien aber auch schon in 
der Ausgabe 2/91 der „wir selbst“, der 
„Zeitschrift für nationale Identität“. In 
dieser schreibt Mechtersheimer regel­
mäßig. Und auch die österreichische 
Neonazizeitung „Sieg“ druckte ihn in 
ihrer Oktober / November-Ausgabe 
1991 gekürzt nach. Allerdings ohne Au­
torenangabe und unter Einfügung eines 
einzigen Wortes: Mechtersheimer 
schrieb im Original, „daß das amerika­
nische Establishment die Welt domi­
niert“. „Sieg“ machte daraus „das ame­
rikanischejüdische Establishment“.

Karriere und Hierarchie
im Großbetrieb
Der folgende Vortrag wurde von Hans 
Waschkau auf dem Treffen der Arbeits­
gemeinschaft „Konkrete Demokratie 
und soziale Befreiung“ am 12. Juli in 
Ingolstadt gehalten. Er basiert auf einem 
Beitrag, der für das Wochenendseminar 
des Arbeitskreises Techniker, Ingenieu­
re, Naturwissenschaftler (AK/TIN) der 
IG Metall in München am 677. Dezem­
ber 1991 geschrieben wurde. In diesem 
Beitrag sind Diskussionen in der Vorbe­
reitungsgruppe bereits berücksichtigt, 
aus: AGM Nr. 17/92

Warum ist die Beschäftigung mit diesem 
Thema wichtig?

Im Bereich der höheren Angestellten 
ist der Wunsch weit verbreitet, auf der 
Karriereleiter hochzukraxeln. Für die 
Firmen ist dies ein wichtiger Hebel, um 
unzumutbare Arbeitsbedingungen 
durchzusetzen. Für uns als Gewerk­
schafter, die gegen diese Arbeitsbedin­
gungen sind, stellt sich daher die Frage, 
was geschehen müßte, um die schädli­
chen Folgen des Drangs nach Karriere 
zu vermeiden. Ich möchte einige Über­
legungen zu diesem Thema vortragen,

Volksuni 1992
Auch in diesem Jahr war Mechtershei­
mer wieder auf dem Volksuniprogramm 
angekündigt. Im Vorfeld schlugen dann 
auch die Wogen hoch. Von PDS-Abge­
ordneten und dem „Allgemeinen Stu­
dentinnen Ausschuß“ der FU-Berlin 
wurde die Ausladung-Mechtersheimers 
gefordert. Letztere schrieben, „wir kön­
nen uns nicht erklären, wie auf einer sich 
progressiv verstehenden Veranstal­
tungsreihe einem Vertreter rechtsextre­
mer und reaktionärster Ideologien ein 
Forum (...) gestellt werden kann“. Der 
Mitbegründer der Volksuni Wolfgang 
F. Haug reagierte hilflos. Die Kritik be­
zeichnete er als Versuch „linker Hygie­
ne“ und rückte damit die Antifaschisten 
selbst in die neofaschistische Ecke. 
Noch nach der „Volksuni** äußerte er, 
linke Ausgrenzung sei schädlich — 
„Hitler wurde damals auch ausgegrenzt, 
aber es hat nichts gebracht“.

Dieser Streit machte den Vortrag 
Mechtersheimers richtig bekannt-, so 
daß über 100 Interessenten erschienen. 
Die „taz“, auf Seiten des selbstemann- - 
ten Friedensforschers, berichtete schon 
im Vorfeld von zu erwartenden „Aktio­
nen“. Nichts dergleichen geschah. Der 
linke Professor Ekkehard Krippendorf 
leitete die Veranstaltung ein und Mech­
tersheimer legte los — Allgemeinplätze 
waren zu hören. Mechtersheimer be­
gann seinen Vortrag sehr unsicher — 
Flugblätter mit Anmerkungen zu einem 
„Neuen Deutschland“-Artikel, der im 
Vorfeld veröffentlicht wurde, wurden 
verteilt. In diesen wurden die Recher­
chen des „Neuen Deutschland“ als 
„Schulbeispiel für journalistischen 
Schmutz und Schund“ bezeichnet.

Spannend wurde es erst nach dem 
Vortrag. „Jeder hat das Recht auf Hei­
mat, das Recht auf Fremde hat nur, wem 
das Recht auf Heimat verwehrt wird“, 
so Alfred Mechtersheimer während der 
Diskussion. Was er damit meint, wird 
erst auf den zweiten Blick deutlich: 
Flüchtlinge haben nur ein Recht auf An­
erkennung, wenn ihnen ihr „Recht auf 
Heimat“ verwehrt wurde. Soziale und 
politische Fluchtgründe sollen — sofern 
sie nicht in Zusammenhang mit der Ver­
wehrung des „Rechts auf Heimat“ ste­
hen — keine Rolle spielen. Allerdings 
konnte Mechtersheimer in der Diskus­
sion keine Vorwürfe entkräften. Seine 
Behauptung, er hätte einen Anwalt ge­
gen die österreichische Neonazizeitung 
„Sieg“, die einen Aufsatz von ihm ver­
fälscht nachdruckte, eingeschaltet, 
mußte er sogar widerrufen. Wenn ihm 
jemand 7 000 Schilling dafür gebe, wür­
de er klagen. Mechtersheimer beschwor 
das „Nationale“ als progressive Verän­
derungskraft und reagierte zum Teil ag­
gressiv auf Kritik. Die wiederholte Auf­
forderung an ihn, sich von seinen natio­
nalrevolutionären und neofaschistischen 

die stark von meinen Erfahrungen bei 
BMW geprägt sind.

Unterschiedliche Gründe 
für den „Karrierewunsch“ 
Eine Untersuchung über psychologische 
Gründe wäre zum Verstehen des Karner 
restrebens sicher interessant und wich­
tig, wird aber im Rahmen dieses Beitra­
ges nicht geleistet. Ich möchte vor allem 
Gründe herausarbeiten, die sich aus dem 
betrieblichen Geschehen ergeben.

Bei jüngeren Kollegen spielt oft eine 
Rolle, daß ihre Eingruppierung zu nied­
rig ist und daß sie angemessen eingrup­
piert werden wollen, auch ohne die Fir­
ma wechseln zu müssen. Dabei handelt 
es sich aber nicht um das, was man nor­
malerweise unter Karriere versteht. Um 
den Zwang zum Wohlverhalten bei die­
sen Kollegen zu mildem, sind tarifliche 
Regelungen nötig, die ein Anrecht auf 
angemessene Eingruppierung sichern.

Bei Kollegen, die bereits eine ange­
messene Eingruppierung erreicht haben, 
spielt Geld nicht mehr die entscheidende 
Rolle. Wichtiger ist der „Status“, die

Kontakten zu distanzieren und zukünftig 
nicht mehr für entsprechende Publika­
tionen zu schreiben, ignorierte er. Eine 
Distanzierung wäre ihm schon aufgrund 
seiner Begleitung schwer gefallen. 
Mechtersheimer kam gemeinsam mit 
dem oben schon erwähnten Neofeschi- 
sten Henning Eichberg zur Veranstal­
tung. Dieser diskutierte mit — über sei­
ne Anwesenheit erfuhren Antifaschisten 
erst nach der Veranstaltung.

„Junge Freiheit“
In der Eingangs erwähnten Zeitung 
„Junge Freiheit“, der Zeitung des ehe­
maligen Mitglieds und Landessekretärs 
der „Freiheitlichen Volkspartei“, einer 
Republikaner-Abspaltung, findet sich 
konsequenterweise jeden Monat auf der 
letzten Seite ein Lob Mechtersheimers 
auf deren journalistische Qualitäten. 
Mittlerweile erscheint das Blatt in einer 
Auflage von monatlich 35000 Stück. 
Die „Junge Freiheit“, ist das größte 
Bündnisprojekt der militanten und „de­
mokratischen“ Rechten. In ihr publizie­
ren neben Ex-Republikaner Carsten Pa­
gel auch Ausschwitz-Leugner David Ir­
ving und Antiausländerhetzer Roben 
Hepp. In der Ausgabe vom Juni 1992 
werden die hunderttausende Greueltaten 
der faschistischen „Ustascha“-Truppen 
Anfang der vierziger Jahre verharmlost. 
Solidarität mit den heutigen nationalisti­
schen großkroatischen Plänen wird ge­
pflegt. Vor einem Jahr erschien, wenige 
Seiten nach dem Grußbrief Mechtershei­
mers, ein Artikel, der der Sowjetunion 
die Hauptschuld am Ausbruch des Zwei­
ten Weltkriegs zuschob. Mit diesem 
Blatt scheint Mechtersheimer eine be­
sonders gute Beziehung zu pflegen. In 
der JF-Ausgabe Januar/Februar 1992 
wird ein Artikel aus seiner Zeitung 
„Frieden 2000“ nachgedruckt. Persön­
liche Kontakte zur JF werden Mechters­
heimer nachgesagt.

Antikriegstag in Bremen
Demnächst wird es in Bremen erneut 
Streit um einen seiner öffentlichen Auf­
tritte geben. Der DGB-Kreisverband 
will zum 1. September nicht mehr zu 
einer Antikriegsdemonstration aufru- 
fen. Eine, wie in den Vorjahren üblich, 
allgemeine Einladung an politische 
Gruppen zur Vorbereitung des 1. Sep- 
tember wurde gar nicht erst verschickt. 
Er entschloß sich vielmehr, eine Veran­
staltung mit Mechtersheimer auszurich­
ten. Mit dem gleichen Thema, wie auf 
der diesjährigen Volksuni: „Kanonen­
bootpolitik oder Nationalpazifismus**.

Christoph Butterwegge, der erst kürz­
lich ein Buch über den anwachsenden 
Neofaschismus veröffentlichte, wird mit 
ihm am Tisch sitzen. Bremer Antifaschi­
sten überlegen mittlerweile, wie sie den 
DGB von einer Ausladung des soge­
nannten Friedensforschers überzeugen 
können. Wenn es Mechtersheimer er­
neut gelingen sollte, sich der Linken 
gegenüber progressiv darzustellen und 
die Bremer Veranstaltung — gerade 
nach den Erfahrungen auf der Berliner 
Volksuni — nicht verhindert wird, ist 
dies als Niederlage, die antifaschistische 
Kampfbedingungen strukturell ver­
schlechtert, zu begreifen. — (ike)

Möglichkeit, weitergehende Entschei­
dungen zu fallen. Verlockend ist auch 
das damit verbundene höhere Ansehen 
und der scheinbar mögliche höhere Grad 
an Selbstverwirklichung.

Diese Vorteile, die ja schon auf so 
niedriger Ebene wie z.B. Projektleiter 
auftreten, scheinen eine selbstverständ­
liche Eigenschaft dieser Führungsposi- 
tionen zu sein. Bei genauerem Hin­
schauen stellt sich aber heraus, daß Vor­
aussetzung für diese Vorteile die hierar­
chische Organisation ist, wo der einzel­
ne oft nicht die Aufgaben bekommt, die 
ihm Spaß bringen.

Eine ganz andere Triebkraft für Kar­
riere ist der Wunsch, „oben“ zu sein, 
wie auch immer. Solche Leute sehen 
Fachkennthisse eher als Hindernis an. 
Wichtiger ist die Fähigkeit, sich positiv 
darstellen zu können. Im Grunde handelt 
es sich um das genaue Gegenteil von 
Selbstverwirklichung, eher ist der Aus­
druck Schmarotzertum angebracht. Be­
trachtet man die Tätigkeit dieser Leute 
genauer, dann scheinen sie überflüssig 
zu sein.

Für eine solche Laufbahn fallt die Ent-
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Scheidung oft schon in der Schulzeit. Die 
Wahl von bestimmten Studiengängen 
(Wirtschaftsingenieur z.B.) wird unter 
diesem Gesichtspunkt gewählt. Selbst 
bei BMW, wo bei vielen Tätigkeiten 
durch das Fließband die Qualität der Ar­
beit kontrolliert wird, sind solche Kar­
rieretypen zu beobachten, wenn auch 
seltener.

Die beiden dargestellten Gründe für 
Karriere scheinen sich gegenseitig aus­
zuschließen. Trotzdem gibt es viele Kol­
legen, bei denen sich beide Gründe mit­
einander vermischen. Dies ist möglich, 
weil in der öffentlichen Meinung eine 
Führungskraft immer als jemand gilt, 
der etwas leistet. Schließlich werden da­
für ja die hohen Gehälter kassiert. Der 
praktische Nutzen von Führungskräften 
ist dagegen selten Gegenstand öffentli­
cher Diskussion.

Bestehende Karriere­
wünsche werden angeheizt 
Dies beginnt schon in der Hochschule. 
So wird beim Ingenieursstudium teil­
weise das Gefühl verbreitet, daß man in 
der Wirtschaft gebraucht wird, um dort 
neues Know-how zu bringen und ältere 
Kollegen zu verdrängen.

Von den Unternehmen werden Kar­
rierehoffnungen ebenfalls geschürt. 
Dies geschieht z. B. durch Beurteilungs­
gespräche, wo die Entwicklungsmög­
lichkeiten der Mitarbeiter besprochen 
und falsche Verhaltensweisen gerügt 
werden.

Durch die hierarchische Organisation 
der Arbeit wird zudem der Zwang er­
zeugt, Karriere zu machen, um selber 
darüber zu bestimmen, wie die eigene 
Arbeit auszuführen ist.

Welchen Nutzen haben 
aber die Firmen von 
Führungspositionen?
Nachdem ich bisher der Frage nachge­
gangen bin, warum viele nach einer Kar­
riere streben, stellt sich jetzt die umge­
kehrte Frage, wozu die Firmen Füh­
rungspositionen überhaupt brauchen.

Die Notwendigkeit von Führungspo­
sitionen stammt im Bereich der For­
schung und Entwicklung nur noch zu 
einem geringen Teil aus den Bedürfnis­
sen des AibeXXsäbXaufe. In Projekten, ist 
z. B. ein Koordinator nötig, der über­
wacht, daß die Einzelschritte in der rich­
tigen Reihenfolge bearbeitet werden. Er 
muß außerdem eingreifen, wenn irgend­
eine Teilaufgabe nicht rechtzeitig fertig 
wird.

Selbst bei dieser Aufgabe ist es aber 
fraglich, ob sie die Existenz von Füh­
rungspositionen rechtfertigt. Jeder, der 
in Projekten arbeitet, sollte die Möglich­
keit haben, mal ein Projekt zu koordinie­
ren. Dies müßte natürlich auf freiwilli­
ger Basis geschehen.

Zum Aufgabenbereich von Führungs­
kräften gehört weiter, daß sie Entschei­
dungen fällen, nach denen sich alle rich­
ten müssen. Bei Betrachtung eines Un­
ternehmens insgesamt ergibt sich, daß 
zumindest zentrale Entscheidungen nö­
tig sind. Um dies zu veranschaulichen, 
einige Beispiele anhand von BMW: 
Dort muß entschieden werden, ob neue 
Modelle produziert werden sollen. Und 
wenn ja, wie sie aussehen sollen, was 
dazu an neuen Produktionsmitteln sowie 
an Forschung und Entwicklung nötig ist 
und zu welchem Termin was begonnen 
werden soll. Für die Vorbereitung der­
artiger Entscheidungen sind zentrale 
Stellen erforderl ich.

Mit „Führung“ hat dies aber nur dann 
etwas zu tun, wenn diese zentralen Stel­
len auch gleichzeitig die Entscheidungen 
fällen. Nur stellt sich immer mehr her­
aus, daß derartige Entscheidungen abge­
hoben von der Realität gefällt werden. 
Sinnvoller wäre es sicher, für diese Auf­
gaben Service-Abteilungen einzurich­
ten, die Beschluß-Vorschläge zu erar­
beiten haben. Dabei müßte der Grund­
satz gelten: So dezentral wie möglich, 
so zentral wie nötig. Und offensichtlich 
werden die dort erarbeiteten Vorschläge 
um so besser werden, je mehr sie sich 
auf diejenigen stützen können, die die 
zentral gefaßten Entscheidungen an­
schließend durchführen müssen. Infor­
mationsfluß in beiden Richtungen ist da­
für Voraussetzung.

Warum muß unbedingt 
„geführt“ werden?
Der Begriff „Führung“ ergibt nur dann 
Sinn, wenn gegen die Geführten etwas 
durchgesetzt werden muß, was diese 
nicht wollen. Und wirklich — ein Unter­
nehmen in unserer Gesellschaft soll ja 
nicht den Interessen der dort Beschäftig­

ten dienen, es soll Gewinn für die Eigen­
tümer erwirtschaften. Führungskräfte 
üben nicht nur nötige zentrale Tätigkei­
ten aus, sie sind auch Agenten der 
Eigentümer.

Führungskräfte müssen daher auch 
Untemehmensziele durchsetzen, die 
sich gegen Teile der Belegschaft richten. 
So muß z. B. die Bereitschaft bestehen, 
Belegschaftsteile wegzurationalisieren. 
Dazu können sogar die eigenen Unterge­
benen gehören. Um die dafür geeigneten 
Leute rauszusuchen, wird von der Firma 
ein Kampf jeder gegen jeden um die 
Führungspositionen inszeniert. Kämp­
fen ist gefragt, um in Führungspositio­
nen zu kommen, wie auch, um drin zu 
bleiben. Wer sich dabei durchsetzt, der 
ist dann auch zum Einsatz gegen andere 
geeignet. Diese Methode erinnert an das 
Scharfmachen von Hunden.

Damit hat aber auch der Glanz der 
Macht, die von Führungskräften ausge­
übt wird, Schattenseiten. Der Kampf je­
der gegen jeden führt dazu, daß der ein­
zelne sich ständig bedroht fühlt. Das ist 
die typische Streßsituation: Der Körper 
ist überaktiviert und instinktiv fluchtbe­
reit. Abreagieren aber ist unmöglich.

Die Agententätigkeit 
von Führungskräften für 
Eigentümer der Firma ist 
ebenfalls nicht unproble­
matisch, da dadurch das 
Profitstreben der Unter­
nehmen im Denken die 
Festigkeit einer Natur­
konstante erhalten muß. 
Dies gerät in Kollision 
z.B. mit vorhandenen 
ökologischen oder auch 
sozialen Bedenken. Für 
Kollegen, die nach 
Selbstverwirklichung 
streben, wird damit eine 
Karriere zu einer zwie­
spältigen Angelegenheit: 
Scheinbar bietet sie zwar 
mehr Macht sowie die 
Möglichkeit, sich die 
Arbeit angenehm einzu­
teilen. Sie wird aber er­
kauft mit größerer Unter­
werfung unter die Ziele 
des Unternehmens.

sich diese Kosten nicht. BMW z.B. hat 
Ende 1989 begonnen, das Führungsper­
sonal zu reduzieren. Dabei ist es dem 
Konzern zunächst einmal gelungen, den 
Kampf um die verbleibenden Posten 
weiter anzuheizen.

Die Zweifel sind aber dennoch tiefer­
gehend. Wie eine Bombe eingeschlagen 
sind die Erkenntnisse des amerikani­
schen Instituts MIT (Massachusetts In­
stitute of Technologie), das herausge­
funden hat, daß das Geheimnis der ho­
hen Produktivität der japanischen Auto­
mobilindustrie die Gruppenarbeit ist, 
die die Grundlage für die „lean produc­
tion“, die schlanke Produktion, ist.

Die folgende Zusammenfassung 
stammt von einem Kollegen bei BMW: 
„Herzstück der lean production sind dy­
namisches Team work, verbunden mit 
Eigeninitiative, freier Informationsfluß 
(keine „Wissen-ist-Macht-Attitüde“), 
mehrfach qualifizierte Mitarbeiter (job 
rotation), ein Geist gegenseitiger Ver- 
pflichtung/Wertschätzung (in Japan: 
Garantie des Arbeitsplatzes), der Wille 
zu Delegation von Verantwortung sei­
tens des Managements.“ Und: „In der 
Produktentwicklung legen die Japaner

duums wird wesentliches Motivations­
prinzip.

Gruppe/Team wird zur Produktivi­
tätsquelle.

Effizienz in diesem Sinne: Zusam­
menspiel selbständig handelnder Mitar­
beiter, die sich auch als Partner des Un­
ternehmens verstehen.“ (NP-Projekte, 
Folie vom 24.10.1990)

Der BMW-Betriebsratsvorsitzende 
Schoch hat denn auch konsequenterwei­
se auf der letzten Betriebsversammlung 
(25.11.1991) den Abbau von Hierar­
chiestufen im Management verlangt.

Wie können schädliche 
Auswirkungen des 
Karrierestrebens 
verhindert werden?
Aus den dargelegten Überlegungen er­
gibt sich, daß es nicht ausreicht, dafür 
sorgen zu wollen, daß die richtigen Leu­
te in Führungspositionen kommen. So­
gar die Forderung vom Kollegen Schoch 
bei BMW nach Reduzierung der Hierar­
chiestellen ist wohl noch nicht weitge­
hend genug: Vom Gedanken, eine kom-

Wie ich bereits ausgeführt habe, gibt 
es Kollegen, deren Hauptanliegen es ist, 
oben, zu sein, während das Streben nach 
Selbstverwirklichung keine Rolle spielt. 
Solche Leute sind zum Einsatz für die 
Firma und gegen Untergebene weitaus 
besser geeignet. Bei ihnen besteht auch 
nicht die Gefahr, daß ihre Selbstachtung 
unter ihrer Arbeit leidet. Das ist der 
Grund, warum sich dieser Menschentyp 
hartnäckig in Führungspositionen halten 
kann, obwohl doch ins Auge springt, 
daß sie gerade bei den sachlich notwen­
digen Tätigkeiten extrem ineffektiv 
sind.

Führungskräfte meinen in der Regel, 
sie müßten ihre Untergebenen leiten so­
wie „große Ideen“ einbringen, damit 
besser und billiger gearbeitet werden 
kann. Dieser Gedanke ist zunächst ein­
mal gar nicht abwegig. Die Firma kauft 
immerhin Arbeitskräfte, die dann für die 
Firma und keineswegs für sich selber ar­
beiten sollen. Also muß jemand da sein, 
der ihnen sagt, was sie zu arbeiten ha­
ben. Und der für immer kostengünstige­
re Produktion sorgt.

Bei wenig komplizierten Maschinen 
sowie bei Einsatz von vielen ungelernten 
Arbeitern ist dies sicher auch noch mög­
lich gewesen. Der Gedanke, die Tätig­
keiten der Untergebenen leiten zu kön­
nen, wird aber mit zunehmender Kom­
plexität der Arbeiten immer illusori­
scher. Wenn oft oder sogar ständig bei 
der Arbeit neue Probleme zu lösen sind, 
dann ist es unmöglich, daß ein einzelner 
dies leiten kann. Er muß sich aufreiben, 
wenn er versucht, sich in alles reinzu­
denken.

großen Wert auf starke Teams, die Pro­
dukt- und Prozeß-Engineering gleicher­
maßen abdecken. Die Teamfähigkeit 
und Teamleistung werden höher bewer­
tet als geniales Spezialistentum. Dies 
findet in der Karriereplanung seinen 
Niederschlag.“ (Die Zusammenfassung 
wurde nach der englischen Originalfas­
sung erstellt und BMW-intern disku­
tiert. Mittlerweile ist das Buch zur Stu­
die in deutsch erschienen: „Die zweite 
Revolution in der Autoindustrie“, Wo- 
mack, Jones, Roos, Campus Verlag 
1991. Dort wird „lean production“ 
durchgehend mit „schlanke Produk­
tion“ übersetzt.)

Die Konkurrenz zwingt in Europa und 
in den USA zumindest die Automobil­
industrie, diese Produktionsform zu 
übernehmen, oder aber sie geht unter. 
Bei BMW gibt es denn als Rationalisie­
rungsmaßnahme folgende Zielvorstel­
lung: „Personal ist die wichtigste Res­
source zur BMW-Zukunftssicherung.

Hochleistungsorganisation ist ohne 
motiviertes, qualifiziertes und intelli­
gent eingesetztes Personal nicht reali­
sierbar. (...)

Hierarchische Instanzen werden abge­
löst durch eigenverantwortliche Hand­
lungsstrukturen.

Selbstverantwortlichkeit des Indivi-

Genau dies ist in der Praxis auch zu
beobachten. Im Bereich Forschung und 
Entwicklung, wo die laufenden Arbeiten 
besonders kompliziert sind, gibt es viele 
Vorgesetzte, die sich in die Tätigkeit ih­
rer Untergebenen gar nicht mehr einmi­
schen. Dafür ist dann aber in der Regel 
völlig unklar, wozu sie überhaupt noch 
da sind.

Führung und Hierarchie 
geraten ins Zwielicht
Für jemanden, der sich zu den wichtig­
sten Personen im Unternehmen zählt, ist 
es keineswegs einfach, zu der Erkennt­
nis zu gelangen, daß er im Grunde über­
flüssig ist. Trotzdem verstärken sich 
Zweifel am praktischen Nutzen von 
Führung. Immerhin sind Führungskräf­
te auch ein nicht gerade geringer Kosten­
faktor. Für sinnlose Tätigkeiten rechnen

Termine

plizierte Produktion kön­
ne „geführt“ werden, 
muß Abschied genom­
men werden. Anstelle 
von Führungskräften 
müssen Dienstleistungs­
abteilungen geschaffen 
werden, die zentrale Ent­
scheidungen vorbereiten.

Das soll uns aber nicht 
daran hindern, jeden Wi­
derstand von Kollegen in 
Führungspositionen ge­
gen die völlige Verein­
nahmung durch die Fir­
ma zu unterstützen, auch 
wenn dabei Führung im­
mer noch vorausgesetzt 
wird. Der Kampf gegen 
Führung und Hierarchie 
richtet sich nicht gegen 
diejenigen, die sich in 
diesen Positionen befin­
den. Wir müssen viel­
mehr versuchen, auch 
diese Kollegen zu über-

zeugen. Wenn dieser Kampf gewonnen 
wird, dann werden zumindest die Kolle­
gen, die bisher nur in einer Karriere die 
Möglichkeit zur Selbstverwirklichung 
sehen, besser auf ihre JCosten kommen. 
Benachteiligt werden Kollegen mit Hang 
zum Schmarotzertum. Um die ist es aber 
auch nicht schade.

Offene Fragen
Welches Ausmaß hat an der Tätigkeit 
von Führungskräften die Vertretung von 
Kapitalinteressen (Firmenaufkäufe, 
Einflußnahme auf Regierung, Mitarbeit 
in Untemehmerverbänden, etc.)? Wie 
sind diese Tätigkeiten zu beurteilen?

Welche Macht haben Führungskräf­
te? Was können sie eigenmächtig tun, 
wo sind sie Sachzwängen bzw. dem Fir­
meninteresse unterworfen? Nimmt die 
Entscheidungsfreude von Führungskräf­
ten mit wachsender Hierarchiestufe ab ?

Warum hat es über einen längeren 
Zeitraum die Tendenz zur Aufblähung 
der Führungsbereiche gegeben? Liegt 
dies daran, daß Erwartungen von einge­
stelltem akademisch geschultem Perso­
nal erfüllt werden mußten? Spielt eine 
Rolle, daß die Führungsaufgaben nicht 
mehr zu bewältigen waren und deshalb 
zunächst einmal mehr Führungskräfte 
eingestellt wurden ?

Diskussionsveranstaltung am 12. Oktober in Köln

Wahlrecht / Asylrecht
Rechte der Ausländer in der BRD
Im Anschluß an die Herbsttagung der 12. o. Bundesdelegiertenkonferenz des BWK 
lädt das Präsidium der Bundesdelegiertenkonferenz für Sonntag, den 12. Oktober 
1992 zu einer Diskussionsveranstaltung unter dem obigen Thema ein.

Ort: Jugendgästehaus, An der Schanz 14,5000 Köln Riehl. Beginn: 9 Uhr, vor­
aussichtliches Ende: 15 Uhr.

Vertreter des Kurdistan-Komitees Köln, von Feyka Kurdistan und von der 
Föderation der demokratischen Arbeitervereine aus der Türkei in der BRD e. V. 
(DIDF) haben ihr Erscheinen bereits zugesagt. Sie bereiten kurze Einführungs­
referate vor zu den Themen:
— Vereinigungsfreiheit von Ausländem / Ausländerverfolgung in der BRD, Recht 
auf Gebrauch der eigenen Sprache, Gewerkschaftspolitik (Kurdistan-Komitee, 
Feyka Kurdistan);
— Geschichte und Interessen der Ausländerbeschäftigung in der BRD, Diskussion 
um Wahlrecht,.Einwanderungsgesetz, doppelte Staatsbürgerschaft (DIDF).

Wir würden uns freuen, weitere Vertreter von ausländischen Organisationen / 
Ausländerbeiräten / Ausländerausschüssen zu unserer Diskussion begrüßen zu 
können.

Anmeldungen bitte richten an: Präsidium der Bundesdelegiertenkonferenz des 
BWK, Zülpicher Str. 7, 5000 Köln 1, Tel. 0221 /216442
— (Präsidium der Bundesdelegiertenkonferenz, cis)

29.8.92 Treffen der Landes-Arbeitsge- ’ 
meinschaft gegen reaktionäre Gesund­
heitspolitik Baden-Württemberg. The­
men: Eigenbetriebsgesetz Baden-Würt­
temberg und Krankenhausprivatisie­
rung; Pflegediskussion. Beginn: 10.30 
Uhr. Ort: Mannheim, Friedensbüro.

1.9.92. Anti-Kriegstag.

12. /13.9. 92 MV der AG für antifa­
schistische Bildungspolitik in Hanno­
ver, Freizeitheim Lister Türm, Walder- 
seestr. 100, von Samstag, 12 Uhr, bis 
Sonntag, 15 Uhr. Themen: Erfahrungs­
austausch zur gegenwärtigen politischen 
Entwicklung in der BRD, insbesondere 
in der Bildungspolitik: Das Ende des So­
zialstaats — die veränderten materiellen 
Rahmenbedingungen und „Sachzwän­
ge“ in ihrer Wirkung auf den Bildungs­
bereich. Entwicklungstendenzen in der 
Arbeitsorganisation der Konzerne und 
Auswirkungen auf Schule und Hoch­
schule. Politische Entrechtung im öf­
fentlichen Dienst, insbes. im Schulbe­
reich — Beamtenrecht und Europa.

19.9. bis 29.9. Der europaweite 
Marsch für gleiche Rechte und gegen 
Rassismus beginnt in Wien, Hamburg, 
Bremen und Berlin. Veranstalter: Föde­
ration der demokratischen Arbeiterver­
eine aus der Türkei in der BRD e.V. 
(DIDF) u.a. Der Marsch endet in Straß­
burg.

26. /27.9. 92. Wochenendseminar der 
Arbeitsgemeinschaft Ost-West-Solidari­
tät im Gesundheitswesen. Ort: Birken­
hain, bei Leipzig.

26. /27. 9. 92. Jahres-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft Be­
schäftigte im Dienstleistungsgewerbe. 
Frankfurt/Main, Haus der Jugend, 
Deutschherrenufer 12. Von Samstag, 14 
Uhr, bis Sonntag, 15 Uhr.

10. bis 1710. Gewerkschaftstag der IG 
Metall in Hamburg.

10. /11.10.92. Herbsttagung der 12. 
Bundesdelegiertenkonferenz des BWK.

11. bis 17.10. Gewerkschaftstag der IG 
Medien in Augsburg.

24./25.10. Herbstsitzung des Koordi­
nationsausschusses der Kurdistan-Soli­
daritätsgruppen sowie Beratung der 
Kurdistan-Solidaritätsgruppen über die 
Verbesserung ihrer Zusammenarbeit. 
Samstag, ab 13 Uhr, in Gießen.

31.10. /1.11. 92. Seminarwochenende 
und öffentliche Mitgliederversammlung 
der Arbeitsgemeinschaft für Kommu­
nalpolitik (Themen: Perspektiven linker 
Wohnungspolitik — Möglichkeiten lin­
ker Gemeinderats-Opposition heute — 
u.a.) in Frankfurt. Anmeldung erbeten.

1. bis 5.11.92. Gewerkschaftstag der 
HBV in Mainz.

7.11.92. Herbsttagung der GNN-Ver- 
lage in Köln.

8.11.92. Herbsttagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln.

9.11.92 54. Jahrestag der Reichspo- 
gromnacht.

13. bis 15.11.92. Berlin: „Europä­
ischer Antirassismuskongreß“ der PDS 
unter dem Titel: „Gegen eine Festung 
Europa“.

14. /15.11. 92. Bundes-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft ge­
gen reaktionäre Gesundheitspolitik. Ge­
nauer Ort und Themen werden noch be­
kanntgegeben.

28. /29.11. 92. a.o. Arbeitskonferenz 
der Volksfront gegen Reaktion, Faschis­
mus und Krieg in Köln, Jugendgäste­
haus. Themen: * Großmacht BRD 
* Ursachen und Funktion faschisti­
scher Parteibildung * Aufgaben anti­
faschistischer Bündnispolitik.

19.12. 6. Seminar von Linken aus 
Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, 
Schleswig-Holstein. Thema: Welche 
Aufgaben ergeben sich für die Linken 
aus dem jetzigen Stand der europäischen 
Integration (Maastricht/EG-Wahlen 
1994)? Ort Schwerin, Großer Moor 2-6, 
Raum 316 (Landesvorstand derPDS), 10 
bis 16 Uhr.
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Die Protestaktionen von Ro­
ma in Nordrhein-Westfalen 
dauern an. Noch immer leben 

fünf Roma-Familien in den Ge­
meinderäumen der Antoniterkir- 
che in der Kölner Innenstadt, sie 
können das Gebäude nicht ver­
lassen, weil die Polizei nach ih­
nen fahndet, denn sie sollen ab­
geschoben werden. Der Gemein­
devorstand hat sich nochmals mit 
einem Brief an Landesinnenmi­
nister Schnoor gewandt, in dem 
er unter anderem fordert: „Wir 
bitten Sie deshalb dringend, sich 
schnell und mit Nachdruck dafür 
einzusetZen, daß Roma nicht 
mehr unter das Ausländergesetz 
fallen. Die Roma gehören zu 
einer Volksgruppe, die in Euro­
pa immer wieder vertrieben wor­
den ist. Wie die Juden waren sie 
Opfer des nationalsozialistischen 
Rassenwahns, und darum haben 
wir für sie eine besondere Ver­
antwortung. Wir plädieren für 
einen sofortigen Abschiebestopp 
und für ein vereinfachtes Aufent­
haltsverfahren.“

Drei Historikerinnen und Hi­
storiker haben mit Unterstützung 
und auf Initiative der Rom e.V. 
eine Studie vorgelegt, in der 
nicht nur allgemein nachgewie­
sen wird, daß die Roma von den 
Nazis rassistisch verfolgt wur­
den, sondern insbesondere die 
Roma in den Balkanländem na­
hezu ausgerottet wurden. Keine 
einzige der Familien, die das 
Bleiberecht in der BRD fordern, 
ist vor den Nazi-Verfolgungen 
sicher gewesen, jede hat Opfer 
zu beklagen. In einem groben 
Überblick zeichnen die Histori­
kerinnen die rassistische Verfol­
gungspolitik im von den Faschi­
sten besetzten und zerstückelten 
Jugoslawien in der Zeit von 1941 
bis 1945 nach. Sie weisen darauf 
hin, daß insbesondere über die 
Vernichtung der Roma wenig 
Unterlagen existieren, teilweise 
haben die Faschisten die Unter­
lagen vernichtet, teilweise ist 
eine Auswertung erst begonnen. 
Selbst über die Zahl der jugosla­
wischen Roma, die von den Fa­
schisten niedergemetzelt, durch 
Arbeit und Hunger vernichtet 
und in Auschwitz vergast wor­
den sind, gibt es unterschiedlich­
ste Angaben. Mindestens 
100000, wahrscheinlich 190000 
bis 300000 Roma sind dieser 
Ausrottung zum Opfer gefallen.

Im Mai 1941, gleich zu Beginn 
der Errichtung der deutschen 
Militärverwaltung über den ser­
bischen Teil Jugoslawiens, er­
ließ der damalige Militärbefehls­
haber in Serbien eine Verord­
nung gegen die als „Juden“ oder 
„Zigeuner“ und die mit ihnen 
verheirateten Menschen heraus, 
die unter anderem die Kenn­
zeichnung durch gelbe Armbin­
den festlegte und die Konfiszie­
rung des Eigentums dieser Men­
schen gestattete, die Ausübung 
öffentlicher Ämter und die Be­
schäftigung im öffentlichen 
Dienst untersagte.

Bald begannen die Nazis, Ju­
den und Roma systematisch in 
Lagern zusammenzutreiben und 
sie als Geiseln zu erschießen. 
Die Anweisung des Militärbe­
fehlshabers war, zur Abschrek- 
kung der Partisanen, insbeson­
dere der Nationalen Befreiungs­
armee, für jeden getöteten 100 
und für jeden verletzten deut­
schen Soldaten 50 Geiseln zu er-

Zur Verfolgung der Roma durch den 
Nationalsozialismus und den Folgen daraus
schießen. Tausende sind so in 
kurzer Zeit umgebracht worden, 
Zigtausende wurden in andere 
Konzentrationslager in Deutsch­
land, Österreich und Polen ver­
frachtet. Bereits im August 
1942, als General Löhr als Mili­
tärbefehlshaber Südost abgelöst 
wurde, stellte der Leiter der Mi­
litärverwaltung, Staatsrat Tur­
ner, in einer Rede fest: „Im 
Interesse der Befriedung wurde 
durch deutsche Verwaltung zu­
nächst der Einfluß der Juden auf 
die Öffentlichkeit und die serbi­
sche Verwaltung und Wirt­
schaftsführung ausgeschaltet 
und die Judenfrage ebenso wie 
die Zigeunerfrage völlig liqui­
diert (Serbien einziges Land, in

Herr L. ist heute über 92 Jahre alt und lebt in Köln.

Frau L.: „Wir sind zu den Partisanen geflohen.“

Bericht von Frau 
L. aus Makedonien 
Meine Eltern stammen aus Prilep 
in Makedonien. Mein Vater hat 
Kessel gemacht für die Herstel­
lung von Slivovic und Marme­
lade. Meine Familie ist mit Pferd 
und Wagen hauptsächlich durch 
Makedonien gereist. Wir haben 
Kessel verkauft und repariert. 
Vor dem Krieg ging es uns sehr 
gut. Wir reisten meist in einer 
Gruppe. Mein Vater machte gute 
Arbeit, und wir hatten immer ge­
nug Geld zum Leben.

Dann kam der Krieg. Ich war 
neun Jahre alt. Wir waren da­
mals in Dubovo in Makedonien. 
Bulgarische Soldaten kamen. Sie 

dem Judenfrage und Zigeuner­
fragegelöst)“.

Neben der knappen Übersicht 
über diese Tätigkeit der Natio­
nalsozialisten enthält das Buch 
Berichte von 25 Roma über die 
Verfolgung durch die Nazis. 
Diese Roma leben zur Zeit in 
Köln und kämpfen um ihr Blei­
berecht. Wir dokumentieren drei 
dieser Berichte.

Karola Fings, Cordula Lissner, Frank 
Sparing, „... einziges Land, in dem 
Judenfrage und Zigeunerfrage gelöst.“ 
Die Verfolgung der Roma im faschi­
stisch besetzten Jugoslawien 1941- 
1945, heruusgegeben vom Rom e.V. 
Köln, 10,- DM, zu beziehen bei: Rom 
e.V. Köln, Bobstraße 6-8,5000 Köln 1 
— (uld, anl)

haben alle Männer mitgenom­
men. Sie mußten eine Arbeit ma­
chen. Danach kamen die Männer 
wieder nach Hause. Dann kamen 
Deutsche und haben die Leute 
aus dem Dorf geholt und mitge­
nommen. Sie haben 280 Men­
schen erschossen, Männer, 
Frauen und Kinder. Darunter 
war mein Vater. Meine Mutter 
hat die Leiche meines Vaters 
zwischen den anderen Toten auf 
einem Feld gefunden. Meine 
Mutter war mit uns Kindern in 
den Wald geflüchtet, als die 
Deutschen kamen. Wir sind zu 
den Partisanen geflohen. Mit 
ihrer Hilfe haben wir überlebt.

Ich blieb bei meiner Mutter, 
bis ich fünfzehn Jahre alt war. 
Ich habe die Geschwister ver­

sorgt. Wir mußten oft hungern, 
es ging uns sehr schlecht. Dann 
habe ich geheiratet und bin nach 
Skopje gezogen. Sieben meiner 
acht Kinder sind in Skopje gebo­
ren. Mein Mann hat die gleiche 
Arbeit gemacht wie mein Vater. 
Wir sind wieder durch Makedo­
nien gereist. Vor 18 Jahren sind 
wir nach Italien gegangen, weil 
wir in Makedonien vom Handel 
nicht mehr leben konnten. In Ita­
lien ging es uns besser, wir han­
delten mit Messing und verkauf­
ten auf Flohmärkten. Meine Kin­
der arbeiteten in italienischen 
Haushalten. Vor zwölf Jahren 
gingen wir .dann nach Holland. 
Die Königin gab den Roma einen 
Wald, in dem sie Baracken bauen 
konnten. Jetzt leben viele Roma 
in Holland zusammen mit den 
Holländern und können dort ar­
beiten. Auch einer meiner Söhne 
lebt dort, er hat eine Autowerk­
statt.

Bericht von Herrn 
M. aus Kosovo
Ich komme aus dem Kosovo. Ich 
war Kupferschmied, bin mit 
meinem Pferd und mit einem 
Zelt von Dorf zu Dorf gereist 
und habe so meinen Lebensun­
terhalt verdient.

Während des Krieges haben 
die deutschen und jugoslawi­
schen Faschisten viele Roma ge­
quält und umgebracht. Im KZ 
Jasenovac wurden eines Tages 
400 Menschen aus dem Lager 
getrieben und in einem großen 
Graben verbrannt. In diesem KZ 
mußten abends fünf bis sechs 
Männer musizieren und tanzen 
und wurden anschließend er­
schossen. Dort wurden auch drei 
meiner Brüder, meine zwei 
Schwestern, mein Vater und 
meine Großmutter umgebracht. 
Zwei meiner Brüder sind von 
den Faschisten verschleppt und 
wahrscheinlich auch umgebracht 
worden. Da ich kochen konnte, 
wurde ich nicht umgebracht, 
sondern als Koch der Militärs im 
KZ Baniza bei Belgrad einge­
setzt. Ich war ein Jahr dort, 
konnte dann fliehen und schloß 
mich einer Partisanengruppe an. 
Wir haben im Wald gelebt und 
uns versteckt. Nach einem hal­
ben Jahr wurde ich aufgefunden, 
war dann wieder im KZ, bis zum 
21. Oktober 1944, als ich befreit 
wurde.

1945 sind wir nach Rumänien 
gegangen, da meine Frau aus 
Rumänien stammt und dort noch 
Verwandte von ihr lebten. Dort 
lebten wir drei bis vier Jahre, 
waren dann noch einmal in Jugo­
slawien und anschließend in Ita­
lien, Frankreich, Österreich, 
Belgien und sind dann nach 
Deutschland gekommen. Mei­
nen Lebensunterhalt habe ich 
durch kleinere Kupferschmiede­
arbeiten und Handel verdienen 
können und Verwandte haben 
uns unterstützt, doch wir wurden 
immer wieder vertrieben.

Hitler hat viele unserer Leute, 
meine Verwandten umgebracht, 
und jetzt geben sie uns noch nicht 

einmal ein Bleiberecht.
Wieviel Geld müßte als Ent­

schädigung gezahlt werden? 
Millionen 1

Aber wir brauchen kein Geld, 
wir brauchen ein Bleiberecht! 
Wir möchten eine Arbeit, eine 
Wohnung, wir wollen, daß unse­
re Kinder zur Schule gehen kön­
nen und so leben wie andere 
Menschen. Ich will hier bleiben, 
bis ich sterbe!

Bericht von Herrn 
J. aus Serbien
1941 kamen die deutschen Fa­
schisten nach Smederevska Pa­
lanka und haben in unserem Dorf 
Depotin 25 Roma-Familien zu­
sammengetrieben. In einer Rui­
ne wurden alle 25 Familien er­
schossen. Nur mein Sohn und ich 
haben überlebt. Wir mußten alle 
Toten der 25 Familien begraben 
und so haben wir überlebt. Nach 
dieser Beerdigung wurden mein 
Sohn und ich in das Lager Sme­
derevska Palanka deportiert.

In Smederevska Palanka muß­
ten wir 1hg und Nacht arbeiten, 
damit die Faschisten uns nicht tö­
teten. Wir als Kupferschmiede 
mußten Kupfer und andere farbi­
ge Metalle sammeln. Wir muß­

C&cljcita
Ob«rl«Qtxiant Valther O.U., d«n 1. 11. 1941.

9./I.B.433.

Bericht Uber dl« Krwahi«Äang von 

Jod«n und Zigeunern.

lach Vereinbarung axit der Dienstetelle dar S8 holte iah 
die ausgesuchten Juden btw. Zigeuner Gefangenenlager Bel­
grad ab. Di« Lkw. der Peldkcanandantur 599» die «tir hiersu «ur 
Verfügung standen, erwiesen sich als unswecknJUig aas rwwi 
Gründent
1. Verden eie von Zivilisten gefahren. Die Gehelnhaltung ist 

daduroh nicht aichergestellt.
2. Waren eie alle ohne Verdeck oder Plane, soda£ die Bevölkerung 

der Stadt sah, wen wir auf den Fahr saugen hatten und wohin 
wir dann fuhren. 7or daa Leger waren Pranen der Juden v«r- 
sannolt, die heulten und schrien, als vir abfuhren«

Der Plata, an den die Erschießung voll sog en wurde, int sehr 
günstig. Er liegt nördliah van Penoevo amnittelhsr an der Stra­
ße Panoevo - Jabuka, an der eich eine Bösahong befindet, die 
so hoch ist, daS ein Mann nur alt Mühe hinauf kann. Dieser Bö- 
flchung gegenüber lat Sumpfgelända, dahinter ein Tlaß. Bei Hoch­
wae s er, (wie an 29. Io.) reicht das Wasser fast bis an die Bö­
schung. Bin Entkörnen der Gefangenen ist daher alt wenig Mann­
schaften »u verhindern. Ebenfalls günstig ist der Sandboden 
dort, der das Graben der Gruben erleichtert und soait «nch di« 
Arbeitszeit verkttrst.

lach Ankunft etwa 1 1/2 - 2 ka vor den ausgesuchten Plata 
stiegen di« Gefangenen aas, «rreiahhn ls PadMarsoh diesen, wäh­
rend di« Lkw. alt den Zivilfahrern sofort aarüakge«chlckt wur­
den, as ihnen Möglichst wenig Anhaltspunkte su eine* Verdacht 
su geben. Dann ließ ich die Straße für statliahen Verkehr sper­
ren aus Sicherheit*— und Gehelxhal tun ga gründ en.

Die üchtstätte wurde durch 5 l.M.G. und 12 Schützen ge­
sichert!
1. Gegen Jlachtversuche dar Gefangenen.
2. Zus Selbstschutz gegen etwaige Überfälle von «er blech en Ban­

den.

Bericht des Oberleutnants Walther über die Erschießung von Juden 
und Zigeunern als Geiseln.

ten in den umliegenden Dörfern 
nach diesen Metallen suchen und 
ohne 20 Kilogramm Metall durf­
ten wir nicht zurückkommen.

1945 haben uns die Partisanen 
befreit. Von meiner ganzen Fa­
milie waren nur mein Sohn und 
ich übriggeblieben. Wir mußten 
von Dorf zu Dorf gehen und bet­
teln, um uns zu ernähren. Unse­
ren Beruf konnten wir nicht mehr 
ausüben, weil kein Kupfer mehr 
da war und uns das Werkzeug 
fehlte. Wir haben vom Betteln 
gelebt.

1952 heiratete mein Sohn, und 
so waren wir zu dritt und konnten 
zu drei Personen bei einem Bau­
ern arbeiten und für einen Thges- 
lohn dort wohnen. Jahr für Jahr 
haben wir bei dem Bauern gear­
beitet bis 1965. Dann zogen wir 
durch Jugoslawien, um ein bes­
seres Leben zu suchen.

überall waren wir diskrimi­
niert und wurden als Kriminelle 
behandelt. Deswegen haben wir 
zum ersten Mal versucht zu flie­
hen und gingen nach Italien. Von 
1970 an sind wir mit meiner Fa­
milie in Westeuropa gewesen, in 
Frankreich, Belgien, Holland, 
Österreich und zuletzt Deutsch­
land, und hier wollen wir auch 
bleiben für immer.
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